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Bundesverfassung.

Die schweizerische Eidgenossenschaft,

.. li -der Absicht, 
9":.Bund der Eidgenossen zu befestigen,

die Einheit, Kraft uud Ehre der schwei;erischen Nation uo" 
"r'-halten und zu fördern, hat nachstehende Bundesuerfosroog uo-

genommen:

Art. 23.
Dem Bunde steht das Recht zu, im Interesse der Eidgenossen_

schaft oder eines grossen Teiles derselben, auf Kosten der. Eid_
genossenschafü öffentriche werke zu errichten oder die Errichtung
derselben zu unterstützen.

Zu diesem Zwecke ist er auch befugt, gegen volle Ent_
schädigung das Recht der Expropriation geltend Ä machen.Die nähern Bestimmungen hieruber bleiben der Bundes_
gesetzgebung vorbehalten.

Die Bundesversammlung kaun die Errichtung öffentlicher
Werke untersagen, welche die militärischen Interes-sen der Eid_
genossenschaft verletzen.

Art.24.
Der Bund hat das Reeht der Oberaufsicht

bau- und Forstpolizei.
Er wird die Korrektion.und Verbauung der Wildwasser,

sowio die auflbrstung ihrer euellengebiete unterstützen und die
nötigen schützenden Bestimmung"o ,,," Erhaltung dieser Werke
und der schon vorhandenen Waldungeu aufstellen.

Arü..24bi.*).
Die Nutzbarmachung der Wasserkräfte steht unter der

Oberaufsicht des Bundes.

übor die W-asser-

*) Der Yolksabstimmung vorn 25. Oktober lg0g unterbreitet.



4 BunalesYerf&osung (Auszug)'

Die Bundesges€tzgobung stellt die zur Wahrung der öffent-

lichen Interessei unal- zur Sicherung der zweckmä'ssigen Nutz-

barmachung der Wasserkrä'fte erforderlichen allgemeinen Vo1-

sch.iften *,it: D"b"i ist auch die Binnenschifrahrt nach Möglichkeit

zu berücksichtigen.
Unter diesem Vorbehalt steht die Regelung der Nutzbar-

rnachung der Wasserkr6lto den Kantonen zu'

Wäntt jedoch oine Gewässerstrecke, die fur die Gewinnung

einer Wasserkraft in Anspruoh gonommen wird, unüer der Iloheit

urehreror Kantoue steht und sich diese nioht über eine gemein-

sarne Konzession verst6ndigen können, so ist die Erteilung der

Konzession Sache des Bundes. Ebenso steht dom Bunde unter

Beiziehung tler beteiligten Kantone die Konzessionserteilung an

Ger,ässerstrecken zu, die die Landesgrenze bilden'

Die Gebühren und Abgaben für die Benutzung der Wasser-

kreftegehörendenKantonenoderdennachdorkantonalenGe-
setzgebung Berechtigten.-sie ierden fif alie vom Bunde ausgehonden Kouzessionen

von diosem nech Anhörung der beteiligten Kantone und in billiger

Rücksichtnahme auf ihre Gesetzgebung bestinrmt. Für die ilbrigen

Konzegsionen werden die Abgaben und Gebuhren Yon den Kau-

tonen innert den durch die Bundesgesetzgebung zu bestimmenden

Schranken festgesetzt.
Die Abgaüe der durch Wasserkraft erzeugten Energie ins

Ausland darf nur mit Bewilligung des Bundes erfolgen'

In allen wasserrechtskonzessionen, die nach Iukrafttreten

dicses Ar.tikels erteilt werden, ist die künftige Bundesgesetz-

gebung vorzubehalteu." d"t Bund ist befugt, gesetzliche Bestimmungen über die

For.tleitung und die Abgabe der elektrischen Energie zu erlassen'

Art. 36.

Das Post- und Telegraphenwesen im ganzen Umfange der

Eidgenossenschaft ist Bundessache.

Der Ertrag der Post- und Telegraphenverwaltung fellt in
die eidgenössisahe Kasse.

Die Tarife werden im ganzen Gebiete der Eidgenossenschaft

nach den gleichen, möglichst biltigen Grundsätzen bestimmü'
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Die Unverletzlichkeit des Post- und Telegraphengehoimnisses
ist gewährleistet.

Art. 64.

Dem Bunde steht die Gesetzgebung zu:
Über die persönliche Handlungsfähigkeit;
über alle auf den Handel und Mobiliarverkehr bezüglichen

Bechtsverhältnisse (Obligationenrecht, mit Inbegriff des

Handels- und Wechselreohts);
über das Urheberrecht an Welken der Literatur und Kunst;
über den Schutz gewerblich verwertbarer Erfindtingen mit

Einschluss der Mueter und Modeller);
über das Betreibungsverfahron und das Konkursrecht.

Der Bund ist zur Gesetzgebung auch in den itbrigen Ge-

bieten des Zivilreohtes befugt**).
Die Organisation der Geriohte, das gerichtliche Verfahren und

die Rechtsprechung verbleiben wie bis anhin den Kantonen';'*+).

Art. 64bi'11.

Der Bund ist zur Gesetzgebung im Gebiete des Strafrechts
befugt.

Die Organisation der Gerichte, das gerichtliche Verfahreu
und die Rechüsprechung verbleiben wie bis anhin den Kantonerr.

Der Bund ist befugt, derr Kantonen zur Errichtung yon

Straf-, Arbeits- und Besserungsanstalten urrd für Verbesserungetr
im Strafvollzuge Beiträge zu gewähren. Er ist aueh befugt, sich
an Einrichtungen zum Schutze verwahrloster Kinder zu beteiligen.

Mii dem Zeitpunkte, in welchem das Strafgesetz in Kraft tritt,
l'allen die Absätze 2 und 3 des Art. 55 der Bundesverfassung dahin.

{') Neues Alinea. Angenommeu in tlcr Yolksabstimmutg vom
19. März 1905.

*'*; Neues Alinea. Angeuommen in del Volksabstimmung vom 13. No-
vember 1898.

+**) Abgeä,ntlertes Alinea. Äugenommen in iler Volksabstimmung vom
13. November 1898.

f) Neuer Artikel. Angenommen in tler Volksabstimmung vom 13. No-
vember 1898.



Bundesgesetz
betreflentl

die elektrisohen Schwach- und Starkstromanlagen.

(Vom 24. Juni 1902.)

Die Bundesversammlung
dor sohrveizerischen Eidgonossenschaft,

in Auwendung von Art. 23, 26' 36, 64 und 64br' der
Bundesverfassung I

naoh Einsiaht einer Botschaft des Buudesrates vom 5. Juui 1899,

beschlie-sst:

I. Allgemeine Bestimmnngen.

Art. 1.

' Die Erstellung und der Betrieb der in Art. 4 und 13 be-
zeichueten elektrischen Schwaah- und Starkgtromanlagen wird der
Oberaufsicht des Bundes unterstellt, und es sind filr dieselben
die vom Bundesrate erlasenen Vorcchriften massgebend.

Art. 2.

Als Sehwachstromanlagen werden solche angesehen, bei
rvelchen normalerweise keine Ströme auftreten können, die für
Perconen oder Sachen gefohrlich sind.

Als Starkstromanlagen werden solche angesehen, trei welchen
Ströme benützt werden oder ouflbreten, die unter Umständen für
Personen oder Sachen gelbhrlich siud.
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Wenn Zweifel bestehen,.ob eine elektrische Anlago als Stark-
strom- oder als Schwachstromanlage im Sinne dieses Gesetzes
anzuseheu sei, so entscheidet daritber der Bundesrat endgültig.

Art. 3.

Der Bundesrat wird die erforderlichon Vorschriften aufstellen
zu tunlichster Yermeidung derjenigen Gefahren und Schädigungen,
welche aus dem Bestande der Starkstromanlagen überhaupt und
aus deren Zusammentreffen mit Schwaohstromanlagen ontstehen.

Diese Vorschriften habeu zu regeln:
&. die Erstellung und Instandhaltung sowohl der Schwach-

strom- als der Süarkstromanlagen;
ö. die Massnahmen, die bei der Parallelftthrung und bei der

Kreuzung elektrischer Leitungen unter sieh, und bei der
Parallelführung und der Kreuzung elektrischer Leitungen
mit Eisenbahnen zu treffen sind;

c. die Erstellung und Instandhaltung olektrischer Bahnen.
Der Bundesrat hat bei Aufstellung und Ausftthrung dieser

Vorschriftcn auf Wahrung des Fabrikgeheimnisses Bedaeht zu
nehmen.

Diese Vorschriften sind bei der Erstellung neuer elektrisoher
Anlagen im ganzen Umfange zur Anwendung zu bringen. Für
die Durchftihrung delselben gegenuber bereits bestehenden An-
lagen kann der Bundesrat angemessene Fristen bestimmen und
Modifikationen bewilligen.

fI. Schwochstromanlagen.

Art. 4.

Unter die Bestimmungen dieses Gesetzes fallen alle Sohwach-
stromanlagen, rvelche öffentliohen Grund und Boden oder Eisen-
bahngebiet beniltzen oder zufolge der Nehe von Starkstromanlagen
zt:- Betriebsstörungen oder Gefehrdungen Veranlassung geben
künnen.

Die Schwachstromanlagen dürfen die Erde als Leitung be-
nutzen, mit Ausnahme der öffentlichen Tolephonleitungen, sofern
zufolge Vorhandenseins von Süarkstromanlagen Störungen des
Telephonbetriebes oder Gefährdungen eintreten können.
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Art. 5.

Der Buud ist berechtigt, für die Erstellung von oberirdischen
und unterirdischen Telegraphen- und Telephonlinien öfrentliche
Plätze, Strassen, tr'ahr- und Fusswege, sos'ie auch öffentliehe
Kanäle, Flüsse, Seen und deren Ufer,, soweit diese dem öffent-
lichen Gebrauche dienen, unentgeltlioh in Anspruch zu nehmeu,,

immerhin unter'Wahrung der Zwecke, für rvelche das in Anspruch
genommene öffentliche Gut bestimmt ist, und gegen Ercatz des

dureh den Bau und Unterhalt allfällig entstehenden Sehadens.

Art. 6.

In gleicher Weise ist der Bund berechtigt, auch über Privat-
eigentum den Luftraum durch Ziehen von Telegraphon- und
Telephondrähten ohne Entschädigungsleistung in Anspruch zrr

nehmen, insofern dadurch die zweckentsprechende Benützung
der betreffenden Grundstitcke oder Gebäude nicht beeinträeh-
tigt wird.

Art. 7.

Die eidgenössische Verwaltung ist verpflichtet, sich vor dem
Bau derartiger Linien (Art. 5 und 6) mit den betrefrenden Be-
hörden oder Privaten über alle fiir sie in Betracht kommenden
VerhÖltnisse ins Einvernehmen zu seüzen und ihren Begehren
so weit entgegenzukommen) als die zweckentsprechende Aus-
ftihrung der Linien es erlaubt. Auf bestehende unterirdische Kanäle
und Leitungen ist möglichst Rucksicht zu nehmen.

Kann eine Verstilndigung über die Art der Ausfuhrung der
Linie nicht erzielt werden, so enüscheidet innert der in den

Art. 5 und 6 gezogenen Schranken der Bundesrat.

Art. 8.

Sofern der Eigentümel ilber das gemäss Art. 5 und 6 in
Anspruoh genommene Eigentum eine Yerfitgung treffen will, die
eine Änderung oder Beseitigung dor errichteten Linie nötig macht,
so hat er die Aufforderung hierzu sohriftlich an die eidgenössisehe
Verwaltung zu richten, welche die Auderung oder Beseitigung
der Linie vorzunehmen het.
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Wird die angekündigte Verfitgung des Eigentrimers nieht
binnen eines Jahres, von der ilnderung oder Beseitigung der
Linie an gerechnet, ins Werk gesetzt, so bleibt der eidgenössiachen
Yerwaltung das Recht auf Ersatz der veranlassten Ausgaben
vorbehalten.

Art. 9.

Der Bund ist berechtigt, auf dem zu Bahnzweoken ver-
wendeten Gebiete der Bahngesellschaften uuentgeltlich Tele-
graphen- und Telephonlinien zu erstellen oder an bestehenden
staatlichen Telegraphenlinien Telephondrähte anzubrirgen, insoweit
dies ohne Beeinträchtigung des Bahnbetriebes und der sonstigen
Beniltzung des Bahngebietes geschohen kann.

Der Bund trägt den Sehaden, welcher einer Bahngesellschaft
duroh den Bau oder Unterhalt einer öffentlichen Telegraphen-
oder Telephonanlage erwächst.

Art. 10.

Sobald die öffentlichen Telegraphen- oder Telephonanlagen
sioh der Erstollung neuer oder der Ver.änderung bestehender
bahndienstlicher Einrichtungen hinderlich erweisen, so hat die
eidgenössische Verwaltung die nötige Verlegung ihror Anlagen
in eigenen Kosten vorzunehmen.

Art. 11.

Streitigkeiten, welche bei Anwendung der Art. 5 bis und
mit 10 dieses Gesetzes entstehen, sind, soweit diese Altikel die
Erledigung nicht einer andern Behörde übertragen, nach Mass-
gabe des Buntlesgesetzes ilber die Organisation der Bundosrechts-
pflege, vom 22. Mörz 1893 (Art. 50, Zitrer 75), durch das Bundes-
gerieht erst- und letztinstanzlich zu entscheiden.

Art.72.
Werden vom Bund für die Erstellung von Telegraphen-

und Tolephonlinien weitere als die in dem vorliegenden Gesetze
bezeiohneten Reohte in Anspmch genommen, so finden die Be-
stimmungen der Bund.esgesetzgebung über die Expropriation
Anwendung.
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III. Starkstromanlagen.

Art. 13.

Untel die Bestimmungen dieses Gesetzes fallen alle Stark-
stromanlagen.

Einzelanlagen auf eigenem Grund und Boden, rvelche die

für Hausinstallationen zulässige Maximalspannung nicht über-

schreiten und die nicht zufolge der Nähe anderer elektrischer
Anlagen Botriebsstörungen oder Gefahrdungen veranlassen können,
werden den Hauginstallationen (Art. 1ö, 76) 77) 26 und 41)
gleichgehalten.

Art. 14.

Der Bundesrat rvird ilber die Stärke der ftir die verschie-

denen Arten von Starkstrombetrieben zulässigen Spannungen oin
Reglement erlasscn.

Art. 15.

Für die Ausfuhrung der Stromleitungen elektrisoher Eisen-
bahnen, für die Kreuzungen der Bahnen durch Starkstromleitungen
und die Läugsftihrung solcher neben Eisenbahnen (Art. 2trZitrer 2)
sind durch die betreffenden Bahnverwaltungen dem Post- untl
Eisenbahndepartement Vorlagen zur Genehmigung einzureichen.

Fiir die Ausführung anderweitiger neuer Starkstromanlagen
(Art. 21, Zitrer 3) sind die Vorlagen dem Starkstrominspektorat
zur Genehmigung einzureichen. Das Starkstrominspektorat hat
einen Bericht der Telegraphendirektion, sowie in rvichtigen Fällen
die Vernehmlassuogen der Regierungen der beteiligten Kantone
einzuholen.

Der Bundesrat wird Vorschriften übel die erforderlichen
Planvorlagen erlassen.

Die Verpflichtung zur Einreichung von Vorlagen besteht
nicht beztiglich der Hausinstallationen.

Art. 16.

Hausinstallationen im Sinne dieses Gesetzos sind solche
elektlische Einrichtungen in lläusern, Nebengebäuden und andern
zugehörigen Räumen, bei denen die vom Bundosraüe g€mäss

Art.14 hierfur als zulässig erklärten elektrischen Spannungen
zul Verq'endung kommen,
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lrrt.17.
. Die in Arü. 3 vorgesehenen Vorschriften werden insbesondere

die beim Zusammentreffen von Starkstromleitungen und Sehwach-
stromleitungen oder von starkstromleituugen *nter sich erforder-
lichen technischen Sicherungsmassnahmen bezeichnen.

Die Durchführung der letztern soll im einzelnen Falle in
der für die Gesamtheit der zusammentreffenden Anlagen zweck_
rnässigsten Weise erfolgen. Wird keine verstandigufu über die
zu treffenden Massnahmen erzielt, so entscheidet äer Bundesrat
u_ach Einholung des Gutachtens der in Art. 1g vorgesehenen
Kommission.

Die zur Ausfährung dieser Sicherungsmassnahmon aufzu_
wendenden Kosten, mit Inbegriff derjenigen für notwendig
werdende verlegung von öffentlichen oberirdischen Telephon--
leitungon, sind von den zusammentreffenden unternerrmungen
gemeinsam zu tlagen.

Irür die Yerteilung der bezüglichen Kosten ist es unerheb-
lich, welche Leitung zuerst bestanden hat und an welcher Leitung
dje Schutzvorrichtungen oder Anderungea anzubringen sind. Dii
Kostenverteilu'g ist vielmehr uach folgenden Grundsätzen vor-
zunehmen.

t, Wenn öffentliche und bahndienstliche Schwaohstrom-
loitungen einzeln oder zusamrnen mit einer andorn elektrisehen
Leitung zusammentreffen, fallen 2/r det' Kosten zu Lasten der
letztorn und l/a zu Lasten der erstern.

2. Wenn zwei oder mehrere Starkstromleitungen unter sich
oder mit privaten sohwachstromleitungen zusammentieffen, v'erderi
die Kosten im \terhältnis der wirtschaftlichen Bodeutung dieser
Anlagen verteilt.

Die Anbringung von Doppeldrähten und uberhaupt von Rück-
leitungen, die von der Erde isoliert sind, an öffentlichen Tele-
phonleitungen fallt ausschliesslich zu Lasten des Bundes.

IMenn unter den Beteiligten eine Verständigung über den
Umfang der gemeinsam zu tragenden Kosten und tiber deren
Yerteilung nichü erzielt rvird, entscheidet das Bundesgericht erst-
und letztinstanzlich.
: Die Bestimmungen dieses Artihels beziehen sich nicht auf

Flausinstallationen.
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Art. 18.

Die Erteilung Yon Konzessionen gemäss Art' 20-22 des

Bundesgesetzes beireffend das Telephonwesent vom 2?' Juni 1889,

für Teilphonleitungen, welche für den Betrieb von Starkstrom-

anlagen notwendig sind, erfolgt kostenfrei.

IY. Kontrollo.

Art. 19.

Der Bundesrat wählt auf die ordentliche Amüsdauer eine

Kommission fitr elektrische Anlageu von sieben Mitgliedern' In
derselben soll die elektrisohe Wissenschaftr sowie die Sehwach'

und Starkstromtechuik angemessen vertteten sein'

Die Kommiesion begutachtet die vom Bundesrat zu erlassenden

vorschriften für die Erstellung und ilie Instandhaltung der elek-

trischen Anlagen, eowie die Angelegenheiten, über welch-e der

Bundesrat g"-ä,o den Art. 2)gt7) 14' 15' Al' 31 17r Al'2r 23,
2\ 4q 52 und 60 dieses Gesetzes zu entscheiden hat'

Art..20.

Die Beaufsichtigung der elektrischen Anlagen und die Über-

wachung ihres guten Zustandes ist sache der Betriebsinhaber

(Eigentümer, Pächter usw.).
Auch die Beaufsichtigung und der Unterhalt der elektrischen

Leitungen, welche sioh auf Bahngebiet befinden, sintl vom Betriebs-

inhaber zu besorgen, und es ist daher ihm und seinen Beauf-

tragten zu diesem Zwecke das Betreten des Bahngebietes unter

Voranzeige an die Bahnorgane gestattet.

Art.21.

Die Kontrolle über Ausftthrung der in Art. 3 erwähnten

Vorschriften wird übertragen:
1. für die Schwachstromanlagen, mit Ausnahme der den Stark-

stromanlagen dienenden privaten Schwachstromleitungeno

lnd fttr die Kreuzung der Schwaahstromanlagen mit Stark-

stromleitungen, welche nioht zu einer elektrischen Eisen-

bahn gehören,, dem Post' und Eisenbahndepartement (Tele-

graphenabteilung) ;
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2. ftir dic elektrischen Eisenbahneu mit Inbegriff der Bahn-
kleuzungen durch elektrisahe Starkstromleitungen und der
Läugsführung solcher neben Eisenbahnen, sowie fär Kreuzung
elektrischer Bahnen durch Schwachstromleitungen, dem Post-
uud Eisenbahndepartement (Eisenbahnabteilung) ;

3. für die übrigen Starkstronranlagen mit Inbegriff der elek-
trischen llf,aschinen einsm vom Bundesrate zu bezeichnenden
Inspektorate für Starkstromanlagen.

Art.22.
Die Bundesversammlung kann auf Antrag' des Bundesrates

arn Platze der drei Kontrollstellen (Art. 21) die Schaffung eines
einheitlichen Inspektorates beschliessen.

Art. 23.

Gegen die Verfügungen untl Weisungen der in Art. 21 ge-

nannten Koutrollstellen kann innerhalb 30 Tagen Rekurs ergrifren
v'erden, und zwar bei Ziffer 1 und 2 an den Bundesrat, bei
Ziffer B an das Post- und Eisenbahndepartement, und gegen dessen
Entscheid binuen weitereu 30 Tagen an deu Bundesrat.

Sollte nach Art.22 ein einheitliches Inspektorat eingesetzt
werden, so kann gegen dossen Entscheidungen innerhalb 30 Tagen
beim Bundesrat Rekurs ergriffen werden.

Art. 24.

Allfällige Differenzen zwischen den in Art. 21 genannten
Kontrollstellen werden vom Bundesrat entschieden.

Art. 25.

Die Süarkstromanlagen haben dem Starkstrominspektorat das

statistische Material technisoher Natur zu liefern, welches für die
Erstellung einer einheitlichen Statistik erforderlich ist.

Art. 26.

Die in Abschnitt IV vorgesehene Kontrolle erstreckt sich

nicht auf die Hausinstallationen. Dagegen rvird derjeuige, weloher
elektrische Kraft an Hausinsü,allationen abgibt, verpfliohtet' sich
über die Ausübung einer solohen Kontrolle beim Starkstrom-
inspektorat auszuweisen, uud es kann diese Kontrolle oiner
Nachprüfuug unterzogen werden.
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Y. Haftpfliehtbestimmungen.

Art. 27.
'Wenu durch den tsetrieb einer privaten oder öfrentlichen

Schwach- oder Starkstromanlage eine Person getötet oder körper-
lich verletzt wird, so haftet der Betriebsinhaber für den ent-
standenen Schaden, wenn er nicht beweist, dass der Unfall durch
höhere Gerralt oder durch Verschulden oder Versehen Dritter
oder durch grobes Versehulden des Getöteten oder Verletzten
YerurSacht rvurde.

In gleioher Weise besteht die Haftpflicht ftir Schadigung an
Sachen,, jedoch nicht für Störungen im Geschaftsbetrieb.

Art. 28.

Besteht die elektrische Anlage aus rnehreren Teilen mit ver-
schiedenen Betriebsinhabern, so haftet dem Beschädigten:

,r. wenn der Schaden in dem gleichen Teile der Anlage zu-
gefugt und verursacht wird, der Inhaber dieses Teiles der
Anlage;

ä. n'enn der Sehaden in dem einen Teile zugeftigt, in einern
audern verursacht wild, die lnhaber des einen und des

andern Teiles solidarisch.'\{ird der Inhaber iles Teiles, welcher den Schaden zugefrigt
hat, für denselben belangt, so hat er das Rückgriffsrecht auf den
Inhaber des'Ieiles der Anlage, welcher den Schadcn verursacht hat.

Art. 29.

In Fallen von Sachbeschadigung infolge eines dulch den
Betrieb einer elektrischen Anlage verursachten Brandes gelten
die Bestimmungen des Obligationenrechts.

Art. 30.

Wenn Schädigungen zufolge des Zusammentreffens von
verschiedonen elektrischen Leitungen entstehen, so haben die
beteiligten Unternohmungen den Sehaden gegeniiber dem Ge-
schädigten uuter Solidarhaft zu trqen I unter sich,, soweit nicht
das Verschulden der einen Anlage nachgewiesen werden kann
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oder anderweitige Verständigungen getrofren werden, zu gleichen
Teilen. Solahe Verständigungen können auch im voraus getroffen
rverden.

Art. 31.

Wenn elektrische Anlagon sioh gegenseitig schädigen, so ist
der Schaden, sofern nicht das Verechutden äer eine-n Änlage
nachgewiesen werden kann, unter Würdigung der sämtlichen
Verhähnisse in angemessener und billiger Weise unter denselben
zu verteilen.

Art. 32.

Der Betriebsinhaber der Stark- oder Schwachstromanlage ist
verpflichtet, von jeder vorgefallenen erhebliehen personenbeschä-

digung, sowio von jeder erheblichen Sachenbeschädigung gegen;
über Dritten, sofort der nach Art. 4 des Bundesgesetzes betreffend
die Arbeit in den Fabriken vom 23. März 1877 zuständig er-
klärten Lokalbehörde Anzeige zu machen.

Diese leitet über dio Ursache und die Folgen der ihr bekannt
gewordenen erhoblichen Unfalle ungesilumt und in wichtigeren
Föllen untor Zuzug von Sachverständigen eine amtliohe Unter-
suohung ein und gibt der kantonalen Regierung zu Handen des
Post- und Eisenbahndepartements vom Vorfalle Kenntnis.

Art. 33.

Die Einrede der höhern Gewalt im Sinne dieses Gesetdes
kann nicht geltend gemacht werden bei Sohadigungen, die durch
Einrichtungen, welohe den gemäss Art. 3 zu erlassenden Vor-
schriften entsprechen, hätten abgewendet werden können.

Art. 34.

Die Betriebginhaber der elektrischen Anlagen haften für alle
Per€onen, deren sie sich zum Betrieb der elektrischen Anlagen
bedienen.

Das Rückgriffsrecht auf diese Personen bleibt im Falle deren
Verschuldens den haftpflichtigen Betriebsinhabern elektrischor
Anlagen vorbehalten.
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Art. 35.

Wenrr nachge\Äriesen rverden kann, dass der Getötete oder

verletzte oder der an seinem Eigentum Gesohadigte sich durch

eine widerrechtliche Handlung odär mit wissentlicher Übertretung

von bekannt gegobenen Schutzvorsehriften, Warnungen u' dgl'

mit der elektrischen Aula,ge in Berührung gebracht hat, so kann

kein schadenersatz im sinne der art. 27 und 28 dieses Geeetzes

gefordert werden, selbst wenn der Unfall auch ohne Verschulden

des Geschädigten eingetreten ist.

Art. 36.

Für die Bemessung der Entschädigungen sind die Bestirn-

mungen des Obligationenrechtes massgebend.

Bei Personenbeschädigungen ist als Ereatz für den zukünftigeu

Unterhalt oder Erwerb nach dem Ermessen des Geriohtes ont-

weder eine Kapil,alsumme oder eine jäbrliche Rente zuzusprechen'

Wenn im Momente der Urteilsfcllung die Folgeu eiqer

Körperverletzung noch nicht genügend klar vorliegeu, so kann

der Richter ausnahmsweise sorvohl für den Fall des nachfolgenden

Todes oder einer Verschlimmelung, als auch im Falle einer Ylr-
besserung des Gesundheitszustandeg des Verletzten, eiue spätere

Berichtigung des Urteils vorbehalten. Ein bezügliches Bogehren

rnuss längstens innert Jahresfrist nach Ausflillung des Urteils

gestellt werden.

Art. 37.

Die in diesem Gesetze erwähnten Schadenersatzansprüche

für Personen und Sachen verjähren in zwei Jahren von denr

Tage an, an welchem die Sahädigung stattgefunden hat. Für die

Unterbrechung der Verjährung gelten die Bestimmungen des

Obligationenrechts.

Art. 38.

Bei Streitigkeiten über solohe Sohadenersatzansprüche haben

die Gerichte tiber die Wahrheit der tatsöchlichen Behauptungen

und ilber die Höhe iles Schadenersatzes nach freier Wurdigung
des gesamten Inhalüs der Yerhandlungen zu entscheiden, ohne an

die Beweisgrundsätze der einschlagenden Prozessgeseüze gebunden

zu sein.
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Alt. 39.

Reglemente, P'.tlikationen oder speziolle Vereinbarungen,
durch welche die Haftpflicht nach den Bestimmungeo diis",
Gesetzes zum voraus n'egbedungen sder beschränkt wird, haben
keine rechtliohe Wirkung.

Art. 40.

I'ür die Beziehung zwischen den Betriebsinhabern der elek-
trisohen Anlagen und ihren Angestellten und arbeitern bleiben
die Bestimrnungen der Haftpflichtgesotze (Bundesgesetz betreffend
die Haftpflicht der Eisenbahn- und Dampfschiffunternehmungen
vom 1. Juli 1875 und Bundesgesetze betreffend die Haftpflicht
aus Fabrikbetrieb vom 25. Juni 1881 und 26. April lggf un_
veröndert in Kraft.

Lft,47.
Die Haftpflichtbestimmungen des Abschnitts V linden keine

Ann endung auf elektrische Hausinstallationen.

YI. Expropriation.

Lrt. 42.

_!u1 
d-as Erpropriationsreoht der eidgenössischen Telegraphen_

und 'felephonverwaltung gelten die Bestimmungen des Äri. 12
dieses Gesetzes. andern schwachstromanlagen, *älche öffentlichen
Zrvecken dienen, rvird das durch Art. 48 den Starkstromanlagen
gewährte Expropriationsrecht eingeräumt.

Art. 43.

Den Eigentümern von elektlischen Starketromanlagen und
den Bezügern yon elektrischer Euergie kann der Bundesrat das
Reeht der Expropriation fur die Einrichtungen zur Fortleitung
und verteilung der elektrischeu Energie, sowie flir die Erstellung
del zu deren Betrieb notwendigen Schwachstromanlagen gemaÄ
den Bestimmungen der Bundesgesetzgebung über die Expropriation
und den besondern Vorschriften des gogenwärtigen Gesetzes
gewähren.
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Mt.44.
Baumäste, durch welche eine bestehende Schwaeh- oder

Sbarkstromleitung gefahrdet oder gestört wird, sind vom Eigen-

tilmer auf Verlangen der betrefrenden Anlage gegen Entschildi-

gung zu beseitigen." "W"oo der Eigentumer die Berechtigung des Verlangens

bestreitet oder wenn die beiden Parteien sich über die Höhe

tlerEntschädigungnichteinigenkönnen,soentscheidetendgültig
einedurchtlieKantonsregierungzubezeichnenileLokalbehörde
innertltingstonssTagen;diesewirdnötigenfallsauohfürAus-
fuhrung iires Urteils 

-besorgt sein. Die Kosten sind durch die

Unternohmung zu tragen.

Arl,. 45.

Als Einrichtungen zur Fortleitung und Verteilung der elek-

trischen Energie lverden angesehen:

1. tlie Ersiellung von eiektrischen Leitungen (oborirdischen

und unterirdischen) mit ihren Zubehörden;

2. die Anlagen von Trausformationsstationen mit ihlen Zu-

behörden.

Art. 46.

Das Expropriationsrecht kann geltend gemacht werden gegen-

über dem Privaieigentum und dem Areal der Eisenbahnen' gegen-

über letzter"* *b", nur, insofern der Bahnbetrieb durch ilen

Bestand einer Starkstromleitung nicht gestört oder gefährdet und

die Anbringung der für den Bahnbetrieb notwendigen Leitungen'

sowie derl,"itoog"o der Telegraphen- und Telephonverwaltung

nicht gehindert wird.
f-tir aie Einrichtungen zur Fortleitung, zur Verteilung und

zur Abgabe der elektrisihen Energie wird auch gegenilbe-r dem

tiffentliclen Eigentum eines Kantons oder einer Gemeinde das

Reoht der Mitbentttzung auf dem Expropriationswege eingeräumt'

Dagegen können, soweit es sich nicht um den elektrischen

Betrieb "oo 
pisenbahneu handelt, Gemeinden zum Schutze ihrer

berechtigten Interessen das Recht zur Mitbenützung ihres öfrent-

liohen Elgentums für Einrichtungen zurAbgabe elektrischer Energie

innerhalü der Gemeinde verweigern oder an beschränkende Be-

stimmungen knüPfen.
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Gegen solche Schlussnahmen kann bjnnen 20 Tagen an die

kantonale Regieru'g rekurriert werden. Gegen deren- Entscheid
ist binnen weitern 20 Tagen der Rekurs an den Bundesrat süatt_
haft, welcher endgultig entscheidet.

Die rnanspruehnahme öffentlichen Areals für. die r\Iitbenützung
durah die elektrischen anlagen darf nur staütffnden unter. wahruni
der .andern Zwecke, fiir welche das in Anspruch g.oo**"nä
Gobiet bestimmt ist.

Art. 47.

Die Expropriation kann vom Eigentümer der elektrischen Stark_
stromanlage, beziehungsweise vom Bezüger elektlischer Energie
sowohl für die übertragung des Eigentums, wie auch ftir äie
Bestellung einer servitut, und zwar für letztere dauernd oder bloss
zeitweise beansprucht werden.

Art. 48.

Die zu entrichtende Entschädigung soll je nach Umstäuden
in einer Kapitolablindung oder in einär jahriichen Leistung be-
stehen.

In die Entschildigung hann mit Zustimmung beider ,Ieile
die Abfindung für Kulturschad.en und anderen Scf,aden, welcher
bei vornahme von anderungen und Reparaturen an den erstellten
elektrischen Leitungen entsteht, einbezogen werden. Wenn diese
Zustimmung nioht vorliegt, so werden die EnLschadigungsansprilahe,
welohe sieh im Verlauf des Betriebes ergeben ,otttuo, im Falle
der Bestreitung nach dem ordentrichen prozessverfahren erledigt.

Art. 49.

Pur Expropriationsrecht {ind.et gemtiss den Bestimmungen
dos Buudesgesetzes betreffend die verbindlichkeit zur abtreting
von Privatrechten vom 1. Mai 18b0 statt, unter vorbehalt de-r
in den Art. 50 bis uud mit 54 des gegenwitrtigen Gesetzes fest_
gesetzten Ausnahmen.

Art. 50.

Wenn das Expropriationsrecht für eine elektrische Anlage
beansprucht wird, so ist das Trac6 der projektierten Leiturig,
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soweit das Expropriationsrecht nacbgesucht wird, in einer Ein-

gabo und plani'oriage an das Starkstrominspektorat bestimmt zu

bezeichnen.
Das Expropriationsrecht ist vom Bundesrat zu bowilligon,

insoweit innert der Frist von dreissig Tagen nach Kenntnisgabe

der Pläne (Art. 51) keine Einsprache erfolgt ist. sind Einsprachen

eingereichi worden, so ist das Expropriatiorrsrecht gegen die

!)insprecher nur zu bewilligen, wenn eine Antlerung des Tracds

ohne erhebliche tochnische Inkonvenienzen oder unverhältnis-

r[ässige Mehrkosten oder oine Gefti,hrdung del' offentlichen sichor-

heit nicht möglich ist.

Falls nach Erstellung von elektrischen anlagen die änderung

einer Anlage durch die Umstände geboten ersoheintt so kann auf

Verlangen des Exptoprianten oder des Expropriaten ein neuos

F)xprop'riationsverfahrJn bewilligt und durchgefilhrt werden.

Art. 51.

Gleichzeitig mit der Planvorlage an das starkstromiuspektorat

zuhanden des Bundesrates hat die Planauflage in den Gemeinden

zur Einsichtnahme dulch die Interessenten zu erfolgen. Die Plan-

auflage und tlas Expropriationsbegehren sind sowohl zu publizieren

cls airch den Intoressonten persönlioh bekannt zu geben'

Wenn das Expropriationsreeht nur gegenüber einzelnen Grund-

besitzern beansprucht n'ird, findet das aussorordentliahe Expro-

priationsverfahren (art. 18 und folgende des Expropriationsgesetzes

von 1850) statt.

Alt. 52.

Nach Erledigung allftilliger Einsprachen gegen die Pla-n-

vorlage duroh den Bundesrat und nach dereu Genehmigung ist

:.uf üerlangen einer Partei die Schätzungskommission (Art. 54)

zur Behandlung der Entschädigungsansprüche einzuberufen'

Art. 53'

Nach erfolgter Plangenehmigung kann mit der Erstellung der

elektrischen Leitung begonnen werden, auch wenn das Schätzungs-

r.erfahren noch nicht beendigt ist und die Entschadigungen noeh
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nicht ausbezahlt sind. Immerhin ist fitr richtige Auszahlung der.
letzteren Sicherheit zu bestellen; die Höbe dieser Sicherheit rvird
im Streitfalle von der Schätzungskommission festgesotzt.

Art. 54.

tr'ür jeden Kanton wird eine Schätzungskommission von drei
Mitgliedern ernannt, von welchen je eines durch das Bundes-
gericht, den Bundesrat und die betreffende Kantonsregierung zu
wählen ist. Für jedes Mitglied werden von den zur Wahi Be-
rechtigten zwei Ersatzmänner bozeichnet.

Gegen den Entschoid der Schätzungskommission ist der Rekurs
an das Bundesgericht zulässig, nach Massgabe des Bundesgesetzes
betreffend die Verbindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten
yom 1. llai 1850.

VII. Strafbestinrmungen.

Art. 55.

Wer durch eine Handlung oder Unterlassung vorsätzlich einc
elektrische Anlage beschadigt oder gefahrdet, wird bestraft:

o. wenn dadurch Personen oder Saohen einer erheblichen
Gefahr ausgesetzt waren, mit Gefangnis;

0. wenn beträehtlicher Schaden au gachen ontstanden ist, mit
Geftingnis oder Zuchthaus bis auf 10 Jahre;

c. wenn eine Person bedeutend verletzt oder getötet rvorden
ist, mit Gefti,ngnis oder Zuclrthaus.

Art. 56.

Wer in fahrläissiger Weise dureh eine Handlung oder Untor-
lassung eine solche Schadigung oder Gefahr herbeiführt, rvird
bestraft:

im Falle der lit. a des Art. 55 mit Geldbusse bis auf Fr. 500
oder mit Geföngnis bis auf sochs Monate I

im Falle der lit. ö des Art.55 mit Geldbusse bis auf Fr.1000
oder mit Gefängnis bis auf ein Jahr;

im Falle der lit. c des Art. 55 mit Geldbusse bis auf Fr. 3000
oder mit Gefängnis bis auf drei Jahre.
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ln allen drei Fällen kann mit der Geftingnisstrafe Geldbusse
velbunden werden.

Art. 57.

Wer durch \.orsätzliche oder grob fahrlässige Handluugen
die Benutzung der Telegraphen- oaler Telephonanlagen oder der
Starkstromanlagen zu ihren Zwecken hindert oder stört, wird mit
Geldbusse bis auf Fr. 1000 oder rnit Gefängnis bis auf ein Jahr
bestraft.

Wenn infolge der betreffenden Handlung eine Person be-
deutend verletzt oder getötet odor sonst ein erheblicher Schaden
gestiftet n'orden ist, ist auf Geldbusse bis auf Fr. 3000 oiler
Geftingnis oder Zuc.hthaus zu erkennen.

Mit del Freiheitsstrafe kann auch Geldbusse verbunden
lr'erden.

Art. 58.

Wer in del Absicht, sioh oder andern einen rechtswidrigeu
Vorteil zu versohaffen, einer elektrischen Anlage Kraft entzieht,
wird mit Geldbusse bis auf Fr. 3000 oder mit Geföngnis bis auf
ein Jahr bestraft. Mit der Freiheitestrafe kann auch Geldbusse
verbunden werden.

Art. 59.

Die strafi'eohtliche Yorfolgung der in den Art. 55r 56, 57

und 58 bezeichneten Yerbrechen und Vergehen ffndet gemäss

don \rorsahriften des Bundesgesetzes über das Bundesstrafrecht
lon.r 4. Februar 1853 statt. Dessen Yorschriften sind aueh mit
Iloz,ug auf die Verjährung massgebend,

Art. 60.

Wer Weisungen des Starkstrominspektorates, die auf Grund
der vom Bundesrate gemäss Art. 3 dieses Gesetzes erlassenen
Vorsclrrifton erteilt rverden, nicht befolgt, kann vom Bundesrate
mit einer Busse bis auf Fr. 1000 bestraft vyerden.

Vorbehalton bleibon ausserdem die Strafbestimmungen der
Art. Db, Do uno cl.
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YIU. $chlnssbesümmungon.

Art. 61.

Das Bundesgesetz betreffend die Erstellung von Telegraphen-
und Telephouliuien vom 26. Juni 1889 uud der Art. 66 des
Bundesstrafrechtes vom 4. Hornung 1853 werden mit dem Inkraft-
treten des gegenwärtigen Gesetzes aufgehoben.

Art. 62.

Der Bundesrat wird beaufüragt, auf Grundlage der BestiEn-
muugon des Bundesgosetzes vom 1?. Juni 18?4, betreffend die
Yolksabstimmung über Bundesgesetze und Bundesbeschlilsse, die
Bekanntmaohung dieses Gesetzes zu yera,nstell,en und den Beginn
der Wirkeamkeit deseelben festzusetzen.
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Bundesgesetz
über

Mass und Gewicht.
(Yom 24. Juni 1909.)

Die Bundesversammlung
der sehweizerischen Eidgenossensehaft,

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates vom 9. Juni 1906 ;

gestützt auf Art. 40 der Bundesverfassung vom 29. Mai 1874,

beschliesst:

II. Die gesetzlichen ilasseinheiten.

C. Elektrische Masseinheiten.

Art. 10.

Flir die elektrischen Messungen gelten folgende gesetzliche

Haupteinheiten: das internationale Ohm, das internationale Ampere,
das internationale Volt und das internationale Watt.

Art. 11.

Das iuternationale O h m ist die Einheit des Widerstandes.
Es ist der Widenstand, welchen ein unveränderlieher Strom in
einer Quecksilbersäule von gleichförmigem Querschnitt, von einer
Längo von 106,300 Centimetern rind einer Masse von 141452I
Gramm bei der Temperatur 0 0 {indet.

Art. 12.

Das intsrnationale Ampere ist die Einheit der Stromstärke.
Es ist der unverändorliche Strom, welcher bei seinem Durch-
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gang duroh eine wässerige Lösung von Silbernitrat die Masse
von 0,00111800 Gramm Silber in einer Sekunde abscheidet.

Die lllektrizitätsmenge, welche durch den Strom eines Ampere
während einer Stunde geliefert wird, ist die Ampere-Stundä.

Art. 13.

Das internationale V o I t ist die Einheit der elektromotorischen
Kraft und der Spannungsdifferenz. Es. ist die uuveränderliche
Spannungsdiferenz, welche zwischen den Endpunkten oines von
elektromotorischer Kraft freien Leitert vom Widerctande eines
internationalen Ohm dauernd wirkend, einen unveränderlichen
Strom gleieh einem internationalen Ampere erzeugt.

Art. 14.

Das internationele W a t t ist die Einheit der Leistung (Etrekt).
Es ist die Loistung eines unyerändorlichen Stromes von der Starke
eines internationalen Ampere unter der unvoränderlichen Spannung
einos internationalen Yolt.

Die Arbeit, welche ein internationales Watt während einer
Stunde entwickelt, heisst Wattstunde.
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Yorsehriften
betrefrentl

Erstellung und Instandhaltung der elektrischen

Schwachstromanlagen.

(Vom 14. Februar 1908.)

Der schlr'eizerisehe Bundesrat,
in Ausführung des Art. 3 des Bundesgesotzes betreffend die

elektrischen Schwach- untl Starkstromanlagen vom 24. Juni 1902+);

nach Einsioht der Protokolle tler Kommission fitr elektrische

Anlagen;
auf den Antrag seines Eisenbahndepartements,

beschliesst:

Für die Erstellung und Instandhaltung der elektrischen

Schwachstromanlagen gelüen folgende Vorschriften :

I. Ällgomeine Bostimmungen.

Art. 1.

1 Diese Vorsohliften sintl bei der Erstollung neuer elok-

trischer Schwachstromanlagen im p;anzen Umfange zur Anwendung

zu bringen.
2 Wenn ihrer Erfullung ausfterordentliche Schwierigkeiten

im Wege stehen, so kann der Bundesrat auf Änsuchen der be-

troffenen Unternehmungen Fristen bestimmen und Motli{ikationen

bewilligen.

*) Siehe eidg. Gesetzsammlung n. F., Bd. XIX, Seite 269.
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Lrt.2.
Auf bestehende Anlagen Iinden d.ie Vorschriften Auwendung:

a. bei Erweiterungen, Umbauten und Reparatureu, so*,eit di-es
ohne wesentliche Anderung der bestehenden Anlage mög_
lich ist:,

ü. in gefahrdrohenden Fallen.

Art. ll.
Soweit in den nachfolgenden Vorschriften keine gegenteilige

Bestimmungen onthalten sind, gelteu auch die vorsöltrirteo ü-
treffend Erstellung und Instandhaltung:

a. der elektrischen Starkstromanlap;en ;
ö. der Parallelführungen und Kreuzungen.

Art. 4.
1 Wenn an Schwachstromanlagen Arbeiten ausgeführt u,erden

sollen, durch welche Störungen an Leitungen oder Apparaten
anderer Schwachstromunternehmungen entstehen ktinnen, so hat
der Besitzer bezw. Betriebsinhaber dor im Bau oder in Reparatur
begriffenen Anlage die Betriebsinhaber der andern Anlagen recht-
zeitig schriftlich von seinom Vorhaben in Kenntnis ,o ,"tr"n. In
allen in Betracht fallenden anlagen sind. dann die zur verriroidung
gegenseitiger Störungen nötigen Massnahmen zu treffen.

2 Die Durchführung der Vorschriften soll in der für die Ge-
sarntheit der zusammontreffenden Schwachstromanlagen zn,eck-
mässigsten Weise erfolgen.

Art. 5.
Die Schrvaehstromunternehmungen haben in allen.Ortschaften,

in denen sie obe'irdische Leitungsuetze besitzen, im Veroin mit den
betreffenden Ortsbehörden und Starkstromunternehmungen, dafür
zu sorgenl dass bei der Feuerwehr Leute eingestellt werden, welche
mit den Leitungon und den einschlägigen Arbeiten vertraut sind.

II. Sichernng der Leitungen unil Äpperate.

Art. 6.
1 Zum Schutz der Kabel, Hausleitungen uud Apparate der

schwachstromstationen gegen Beschädigung tlurch starkstrom uud
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atrnosphärische Entladungen sind in del Regel folgende Sicherungs-

appara,te anzubringen :

a. bei direkter Zufrihrung der Freileitungen zu sahwachstrom-

stetionen sind zwischen ersteren und den Apparaten Grob-

sicherungen., Blitzschutzapparate rrnd Feinsicherungen ein-

zuschalten;
Ö.beimAnschlussderFreileituDgenandieztrSchwachstrom-

stationen führenden Erdkabel sind zwischen den ersteren

unddenKabeladernGrobsicherungenrrndBlitzschutzapparate
und zwischen den Kabeladeln und den Apparaten Fein-

sicherungen einzuschalten.
2 Die Feinsicherungen könuen weggelassen werden, wenn

die Apparate clerart konstruiert oder aufgestellt sind, dass sie

uuct bei* Eintritt von starkstrom nicht feuergefehrlich rverden

können' 
art. ?.

Die Konstruktion und Anortlnung der Sicherungen muss eine

derartige sein, dass beim Abschmelzen der Schmelzkörper kein

Kurzschluss und kein ilberspringen tles Lichtbogens auf benaeh-

barte Anlage- oder Gebaudeteile und kein Horumspritzen flüssiger

Metalle vorkommen kann' 
Art. g.

\Menn die Schmelzkörper der Sicherungen aus weichom,

plastischem Metall bestehen, so soll nicht das Metall des schmelz-

to"p"tt direkt den Kontakt mit den Leitungen vermitteln, sondern

ee sollen tlie Enden der Schmelz-Dr'ähte otler Streifen in Kontakt-

sttioke aus Kupfer oder gleich geeignetem hartem Metall eingesetzt

werdeu' 
art,. g.

Die Sicherungen sollen während des Betriebes gefahrlos be-

dient und ausgewechselt werden können.

Art. 10.

Die Unterbrechungsstromstärken sind nach folgenden Regeln

festzusetzen:
o. Die Grobsicherungen sollen bei einer für Hausleitungen

(Minimaldurchmesser ftir Kupferleitungen 0r; mm) noch nicht

feuergefährlichen Stromstärke in Wirksarnkeit treten'
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b. Die Feinsicherungen sollen bei einer Stromstärke wirken,
welcho für die zu schützenden Apparate noch nicht gefehr-
lich ist.

Art. 11. c
Die llrdleitungen der Blitzschutzapparate sollen uach Arü. 1b

und 16 horgestellt ryerden.

Art.12.
1 Die Grobsicherungen und Blitzschutzapparate sind an zu-

gä,nglichen Stellen, in möglichster Nähe der Einfilhrung der Frei-
leitungen anzubringen.

2 Die Feinsioherungen sind, son'eit tunlich, am Ende der
Hausleitungen yor den Apparaten einzuschalten, sofern die Haus-
leitungen mit Starkstromleitungen zusammentreffen; in den übrigen
Fallen konnen Bie zwischen den Hausloitungen und den Blitz-
schutzapparaten angobracht werden.

Art. 13.

In grossen Schwachstromstationen, wie n. B. in Telephon-
zentralen, Hauptbureaux für Telegraphen- oder Bahnsignaldienst,
Uhrenzentralen und dergleichen, sollen die Sicherungen und die
Blitzsehutzappalate so untergebracht v'erden, dass durch deren
Funktionieren weder Anlage- noch Gebäudeteile beschädigt, oiler
Personen gefährdet werden können.

Art. 14.

In Stationon mit nur einer odor weuigen Leitungen können
die Sicherungen und Blitzsohutzapparete offen angebraoht werden,
jedoch dürfen sich in ihrer Nähe keine leicht entzündlichen Stoffe
befindon I andernfalls milssen Sioherungen und Blikschutzapparate
gegen ihre Urngebung feuersicher abgesohlossen sein.

III. trlrilleitungen.

Art. 15.
1 Für die Erdung der Blitzschutzapparate der Schwachstrom-

einriehtungen soll Kupferdraht von mindestens ? mmt (3 mm
Durchmesser) oder ein anderer hinsichtlich Leitungsfnhigheit und
Haltbarkeit mindestens gleichwertiger Leiter verwendet werden.
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' Es ist untersagt, die Erddrähte der Schwachstromapparaüe

au Gebäudeblitzableiter oder an Gasleitungen anzuschliessen.
3 Für die Erdung der eisernen Tragwerke ist ein Kupfer-

leiter von mindestens 25 mm2 Querschnitt oder ein anderer hin-

siohtlich Leitungsfrihigkeit und Haltbarkeit minilestens gleioh-

wertiger Leiter anzuwenrlen.
a Die auf Gebäutlen angebrachten eisernen Tragwerke sind

mit vorhandenen Gebäudebliüzableitern gut leitend zu verbinden.
5 Der Erdloitungsdraht muss mit dem zu erdenden Gegensüand

und mit der Erdelektrode gut leitend und meehanisch sioher ver-

bunden werden.

Art' 16.

1 Als Eidelektroden müssen entweder haltbare Metallplatten

von mindestens je 1/r ms gesamter Oberfläche, oder andere be-

züglich Yerbintlung mit der Erde mindestens gleichwertige Metall-

massen benützt werden.
2 Die Erdplatten müssen in mögliohst feuchtes Erdreich ein-

gegraben oder unter Wasser in dauernd sicherer Weise befestigt

werden. Wo beides nicht ereichbar, ist durch Vergrösserung

der Oberfläche der Erdplatten und andere llittel eine möglichst

gute Erdverbindung herzustellen.
3 Soweit sieh Erdleitungen im Freien und im Handbereich

be{inden, sollen sie gegen Beschädigung geschützt werden.

IY. Freiloitungon.

Art. 1?.

1 Die spezifische Bruchfestigkeit (per mms) der Drähte darf
nicht weniger betragen als:

40 kg bei Bronzedrähten bis zu 6 mm Durchmesser (30 mmz

Querschnitt).
120 kg bei Stahldrähten bis zu 5 mm Durehmesser (20 mrn?

Querschnitt).
40 kg bei Eisendrähten bis zu 6 mm Durohmesser (30 mmr

Querschnitt).
2 Stahl- und Eisendrähte dtirfen nur galvanisiert verwendet

werden.
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Art. 18.
Drähte unter 1rr mm Durchmesser (1rz mme euelschnitt)

dürfen nioht verwendet werden.

Art. 19.
Dor Durchhang der Drähte ist so zu wählen, dass auch bei

den tiefsten in Betracht kommenden Temperaturen dos Ortes
unter blosser Berücksichtigung des Eigengewichts noch mindestens
droifache Sioherheit gegen Drahtbrueh vorhanden ist.

Art. 20.
Bei der Befestigung der Isolatoren auf den Stützen sollen

Bindemittel verwendet werden, die kein Sprengen der Isolatoren
verursachen. Die Isolaüoren dürfen im wesontlichen nur auf Druck
beansprucht q'erden.

fut. 21.
1 l'ür hölzerne Gestänge darf nur gesundes Holz verwendet

werden.
2 Stangen aus Weichholz müssen nach einem zuverlässigen

Yerfahren imprägniert sein, . sofern wenigstens die örtliohen Ver-
hältnisse es erlauben, imprägnierte Stangen ohne zu grosse Mehr-
kosten zu beschaffen.

3 Bei Stangen aus besonders widerstandsfähigem Holz (wie
Kastanie, Lärcho etc.) kann die Imprägnierung unterbleiben.{ Nioht imprägnierüe Weichhol2stangen dürfen verwendet
w€rden, wenn sie nicht in den Boden eingeseüzt, sondern deiart
aufgestellt und beschaffen sind, dass ihr unteres Ende, ohue den
Boden zu berühren, der freien Luft zugänglich ist, und dass sioh
an keiner Stelle der Stangen bleibend 'Wasser angammeln kann.

Art. 22.
1 Der Durchmesser von Weichholzstangen darf nicht weniger.

'betragen als: am Fussende: am'(opfende:
biszu 8m

bei 10 m
n 72m
n 74m
- 16m
,, 18m
, 2om

Länge 18 cm 12 cm

, 20cm
)]

fl

i')

22 cm
24 cm
26 cm
28 crn
30 cm

13 cm
14 cm
15 cm
16 om
16 cm
16 cm
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t l.'iir den Durchmesser am Fussende wird im einzelnen

eine Toleranz von 5 0/o eingeräumt, jedoch sollen im Dureh-

schnitt die vorgeschriebenen Minimalzahlen eingehalten werden.
3 Bei gestellten Stangen kommt als Durchmesser am Fuss-

ende der Durchmessor des geftihrdetsüen Querschnittes, als Länge

die Höhe über diesem Querschnitt in Beüracht.
a Für den Durchmesser am Kopfende kommt nur die totale

Länge der Stangen in Betracht.

Art. 23.

Die hölzernen Stangen sind am Kopfende in zuverlässiger

Weise gegen das Eindringen von Regenwass€r zu schtitzen.

Art. 24.
1 Alle Tragwerke sind der Bodenbesehaffenheit entsprechend

solid zu fundieren.
2 Bei Stangen an Strassen und Fahrwegeu ist möglichst darauf

Bedacht zu nehnten, dass sie nicht angefahren werden können.

Art. 25.

Wenu Tragwerke besonclerer Fundationen beditrfen, so sind

letztere unter den in Art. 29 gemachten Rechnunpannahmen und

unter Berüoksiohtigung vorhandener Verankerungen oder Ver-
strebungen so zu berechnen, dass die Tragwerke ohne tserück-

sichtigung des Erddruckes nach .ieder Richtung mindestens ein-
fache Sicherheit gegen Kippen bieten.

Art. 26.

Bei Anwendung von eisernen'Iragwerken sind Massnahmen

zu treffen, um das Rosten zu verhüten. Wenn Betonfundamente
verwendet werden, sind sie über den Boden hinauszufilhrenr und

es ist für guten W-asserabfluss von der Sockeloberflache zu sorgen.

Art. 27.

Sämtliche Tragwerke sind zu numerieren I bei hölzernen
Gestängen soll ausserdern die Jahreszahl der Aufstellung deutlich
und dauerhaft markiert sein.

Art. 28.
1 Alle Tragwerke sind so stark zu bemessen, dass sich unter

Berücksichtigung des in ungünstigstem Sinne wirkenden Wind-
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druckes und der maximalen Zugbeanspruchung durch die Leitungs_
drähte ftir alle Teile die in Art. 2g angegebäne sicherheit geg"en
Bruch ergibt.

.2 
Der Berechnung sind die in Art.2g angegebenen Rechnungs_

snnahmen zu Grunde zu legen.

Art. 29.
1 Den sbatischen Berechnungen der Tragu,erke sind folgende

Annahmen zu Grunde zu legen:
1. n. Die Leitung befinde sich in nornralem Betriebszustand

und es wirke der Winddruck im ungünstigsten Siune.
Der in den Leitungsdrähten vorhandene Zug betrage r/e
ihrer Bruchfestigkeit.

ö. Auf die'fragwerke wirke statt des sonst beidseitig vor.-
handenen ein einseitiger Zug, der nach Eintritl der
weiteren Durchbiegung der Tragkonstruktion noch 5 o/o

des gemüss lit. o zu bestimrnenden Zuges der Leitungs_
drähte betrage und ausserdem der Winddruck im ,i _

günstigsten Sinne.
2. Der Winddruck auf den mz senkrecht getroffener Flä,ehe

betrage_ 100 kg; ftir zylindrische Flächeu betrage der Wind_
druck 7/ro desjenigen auf ebene Flächen. Bei der Berech_
aung der Boanspruchung der Tragwerke infolge des Wind_
druckes auf die Leitungsdrähte sind letzter-e als statre
Verbindulgen zu betrachteu.

3. Das spezilische Gewicht des Betons soll für die Berechnung
zu höchstens 2rz, dasjenige des Holzes zu höchstens Orri
ang€nommen werden,

4. Sowohl unter den in lit. a als unter den in lit. ä der
Zitrer 7 gemachten Annahmen sollen 'fragu,erke aus Holz
mindestens vierfache, solche aus Eisen minäestens dreifache
Sicherheit gegen Bruch bieten.

5. Der 
-Berechnung von Eisenbetonmasten ist eine zultissige

Druckspannung yon höchstens Bb kg/cm, für Beton uid
eine zulässige Zugspannung von höchs[ens 1000 kg/cm? fur
Eisen zu Grunde zu legen.

6. Das Verhältuis des Elastizitätsnrasses des Eisens zu dom_
jenigen dos Betons ist zu höchstens 1b anzunehmen.
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2 Der Ausweis über die genügende Festigkeit von Eisen-

betonmasten kann auch durch Belastungsproben geleistet werden'

bei welchen sich mindestens tlroifache sicherheit gegen Bruah

"rg"U"tt 
soll. Die Kontrollstellen können in zweifelhaften Fällen

diä Vornahme von Belastungsproben verlangen'

Art. 30.

1 Für Freileitungen auf Holzstangen dürfen in geraden

Strecken folgende llaximalabstände nicht überschritten werden:

Für- Liiien bis 100 mm2 Totalleitungsquertchnitt:
50 m Abstand;

ftir Linien von .100-200 mmt Totalleitungsquerschnitt:
45 m Abstand;

ftir Linien mit mehr als 200 mm2 Totalleitungsquerschnitt:

'10 m Abstand.
t Zu beiden Seiten von F)ckpunkten und bei wesentlich

versohiedener tlohelage der Stützpunkte, ferner in Gegenden' wo

starke Schneebelastungen zu gewärtigen sind und wo ausser-

ordentlich starke Stürnre uorkommen, ist der Stangenabstand der

höheren Beanspruchung entsprechend geringer zu wählen' oder

es sind die Geskinge entsprechend zu verstärken'
B Grössore Spannweiien sind nur ausnahmsn'eise zulässig,

z. B. bei Übergangen über Fhtsse, tiofeingeschnittene Tobel und

O"*gtui"t.n, *io Äu Überftihruug mit nornraler Spn'nnn'eite nicht

möglich ist.
r\rt.3l.

Bei der Anbringung von Trägern auf Dächern soll auf

genügende Festigkeit der Dachstühle geachtet rverden'

1 Zentralträger und

Erde zu legen'
e Die Erdleitung soll

Ärt. 32.

Erdkabelüberführungsstilnder sind au

nacli Art. 15 und 16 ausgeftihrt werden'

Art. 33.

Sämtliche eisernen und höizernen 'I'ragwerke sollon 
--von

Aufang an für' ihre maximale Drähtezahl - dasiheisst ftir Voll-
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belastung * berechnet werden. Naeh erreichter vo'belasfunsist jede weitere, wenn auch nur provisoris"t. eoU.in*ö";;;
Drähten nieht statthaft.

Art. 34.
1 Die ticfsten punkte der untersten Schlvachstromdrähte

sollen sich, unter Berücksichtigung des durch die schneelast be-dingten_Durchhanges, rnindestJns ! m uber Boden befinden.e Diese Bestimmung gilt nicht filr die längs dcn Eisenbahnen
erstellten Schwaohstromleitungen.

Y. Revisionen.

Art. 35.

.. 
1 Die Leitungen 

.lo9 Tltg"rerke, sowio die Erdleitungen
rnüssen von den lletriebsinhabern periodisch revidiert orerd"e.r.
Dios hat besonders häuffg und g"o"r, ,o gesohehen bei f"eurong";und Parallelführungen mit öffentlichen-pläf,zen, Strassen, Eiin_
bahnen,.. sowie von Leitungen unter sioh,2 über diese Revisionen sind Aufzeichnungen zu ftihren.

Art. 36.
1 Obelirdische Leitungen, die für längere Zeit ausser Betrieb

geseüzt werden, sind entweder sofort ab.-zubreohen ode. ,o ,ounterhalten und zu konürollieren wie im Betrieb beffndliche.

.2 
Ausser Betrieb gesetzte oberirdische Leitungen sollen geerdet

rverden.

VI. übergangsbestimmungon.

Art. 37.
Diese Vorsahliften treüen auf 1. März 1g0g in Kraft. Durchdieselben werden a*e *idersprechenden verordnungenr--i*-

besondere der Bundesratsbeschiuss betreffend allgemäne' vor-schriften itber elektrische Anlagen vom ?. .Iuli 1gög, soweit ersich auf elektrische Schwachsträmanlagen bezieht, urrig"noneo.
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Yorschritrten
betrefreod

Erstellung und Instrndhaltung der elektrischen

Starkstromanlagen'

(Vom 14. Februar 1908')

Der sohweizerische Bundesrat'

in Ausführung des Art' 3 des Bundesgesetzes betreffend die

elektrischen Schwach- und Starkstromanlagen vom 24'Juni 1902+);

nach Einsicht der Protokolle der Kommission für olektrische

Anlagen;
auf den Antrag seines Eisenbahndepattementst

t "r"f, 
lieset:

Für die Eretelluug und Instsndhaltung der elektrischen

Starkstromanlagen gelten folgende Vorschriften:

I. Allgomeino Bestimmungen'

Art. 1.

1 Diese vorschriften sind bei'der Erstellung neuor elektrischer

Starkstromanlagen im ganzen Umfange zur Anwendung zu bringen'

2 -Wenn ihrer Erfullung ausserordontliche schwierigkeiten

irnWegestehen,sokannderBundesrataufAnsuohenderbe-
troffenä Unternehmungen Fristen bestimmen und Modifikationen

bewilligen.

*; Siehe Eiclg. Gesetzsammlung n' F' Bd' XIX' S' 259'
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Alt. 2.

Auf bestehende Anlagen finden die Vorschriften Anu,endung:
a. bei Erweiterungen, Umbauten und Reparaturen, soweit dies

ohne wesentliche Anderung der bestehenden Aulage mög-
lich ist;

ö. in gefahrdrohenden Fallen.

Art. 3.

Sorveit in den nachfolgenden Vorschriften keine gegenteiligen
Bestimmungen enthalten sind, gelten auch die vorschriften betref-
fend Erstellung und Instandhaltung:

a. der elektriselren Schwachstromanlagen ;
0. der Parallelführungen und Kreuzungen.

Art. 4.

Die Starkstromanlagon zerfallen in:
a. Anlagen mit Niederspannung, bei welchen die höchste Be-

triebsspannung 1000 Volt Gleichstrom otler 1000 effektive
Volt Weohselstrom nicht überschreitet,

0. Anlagen mit Hochspannung, bei welclren die in lit. o ge-
nannte Spannung überschritten q'ird.

Art. 5.
I Starkstromunternehmungen, welche Freileitungen betreiben,

haben in allcn Ortschaften, deren Gebiet davon berührt wird, in
ottsüblioher Weise Anleitungen z* veröffentlichen, die Auskunft
geben über:

o. die Gefahr der Leitungon;
ö. das Verhalten gegenübor herabgefallenen Drähten:
c. das Verhalten von Dril,tpelsonen in den l'ällen, wo sie

Arbeiten in der Nehe elektrischer Leitungen auszuführen
haben.

2 Soweit Freileitungerr das überbaute Gobiet von Ortschafüen
herühren, haben die Starkstromunternehmungen im verein mit
dcn Ortsbehörden und Schwachstromunternehmungen ausserdem
daftir zu sorgen, dass bei der Feuerrvehr Leute eingestellt rverden,
rvelche mit den Leitungen und den einscbltigigen Arbeiten ver-
traut sind.
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Art. 6.

1 Bei Starkstromanlagen mit Fornleitungen sind wichtige

Yerteilungszentren mit dem Betriebszentrum (Generatorenstation,

Betriebsbureau) der betroffenden Starkstromunternehmung tele-

phonisch oder telegraphisch zu verbinden. F'tir jedes derartige

Verteilungszentrum sind ein Mann und ein Stellvertreter zu be-

zeichnen, wclchen clie Signaleinrichtung zugäuglich ist und welche

in Notfellen auch die Hochspannungslinienausschalter (Art. 76)

zu bedienen haben.
2 Dieselben Massregeln sind ztr treffeu bei Ortschaften,

welche in einer Weise Yon l{ochspannungsleitungen berührt

werden, dass besondere Vorsichtsmassregeln geboton erscheinen'
3 Für d,ie besondern' von den öffentlichen Sohwachstrom-

anlagen getrennten und unatrhängigen Schwachstromanlagen der

Starkstromuntornehmungen gelten die in den Art. 96 bis 99 ent-

lraltenen Bestimmungen.

Art. ?.

'Wenn an einer Starkstromanlage Arbeiten ausgeftihrt werden

sollen, durch welche eine Gefahr otler Störung an Leitungen

oder Apparaten einer Stark- odel Schwaohstromanlage einer

andern Betriebsunternehmung entstehen, oder bei rvelchen das

die Arbeiten ausftihrende Personal durch andere Starkstrom-

anlagen gefährdet rverden kann, so hat der Besitzer bezw. Be-

tliebsinhaber der im Bau oder in Reparatur begriffeneu Anlage

dio Betriebsinhaber der andern Anlagon rechtzeitig von seinem

\rorhaben in Kenntnis zu setzen. In allen iu Betracht fallenden

Anlagen sintl dann clie zur Sicherheit und zur Vermoidung gegon-

seitiger Störungen und Gefahren nötigen Schutzvorkehrungen zu

treffen.

Art. 8.

I In Hochspannungsanlagen dürfen weder an Leituugen

rroch an sonstigen Anlageteilen., während solche uuter Span-

nung stehen, irgendwolche Arbeiten vorgenommen werden. Bei

Arbeiten an spannungslosen Anlap;eteilen müssen Yorkehrungen

getroffen rverden, dass benachbarte, unter Spannung stehonde

Teile die Arbeitenden nicht gefahrden.
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2 Die llandhabung von Einrichtungen, wolche für die Be-

dienung unter Hochspannung gebaut sind' ist nicht als Arbeit im
Sinne der vorstehenden Bestimmungen zu botrachten'

Art. 9.
I In den elektrisohen Masohinen-, Transformatoren-' Akku-

mulatoren- und Schaltstationen mit einor Betriebsspannung voD

uber 150 Volt (mit 10 0/o Toleranz naoh oben ftir Betriobs-

ungleichheiten) :

a. zvrisohen zrvei Leitern bei Zweileitersystem und bei Mehr-
leiter- bezw. Mehrphasensystemen ohne geerdeten Mittel-
bezw. Nullleiter,

ö. zwischen einem Leiter und Erde bei Mehrleiter- oder Mehr-
phasensystemen mit geerdetem Mittel- bezw. Nullleiter

soll die Anleitung zur Hülfeleistnng bei duroh elektrischen Strom
verursachten Unftillen angeschlagen sein.

2 Ferner ist in denjenigen Stationen, 'w'elche ständige Be-

dienung haben, oder wo haufig Schaltungen vorzunehtnen sind,

anzusehlagen:
a. das Dienstreglement der Station mit Instruktionen über die

Bedionung der Anlage,
ö. das Schaltungsschema der Station.

Art. 10.
t Alle Einrichtungen in Starkstromanlagen müssen so an-

georilnet und untergobracht sein, dass die bei deren Betrieb,

Haudhabung und Funktionieren auftr:etenden Feuererscheinungen

keine Gofehrdungen von Personen und keine Entzündungen oder

Explosionen verursaohen können.
2 Bei Einrichtungen, die nicht unter ständiger Aufsicht von

sachkundigem Personal stehen,, ist dafur zu sorgenr dass derartige

Gefährdungen der Umgebung auch bei Defekten der ltrinrichtungen

{norrnalerweise) ausgeschlossen erscheinen.

Art. 11.

F'ur Starkstromeinrichtungen mit einer Betliebsspannung von

iiber 150 Yolt (nrit 100/o Toleranz nach oben für Betriebs-

ungleichheiten)
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zr. zlrisehen zrvei Leitern bei Zweileitelt)'stem und bei Mehr-
leiter- bezs'. Mehrphasensystemen ohne gcerdeteu Mittel-
bezw. Nullleiter,

ä. zs'ischen einem Leiter und Erde bei Mehrleiter- oder Mehr-
phasensystemen mit geerdetem ltittel- bezw. .r\ullleiter

gelten folgende Bestimmungen :

1. Anlageteile, die normalervreise unter Spannung stehen,

diirfen nur von Standorten aus, die der Betriebsspannung ent-

sprechend von Erde isoliert sind, erreichbar sein. Auf Trans-
formatorenstationen tindeü diese Bestirnmung keine Anwendung.

2. Metallteile, die bei Isolationsdefekten unter Spannung
l<ommen können, dür'fen nur yon der Betriebsspannnng ent-
sprechend von Erde isolierten Standorten aus erreichbal sein,
oder sie sind gemäss Art. 35 und Art. 36, Ziffer 2, an Erde zu

Iegen. Für Transformatorenstationen gilt diese Bestimmung nrlr
im Sinne von Art. 16.

3. In allgemein zugänglichen Räumen sind die blanken
stromführenden Teile geElen zuföllige Beriihrung zu schützen.

Art. 72.

Befinden sich elektrische Einlichtuugen in im F'reien ste-
henden Gehäusen mit äusserer rnetallischel Bekleidung, rvelche
bei allfelligen Isolationsdefekten oder besondern Betriebsvor-
kommnissen unter Spannung gegen Erde gelangen können, so

ist diese Umkleidung gemtiss Art. 35 und Art. 36, Ziffer 2, an
Erde zu legen.

Art. 13.

Hochspannungseinrichtungen müssen für Unbefugte unzu-
gänglich oder ohne besondere Hülfsmittel nicht erreichbar, ftlr
das Bedienuugspersonal dagegen iederzeit zugänglich bezw. mit
entsprechenden besonderen Hulfsmitteln erreichbar sein. Unter
Spannung stehende Teile, rvelahe während des Betliebes zeit-
rveise bedient oder revidiert n'erden müssen, sollen daher in
besondere, nur dem geschulüen und hierzu befugten Perconal zu-
gangliche Räume oder Gehege abgesohlossen und so angeordnet
sein, dass die nötige tsedienung gefahrlos vorgenommen wet'den
kann.
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Art. 14.

Metallische Koustruktionen, die zugleich Hoch- und Nieder'-
spannungsleitungen tragen, sind gemtiss Art. 35 und Art. 36,
Ziffer 2, zu erden.

II. üaschinenenlsgen.

Art. 15.
I In Hochspannungsanlagen muss die Möglichkeit ausge-

schlossen seiu, dass gleichzeitig metallische von Erde isoliert
aufgestellte, normalerweise spannungslose Anlageteile und nicht
isolierte Anlage- oder Gebäudeteile berührt werden können.

' Wo isoliert aufgestellte Hochspannungsmaschinon mit andern,
nicht isoliert aufgestellten Maschinen durch Kupplungen verbunden
sind, welche keine metallische Verbindung geben, müssen die
nicht isolierten Masehinen geerdet rverden.

3 Erregermascbinen und -stromkreise isoliert aufgestellter
Hochspannungsmaschinen sind mit bezug auf ihre Anordnung unil
Bedienung und gegenüber Niederspanuungsleitungen untl -apparaten
als Hochspannungsanlageteile, gogenüber wirklichen Hochspan-
nungsanlageteilen den effektiven Verhältnissen entsprechend zu
behandeln.

III. Transformatoronstationen.

Art. 16.

Hochspannungs-Transformatorenr deren Eisenteile von der
Stelle aus, u'o sich das Personal zwecks Bedienung von Schal-
tern und Sicherungen und aligemeiner Kontrolle beffndeü,, ohne
besondore Hülfsmittel berilhrt werden können, sind entweder
mit einem der Betriebsspennung entsprechend isolierten Fuss-
boden zu umgeben, oder es ist der Eisenkörper detselben ge-
mäss Art. 35 und Art. 36, Ziffer 2, an Erde zu legen.

Art. 17.

In den Transformatorenstationen sollen Vorkehrungen getrof-
fen werden, um einen allftilligen Übertritt des Hochspannungs-
stromes auf die Niederspannungsleitungen nach Möglichkeit un-
sahädlich zu machen.
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Art. 18.

Bei Transformatorenstationen mlissen Primär- und Sekundär-

süromkreise allpolig gesichert und unter Spannung allpolig ab-

trennbar sein. Überdies muss die Möglichkeit vorhanden sein,

jede Transformatorenstation unter Belastung abzuschalten'

IY. Äkkumulatorenanltgen.

Art. 19.

1 Die Ahkumulatorenräume sollen ausschliesslich mit elek-

trischem Glühlicht (mit luftdicht eingeschlossenem Gluhkörper)

beleuehtet werden.
t Die Akkumulatoren sind mittelst nicht hygroskopischer

Isolierkörper von den Gestellen und diese wieder von Erde zu

isolieren.
3 Die Batterien mügsen mit einem genügend weiten (minimal

60 cm breiten) isolierten Bedienungsgang umgeben sein. Leitungen

im Handbereich sind gegen Bertihrung von einem nicht isolierten

Standort aris zu sohützen.
a Akkumulatorenbatterien sollen von der äbrigen Anlage

allpolig abtrennbar sein.

Y. Ausführung unil Anbringung der Äpparlte; Erd'
leitungen.

Art. 20.
1 Bei Starkstromapparaten müssen die stromführenden Teile

unter sich und gegen Erde entsprechend der Betriebsspannung und

den örtlichen Verhaltnissen in dauornd sicherer Weise isoliert sein.
t Die fur die Apparate verwendeten lsoliermaterialien dilrfen

nicht hygroskopisch sein I sie dürfen durch die infolge des Strom-

tlurchganges an den Apparaten entstehende Erwörmung und durch

die beim Handhaben und Funktionieren der Apparate auftretenden

Feuererscheinungen nicht veränderü werden.
s Schutzdeckel und Gehäuse von Apparaten, bei denen be-

tliebsmti,ssig Funkenbildung vorkommen kann, milssen aus Mate-

rielien bestehen, welche bei diesen Feuererscheinungen keinen

Sohaden leiden.
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a An den Apparaten sollen Spannung und Stromstärke., flir
die sie bestimmt sind, derart matkiert sein, dass diese Angaben
jederzeit ersichtlich sind.

. 4ft. 21.
I Die Apparate und ihre Verbindungen sollen so beschaffen

sein, dass sie sich bei dauerndel Belastung mit der höchsten
Stromstä,rke, ftir rvelche sie bestimmt sind, nicht in nachteiliger
Woise erwairmen.

' Apparate, bei denen ohne Nachteil für ihre Verwendung
und Bedienung Temperaturen, die bei übertragung auf ander.ä
GegenstÄnde gefahrlich sein könnten, vorkommen können, oder
ihrem Zweck entsprechend vorkommen müssen, sollen derart
besohaffeu und angeordnet sein, dass eine feuergefährliche Er-
wärmung entzündlicher Materialien nicht eintreten kann.

Art.22.
1 Ausschalter in Stromkleisen mi6 einer Betriebsspannuug

von über 300 Volt (mit 10 0/o Toleranz nach oben frir Betriebs-
ungleichheiten) zwischen irgend zwei Leitungen,, sowie in Strom-
kreisen mit geriugerer Betriebsspannung, in denen d.ie normale
Maximalbelastung mindestens 1 kW beträgt, müssen allpolig sein.
Ausgenommen sind betriobsmässig geerdete Leil,uugen.

2 In betriebsmässig geerdeten Leitungen dtirfen nur solohe
Ausschalter angewendet werden, die ausschliesslich sachkundigem
Personal zugänglich sind, oder mit deren öffnung auch die Aus-
schalter der anderen Leitungen des zugehörigen Stromkreises
zwangslaufig geöffnet s'erden.

Art. 23.

Schalter sind derart anzuordnen, class die Unterbrechunp-
funken keinen Kurzschluss oder Erdschluss mit leitenden Gebäude-
oder Anlageteilen verursachen können.

Att.24.
I Jeder Schalter, der zur Stromuuterbrechung unter Belastung

bestimmt ist, muss bei jeder Stromstärke und jeder Spannung
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innerhalb derjenigen Strom- und Spannungsw€rt€t für die er be-

stimmt ist, siäher unterbreohen und gefahrlos gehandhabt werden

können.
t In offener Stellung muss die Unterbrechung eine voll-

kommene und sichere sein, Freileitungsschalter. müssen dieser

Bedingung unter dem Einfluss jeglicher Witterung genügen'
3 Bei Hoehspannungsschaltern milssen die schalterstellungee

ooffen( und ,rgeschlossenc deutlich erkennbar sein'

Art. 25.

Leitungen und Apparate, welche sich durch Aufoahme zu

süarker Ströme in ftir sich oder die Umgebung geftihrlicher'Weise

erwärmen können, sind schmelzsicherungen oder selbstötige aus-

schalter derart vorzrxchalten, dass schädliche Wirkungen zu

starkel Ströme verhindert werden.

Art. 26.

r Die sicherungen odor selbsttätigen Maximalstrom-schalter

sind allpolig anzubringen, ausgenommen bei den Mittel- und Null'
leitern der Mehrleiter- und Mehrphasenanlagen'' wo sie durch

beliebige andere Abtrennvorrichtungen ersetzt werden können.
2 Sicherungen und selbsttätige Maximalstrom-schalter dürfen

nicht zur unterbrechung botriebsmässig geerdeter Leitungen dienen;

doch sind. isolier[ geführte Abzn'eigungen von einpolig geerdeüen

Zweileiters;,stemen beidpolig zu sichern'

ÄIt.27.

Die Sicherungen sollen an zugänglichen Stellen angebracht'

werden und aueh während des Betriebes gefahrlos bedient und

awgewechselt werden können'

Art. 2li.

Die Konstruktion und Anordnung der Sicherungen muss eine

derartige sein, dass beim Abschmelzen der Schmelzkörper kein

Kurzschluss und kein Überspringen des Lichtbogens auf benaoh-

barte Anlage- oder Gebäudeteile und kein H.erumspritzen flttssiger

lletalle vorkommen kann,
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Art. 29.

Wenn die Schmelzkörper der Sicherungen aus weichem,
plastischem Metall bestehen, so soll nicht das Metall des Schmelz-
körpers direkt den Kontakt vermitteln, sondern es sollcn die
Enden der Sehmelzdrähto oder -streifen in Kontaktstücke aus
Kupfer oder gleich geeignetem hartem Metall eingelötet werden.

Art. 30.
I Bei Schmelzsicherungen, in u'elche Schmelzeinsätze fiir

verschiedene Stromstärken und Spannungen eingesetzt werden
können, ist auf dem festen Teil die Stromstärke und die Spannung,
fur welche die Sicherung im betreffenden Betriebe bestimrnt ist,
zu markieren.

s Die Stromstilrke, für welche die Schmelzeinsätze bestimmt
eind, ist auf diesen deutlich sichtbar anzugeben, oder es ist auf
andere zuverlässip;e Weise der Yerwechslung von Schmelzeinsätzen
vorzubeugen.

Art. 31.
1 An den Enden jeder Hochspannungsfreileitung muss an

jedem Pol ein Blitzschutzapparat angebracht werden. Eine Aus-
nahme kann bei uahe beieinander liegenden, kulzen Zweigleitungen
gemacht werden.

2 Bei Niederspannungsanlagen mit ausgedehnten Freileitungs-
netzen sind mindestens in den Maschinen-, Verteil- oder Trans-
formatorenstationen alle Pole durch Blitzschutzapparate zu siohern.

Art. 32.

Die Blitzschutzapparate d{trfen keinen dauernden Kurz- oder

direkten Erdschluss ermöglichen. Sie milssen wiederholte Ent-
ladungen ertragen können.

Art. 33.

Die Blitzschutzapparate müssen so aufgestellt sein, dass durch
ileren Funküionioren weder Anlage- noch Gebaudeteile besohädigt,
noch Personen gefehrdet werden.

Ari. 34.
1 Die Erdung der Blitzschutzapparate ist nach Art. 35 und

Art. 36, Ziffet l, auszufuhren.
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2 In Hochspannungsanlagen sind hierbei Anordnungen zu

trofren, um Spannungserhöhungen durch das Funktionieren der
Blitzschutzapparate möglichst zu verhüten.

3 An allgemein zugönglichen Orten sind die Erdleitungen
von Hochspannungsblitzschutzepparaten so anzuordnen, dass sie

nicht zufallig berührt werden können. Auch in Räumen, die nur
geschultem Personal zugänglich sind, sind diese Leitungen zu

verkleiden, wenn sie sonst zuftilliger Berührung ausgesetzt $rären'
a Blitzschutzapparate von Hoch- und Niederspannungsleitungen

sollen getrennte Erdung erhalten.
5 Die Ertlung von Hochspannungsblitzschutzapparaten ist von

der Schutzerdung z.ur Sicherheit von Personen gegen nicht
atmosphärische Elektrizität getrennt zu halten.

6 Für die Erdleitungen der Überspannungssicherungen in
Hochspannungsanlagen gelten die gleichen Bestimmuirgen wie für
Hochspannungsbli tzschutzvorrich tungen.

Art. 35.

1 Fitr die Erdleitungen muss entn'eder ein Kupferleiter von
mindestens 25 mmz Querschnitt oder ein anderer hinsichtlich
Leitungeftihigkeit und Haltbarkeit mindestens gleichwertiger Leiter
verwendet werden.

I Die Erdleitungen milssen mit dem zu erdenden Gegenstand

und mit der Erdelektrode gut leitend und mechanisch sicher
verbunden werden. Die Erdleitungen lnüssen von anderen Lei-
tungen, sowie von brennbaren Gebäudeteilen getrennt montiert,
gegen mechanische Beschädigungen, sowie gegen Korrosion ge-

schützt und möglichst leicht kontrollierbar angeotdnet werden.

Art. 36.

Für die Flrdelektrodon gelten folgende Bestimmungen:

1. Für Erdung von Blitzschutzapparaten:

a. Als Erdelektroden müssen entweder haltbare Metallplatten
von mindestens lfz m2 gesamter Oberflache oder andero bezilglich
Verbindung mit der Erde mindestens gleiohrvertige Metallmassen
benutzt n'erden.

ä. Die Erdplatten mtissen in möglichst feuchtes Erdreich
eingegraben oder unter Wasser in dauernd sicherer 'Weise be-
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festigt n'erden. Wo beides nicht eneichbar, ist durch vergrösserung
der Oberfläcle der Erdplatten und andere Mittel eine mtiglichst
gute Ertlverbindung herzustellen.

2. Fur S<lhutzerdung zur Sieherheit von personen gegen
nicht atmosphärische Elektrizitaü:

a. Die Erdelektroden mässen so beschaffen und angeordnet
sein, dass zwisclren einer von Erde nicht isoliert stehonden persou
und dem im Handbereich derselben liegenden zu erdenden
Gegonstand keine Spannung von über 150 Volt auftreten kann,
selbst wenu der letztere in direkter metallischer verbindung mit
einer Leitung stoht, die im normalen Betriebe die höchste in der
betreffenden Anlage vorkommende Spannung gegen Erde aufweist.

ö. Wo Schutzerdungen nicht dieser Bestimmung in dauernd
sicherer Weise entsprechend erstellt werden können, sind, statt
der Erdung, andere Sieherheitsvorkehrungen anzuwenden.

YI. Schaltanlagen.

A. Allgemeines.

Art. 3?.

Die Apparate und Leitungen bei Schaltanlagen milssen in
iibersichtlicher Weise angeordnet und so bezeichnet sein,, dase
Zweck und Handhabung derselben orsichtlioh ist; sio müssen leicht
revidierü werden können. Sämtliche Apparate sollen leicht zu*
gänglich sein I soweit eine Bedienung von solchen während des
Betriebes in Frage kommt, soll dieselbe gefahrlos vorgenommen
werden können,

Art. 38.

Kommen auf derselben Schaltanlage Apparate untl Leitungen
fiir Hoch- und Niederspanaung vor, so sind dieselben in ihrer
Gesamtheit getrennt voneinander anzuordnen.

Art. 39.
1 Schalttafeln, bei welchen Leitungen auf der Rückseite mon-

tiert sind, müssen derart angeordnet sein, dass sämtliehe Leitungen
lcicht kontrolliert rverden können.

2 Belinden sich Apparate in besonderen Schalträumen oder
auf der Rticksoite der Schalts'and, so muss daselbst ein Bedie-
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nungsgang freigelassen werden. Die lichte Höhe des Bedienungs-

gong"t muss mindestens 2rzo m betraSlen, n'enn über dem Gang

ingäs"hütrte Leitungen gefuhrt sind; andernfalls kann sie auf

2 m herabgesetzt werden. Die Breite des Bedienungsganges soll

bei Niederspannunpanlagen mindestens 0,e m, bei llochspannungs-

anlagen mindestens 1m betragen.
3 sind in derartigen Bedienungsräumen auf zwei oder rnehreren

Seiten unter Spannung stehende Teile vorhanden, so soll der

abstand zwischen solchen einand.er. gegenüber stehenden Teilen

rnindestens 1p m und sofern auf einer Seite ungeschtltzte Hoch-

speüIrungsenlageteile vorkommeu, miudestens 1,r m betragen' 
-a In diesen BedienuDgsgängen angebrachte Schutzgeländer',

Schutzgitter etc., die bei der Bedienung leicht zufallig beruhrt

werden können, müsseo von Erde isoliert sein. Diese Bestimmung

findet auf Transformatorenstationen nur dann Anwendung', rvenn

der Fussboden isoliert ist.

B. NiedersPannungsanlagen.

Art. 40.

Niederspannungsschalt- und Verteiltafeln, au{' rn'elche 0ine

Leistung von mindestens 2 kW zugeleitet wirdr müssen aus feuer-

festem Material bestehen. Brennbare lilaterialien sind nur als Ver-

zierungen, Umrahmungen und dergleichen zulässig.

C. Hochspannungsanlagen.

Art. 41.

tsei Hochspannungsschaltanlagen sind für die zur Befestigung

der Apparate und Leitungen dienenden Gestelle und Unterlagerr

brennbare Materialien weder filr Konstruktionsteilo noch für Ver-
kleidungen zulässig.

Art. 42.

Die Anordnung der Schaltanlagen soll derart sein, dass unter
Hochspannung stehende Teile t'eder I'on allgemein zugänglichen

Stollen, noch von demjenigen Standort aus, den das Personal bei

der ständigen Bedienung einnimmt, direkt erreiohbar sind.
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YII. Leitungen.

A. Allgemeines.

Art. 43.
1 Die Leitungen sind unter sich, der Betriebsspannung und den

örtliahen Verhältnissen entsprechend, in möglichst dauerhafterWeise
zu isolieren. Ebenso muss bei von Erde isolierten Leitungen die
Isolation gegen Erde und andere leitende Teile der Betriebs-
spannung entsprechend möglichst dauerhaft ausgeftihrt sein. In
Mehrleiter- und Mehrphasenaulageri können indesson die Mittel-
bzw. Nullleiter betriebsmässig geerdet und blank in die Erde
gelegt werden.

t Bewegliche Leitungen, welche ihrer Verwendung gemäss
nioht in gleich guter Weise wie feste Leitungen isoliert werden
können, oder deren Isolation der Abnutzung unterworfen ist, wie
z. B. Zuleitungen zu transportabeln Stromverbrauehseinrichtungen,
sind mittelst leicht lösbarer Kontakte (Steckkontakte) an die fest-
montierten Leitungen anzuschliessen. übersteigt die Betriebs-
:spannung 300 Volt (mit 10 o/o Toleranz nach oben für Betriebs-
ungleichheiten) zn'ischen irgend 2 Leitungen oder beträgt der
Efrektverbrauch einer transportabeln Stromverbrauchseinrichtung
mehr als 300 Watt, so soll zur Abschaltung derselben überdies
cin besonderer Schalter angebracht werden.

Art. 44.

Die Leitungen müssen so bemessen und angeordnet sein, dass
beim normalen Betriebe keine feuergefährliche Erwärmung eintritt.

Die Leitungen jedes ,,rll'i.:l,", sind so zu verlegen, dass
störencle Beeinflussung anderer Anlagen möglicbst vermieden wird.

Art. 46.

Leitungen, welche mechanischer Beschädigung und in all-
gemein zugänglichen Bäumen zufalliger Berührung ausgesetzt sind,
milssen durch Yerkleidungen geschutzt werden. Letztere müss€n
so beschafren sein, dass die in Art. 43, Ziffer 1, enthaltenen
Bestimmungen erfullt bleiben. 

4
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Art. 4?.

Verbinduugen von Leitungen unter sich und rnit Apparaten

sind in einer w'eise herzustellen, dass clen anlbrde|ungen hin-

sichtlich Leitungsfähigkeit, Isolation und mechanischer Festigkeit,

die ftir die betreffenden Leitungen gemäss vorliegendel Vorschriften

gestellt werden, entsProchen ist.

Art. 48.

Hochspannungsleitungen im Innern von Räumenr die nicht

ausschliesslich zur Unterbringung von Generatoren-, Transforma-

toren- oder Yertoilstationen dienen, müssen in ihror ga'n7-en

Ausdehnung durch Verkleidungen gegen zufallige Berührung

geschittzt sein oder aus armierten Bleikabeln bestehon. Diese

Verkleidungen müssen so beschaffen sein, dass sie durch dio

im Betrieb der elektrischen Anlagen eventuell an den Leitungen

auftretenden Feuererscheinungen nicht besohädigt werden, und

dass letztere keinen Feuerausbruch zur I'olge haben können;

sie sollen eine Kontrolle der Leitungen gestatten. Die Schutz-

verkleidungen, beziehungsweise die Kabel sind mittelst War-
nungstafeln zu bezeichnen. Metallische Verkleidungen, beziehungs-

weisl die Kabelarmaturen sind gemü,ss Art. 35 und Art. 36'
Ziffer 2, zu erden.

B. Freileitungen.

l. Allgemeines.

Art. 49.
1 Der Durchhang der Leitungen ist so zu wählen, dass auch

bei d,en tiefsten in Betracht kommenden Temperaturen des Ortes,

unter blosser Berucksichtigung des Eigengewichts, noch mindestens

lünffache Sicherheit gegen Drahtbruch vorhanden ist.
I Die Bruchfestigkeit von Kupferdrähten soll fmindestens

betragen:
bei 3 mm Durchmesser ( 7 nrmt Querschnitt) 32 kg pro mm?

.., 4, , (2, i) )30pn ,, t

.r 5 , .,) (,20, ir )29 n n .,)

- 6, n (30 n r )28 t n ,
,., 7 .,1 j) (40 .r) 'h ) 27,s n i) i)

- 8 r r (50 ,, , ) odermehr2?kg
pro mmt.
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3 Fur Freileitungen aus Kupfer oder anderem Material von
gleich grosser Zugfestigkeit beträgt der geringste zulössige Draht-
durchmesser 3 mm (Querschnitü 7 mmz) fur Niederspannungs-
leitungen, 4 mm (Querschnitt 12 mmey fiir Hochspannungsleitungen.
Für Drähte aus Maüerial von anderer Zugfestigkeit gilt als un-
tere Grenze ein derselben absoluten Festigkeit entsprechender
Querschnitt.

Art. 50.
Bei der Befestigung der Isolatoren auf den Stützen sollen

tsindemittel verwendet werden, die kein Sprengen der Isolatoren
verur€achen. Dio Isolatoren dtirfen im wesentlichen nur auf
Druck beansprucht n'erden.

Art. 51.
I Für hölzerne Gestänge darf nur gesundes Holz verwendet

werden.
2 Sl,angen aus Weichholz müssen nach einem zuverltissigen

Verfahren imprägniert sein, sofern wenigstens die örtlichen Ver-
hältnisse es erlauben, imprägnierte Stangen ohne zu grosse Mehr-
kosten zu beschaffen.

$ Bei Stangen aus besonders widerstandsfähigem Holz (wie
Kastanie, Lärche etc.) kann die Imprägnierung unterbleiben.

1 Nicht imprägnierte Weichholzstangen dtirfen verwendet
werden, wenn sis nicht in den Boden eingesetzt,, sondern derart
aufgestellt und beschaffen sind, dass ihr unteres Ende, ohne den
Boden zu berühren, der freien Luft zugäuglich ist und da"ss sich
an keiner Stelle der Stangen bleibend lMasscr ansammeln kaon.

Art. 52.
1 Der Durchmesser von Waichholzstangen darf nicht weniger

betrageu als:

biszu SmLange
bei 10 n .n

,12,
,71 , ,,,

,, 16 ,,

, 18r,
.'t' 20, n '

Fussonde Kopfende

. 18cm 72cm

.20, 13n

.22n t4n

.24n 15,

.26, 16,

.28, 76,

.30n 16,
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eine zulässige Zugspannung von höchstens 1000 kg/cm?

ftir Eisen zu grundo zu legen.

6. Das Verhältnis des Elastizitätsmasses des Eisens zu dem-

jenigen des Betons ist zu höchstens 15 anzunehmen'
2 Der Ausrveis über die genügende Festigkeit von Eisen-

betonmasten kann auoh duroh Belastungsproben geleistet $'erden,

bei welchen sich mindestens dreifache Sicherheit gegen Brueh

ergeben soll. Die Kontrollstellen können in zweifelhaften Fällen

die Yornahme von Belastungsproben verlangen.

Art. 61.

r Für Freileitungen auf llolzsüangen dürfen in geraden

Strecken folgende Maximalabstände nicht überschritten werden:

a. Für Linien bis 100 mmz Totalquerschnitt des Kupfers oder

entsprechendem Gervicht anderer Drähte bei nicht wesent-

lich grösserer Angriffsflaohe für Winddruck: 50 m Abstand,

ä. für Linien von 100-200 mm2 Totalquerschnitt des Kupfers

oder entsprechendem Gewicht anderer Drähte bei nicht

wesentlich grösserer Angriffsfleche lltr 'Windilruok: 45 m
Abstand,

c. fur Linien mit mehr als 200 mm? Totalquerschnitt des

Kupfers oder entsprechendem Gewicht anderer Drähte bei

nicht wesentlich grösserer Angriffsfläche für Winddruck:
40 m Abstantl.

2 Zu boiden Seiten von Eckpunkten und bei wesentlich ver-

schiedener Höhelage der Stützpunkte, fernor in Gegenden, wo

starke Schneebelastungen zu gewärtigen sind und wo ausserordent-

lich starke stürme vorkommen, ist der stangenabstand der höheren

Beanspruchung entsprechend geringer zu wählen, oder es sind

ilie Gestänge entsprechend zu verstärken'
3 Grössere Spannweiten sind nur ausnahmsweise zulässig,

z. B. bei Übergängen über Flüsse, tiefeingeschnittene Tobel u' dgl',

wo eine Überführung mit normaler Spannweite nicht möglich ist'

Art. 62.

Bei Tragwerken aus haltbarem Material, u'ie Eisenr Beton u' dgl',

können allgemein gtössere Spannrveiten, als in Art. 61 angegeben,

zugelassen q'erden,
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Art. 63.

Dachständer auf Gebäuden, welche die Umgebung erheblich
überragen, sind mit der Blitzableitung des Geb[udes zu verbinden,
oder wo eine solehe fehlt,, besonders gemöss Art. 35 und Art. 36,
Ziffer 7, zu erden.

Art. 64.

Bäume in der Nähe von Freileitungen sind zu beseitigen
oder derart zurilckzuschneiden, dass die Leitungen durch dieselben
nicht geftihrdot rverden. Der Abstand zwischen Leitungen und
Obstbäumen muss so gross sein, dass für Personen bei Besorgung
der Bäume keine Gefahr der zuftilligen Berührung der Leitungen
besteht.

2. Niederspannuugsleitungen.

Art. 65.
I Die Höhe der Drähte ttber Boden soll in der Regel

mindestens 5,r m betragen.
e Ftir dio Anschlussdrähte zu Höusern, Laternen'u. dgl. am

Rande der Strassen gelten dagegen die Bestimmungen des Art. 66.

Art. 66.

Freileitungen an Gebäuden 'oder in der Nähe solcher,
sowie Auschlussdrähte zu Häusern und anderen Objekten am
Rande der Strasson sind so anzuordnen, dass sie der Berührung
mögliehst wenig ausgesetzt sind. Zufallige Berührung der Lei-
tungen von allgemein zugängliehen Gebtiudeteilen aus soll aus-
geschlossen sein.

Art. 67.

An Häusern befestigte Träger ftir Leitungen mit einer
Betriobsspaunung von über 150 Volt (mit 10 0/o Toleranz nach
oben frir Betriebsungleichheiten):

a. zwisehen zwei Leitern bei Zweileitersystem und bei Mehr-
leiter- bezw. Mehrphasensyst€men ohne geerdeten Mittel-
bezrv. Nullleiter,

ü. z'rvischen einem Leiter und Erde bei Mehrleiter- oder Mehr-
phasensvstemen mit geerdetem Mittel- bezrv. Nullleiter,
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die von allgemein zugänglichen Orteu oder von Gebäudep

aus ohne Anwendung besonderer Htilfsmittel erreieht werden

können, sind mit Aufschriften, welche vor Berührung der Drähte

warnen, zu versehen.

8. EoebsPennungeleitungen.

Art. 68.

Die tiefsten Punkte der untertten Leitungstlrähte sollen

sich mindestens 6 m und bei Kreuzungen und Parallelführungen

mit Strassen, Fahru'egen und öffentlichen Plätzen mindestens 7 m'

uber dem Boden befinden.

Art. 69.

Dio sachlich unbegriindete Anbringung von Hoahspannungs*

freileitungen an oder über Gobäuden ist unstatthaft. Wo Hoch-

spannungsleitungen au oder über Gebauden nicht vermieden

werden können, sind sie so anzuordnen, dass sie von irgend-

welchen Gebaudeteilen aus ohne Auwondung besonderer Hülfs-

mittel nicdt erreichbar und bei allfalligen Bauarbeiten möglichst

wenig hinderlich und gefahrlich sind.

Art. 70.

1 Bei Kreuzun€ien mit Strassen und Fahrn'egen soll die

Spannweite in der Regel nicht mehr als 25 m betragen. Sie

darf unter keinen Umständen das in Art. 61 bestimmte Mass

liberechreiten.
2 In den tlberftthrungsspannweiten über Strassen und

Plätze dürfen keine auf Zug beanspruchten Verbindungsstellen

vorkommen.
s Die Anbringung von Hochspanuungsfreileitungen langs

Strassen, sowie namentlich über ilffentliche Plätze, ist tunlichst
zu beschränken.

Art. ?1.

I Die Träger von Hochspannungsfreileitungen sind durch

rote Marken zu kennzeichnen. Die Marken milssen so angeordnet

sein, dass von allen Seiten eine Fläche von mindestens 10X 10 cm

sichtbar ist.
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2 Tragwerke an begangenen Orten und an Gebäuden sind
ausserdem mit Aufschriften zu verseheu, welche auf die Todes-
gefahr beim Bertthren in grosser, deutlich sichtbarer Sohrift auf-
merksam machen.

3 Die roten Marken, sowie die Aufschriften sind stets in
gutem Zustand zu erhalten.

Art. 72.

Wo an begaugenen Orten Erdleitungen au Holzstangen vor-
kommen, sind sie derart auzuordnen, dass die Entstehung einer
leitenden verbindung zwischen ihnen und den Isolatorenstiltzen
üunlichst vermieden wird.

Art. 73.

Verankeruugen von Tragwerken sind durch i)inschalten
von Isolierrtücken mit fur die betreffende Betriebsspannung
hinreichouder Isolierfahigkeit unterhalb der Leitungs<lrähtä
elektrisch zu unterbreehen oder nach Art. Bb und Art. 86o
Ziffer 2, zu erden.

Art.74.
Tragwerke aus Eisen,, lliscnbeton u. dgl. müssen entweder

mit isolierender Yerkleidung derart versehen werden, dass vom
Boden oder von Gebäuden aus nicht verkleidete Teile nicht
ereichbar sind,, oder die Tragu'erke sind nach Art. Bb und
Art. 36, Zifrer 2, zu erden.

Art. 75.

Bei allfalliger Verwendung von isolierten Drähten gelten für
solche die gleicheu Bestimmungen wie für blanke Leitungen.
Die Verwendung isolierter Drähte für Freileitungen soll übrigens
tunlichst besohränkt werden.

Art. 76.

Verteilungszontreu, welche von Hochspannungsleitungen ge-
speist werden, sind von diesen in geeigneter Weise abschaltbar
zu machen. Ebenso sollen Hochspannungsfreileitungen, welche
Ortsohaften berähren, abschaltbar sein.
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4. ParaUelftlhrungen und Kreuzungen von Starksürom-
leitungen unter sich'

a. .Ll,l,gemeinu.

Art. 77.

Sowohl bei Parallelftihrungen an gemeinsamen Tragrverken

als auch bei Kreuzungen sollen die Leitungsdrähte iler höhcr

liegenden Leitung an den lsolatoren derart befestigt werdeu'

da.äs sie im Buntle nicht gleiten können (und zwar auf geraden

Strecken auf der der Stange zugekehrten Seite)'

b. Pa,ral,lel'fükrung en.

Art. ?8.

1 Bei Parallelfü-hrung von Hoch- und Niederspannungs-

leitungen auf gemeinsamem Tragwerke oder an getrennten Trag-

*erken in einem horizontalen Abstand von woniger als 2 m

zwischen den Drähten ist die llochspannungsleitung über der

Niederspannungsleitung zu führen"
t i)e* oe*tikale Äbsbnd des untersten Drahtes der Hoch-

spannungsleitung vom obersten Draht der Niederspannungsleitung

-o.s bäi Spannweiten bis 50 m mindestens 1 m betragen;

bei grösseren Spannweiten ist dieser Abstnnd proportional zu Yer-

grtissern.

c. Kreuaungen zuti'schen. Hoch- wnd Niederrym'nmt'gsl'eikmgen'

Art. 79.

Bei Kreuzungen zwischen l{och- und Niederspannungs-

leitungen ist die llochspannungsleiüung über die Niederspannungs-

leitung zu führen.
Alt. 80.

Der vertikale abstand zwischen den sich kreuzenden Drähten

darf bei Kreuzungen zwisohen Hoch- und Niedercpannungs-

leitungen auf gemeinschaftliehem Tragn'erke nicht weniger als

t m üetragen. Für Kreuzungen in freier Spannweite ist dioser

Abstand von 1 m um je 2 sm für jeden Meter Enffernung der

Kreuzungsetelle vom nairerliegenden Überführungstragwerke 7'u

vergrössern.
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Art. 81.

Bei Kreuzungen in freier Spannweite soll der horizontale
Abstand des Tragwerkes der Hoehspannungsleitung vom nächsten
Draht der Niederspannungsleitung mindestens 1r5 rn betragen.

Art. 82.

Die Spannweite der ilbergeftlhrten Hochspannungsleitung
soll an der Kreuzungsstelle in der Regel nicht mehr ut, ZS *
betragen; sie darf unter keinen Umständen das in Art. 61
bestimmte Maximalmass überschreiten.

Art. 83.

- Bei Kreuzungen zwisohen Hoch-undNiederspannungsleitungen
in freier spannweite dürfen in den betreffenden spannweiten äer
höherliegenden Leitung keine auf Zug beanspruchten Verbindungs-
stellen vorkommen.

d,. Leitwngen aerscki.ed,ent Unterrukm,ungm.

Ärt. 84.
1 Palallelfuhrungen von Starkstromleitungen, die versahiede-

nen Unternehmuugen angohören, sind auf demselben Gestäuge
nur daln zulässig, wenn der Unterhalt von einer Unternehmung
allein besorgt wird.

2 Kreuzungen von Sta,rkstromleitungen, die verschiedenen
Unternehmungen angehören, sind zu behaudeln wie Kreuzungen
von Hoehspannungs- und Niederrpannungsleitungen, in sinngemässer
Ann'endung von Art. ?9 bis 83.

C. Kabelleitungen.

Art. 85.

Unterirdisch verlegte Kabel mügsen entweder mit einer Armatur
versehen sein, welche gegen mechanische Beschediguugen hin-
reichend widerstandefähig ist, oder mit einem besonderen Sohutz-
mittel umgeben werdeu, welches bei Grabarbeiten auf das yor-
handensein von Kabeln aufmerksam macht.
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Arü. 86.

1 Verbindungen an Bleikabeln milssen mittelst Endver-

sohlilssen, Verbinäungsmufren oder dergleichen Vorkehrungenn

welehe das EinalringJo "oo 
Feuchtigkeit und mechanische Be-

schadigung verhindern und gleichzeitig einen guten elektrischen

Anschlugs- vermitteln, ausgeführü werden'
t Der Feuchtigkeitsaischluss ist nicht erforderlich bei Blei-

kabeln, deren Isolielrschicht nicht hygroskopisch, aber wasserdicht

ist, wie z' B. solche mit nahtloser Gummiisolation'

Art. 87.

An ausgedehnten Ilochspannungskabelleitungeu und wo aus-

gedehnte Ho"chspannongsfreillitungel .mit Kabeln in Verbindung

3t"h".r, sind Vorrichtunlgen zur mtiglichsten Yerhütung der Schadi-

gr"g ä"t"t Üb"rsp"t ooig"o uoootöhliussen' Diese Apparate sollen

äo ü"""n"feo seio, tlass"bei deren Funktionieren dauernde Erd-

schltisse in der Regel nicht auftreten'

Art. 88.

1 Bei Parallelführungen und Kreuzungen Yon Hoch- und

Niederspaunungskabeln muss jede Leitung für sich in Schut'z-

kanäle 
'aus 

schlecht rvärrneleitendem und gchwer schmelzbarem

Material wie Ton, Mauerwerk, Beton und dergleiehen ein-

gelegt sein.
2 Diese Yorschrift gilt auch allgemein fur Parallelftthrungen

und Kreuzungen zwischen Niederspannungs- oder Hochspannungs-

kabelnunter-sich,welcheverschiedenenBetriebsunternehmungen
gehören." u Du,g"gen kann eine Ausnahme Yon der in Zifrer 1 ent-

haltenen Boti*-oog gemacht werden bei Niederspannungskabeln'

welche ausschliessliölr- "or Anschluss von nur dem geschulten

BetriebspereonalderElektriziffitswerkezugiinglichenlnstrum_enten
unil Apparaten dienen. Solche Kabel können mit den Hoch-

"p*ooogtt"beln 
des betreffenden Werkes in gemeinsame Schutz-

-&anale Jingelegt n'erden. An denselben sind in diesem Falle

Yorrichtungen zur möglichsten Unschadlichmachun-g.eines allfelligen

Übertrittes des Hochspannungsstromes auf tlie Niederspannungs-

kabel anzubringen.
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YIII. Hausinstellotionen.
(Siehe Art. 16 des Bundosgesetzes vom 24. Juni 1g02.)

Art. 89.

Für die Hausinstallationen gelten die vorstehendeu, in den
Abschnitten I, U, III, IV, Y, VI A, YI B, VII A, VII B, Ziffern
1 und 2, und VII C enthaltenen Bestimmungen, soweiü sie ein-
schltigig sind, sowie im besondern die naehfolgenden Vorschriften.

Art. 90.

In Hausinstallationen darf die effektive GebrauchsspannuDg
500 Yolt (mit 10 ofo Toleranz nach oben für Betriebsungleich-
heiten) nieht ubersteigen, und zwar:

c. zwischen zwei Leitern bei Zweileitersystem und bei Mohr-
leiter- bezw. Mehrphasensystemen ohne geordeten Mittel- bezn'.
Nullleiter;

ö. zwischen einem Leiter und Erde bei Mehrleiter- oder
Mehrphasensystemen mit Seerdetl Mittel- bezw. Nullleiter.

Art. 91.
Mit Ausnahme derjenigen Anlageteile, die sich in Räumen

befinden, welche nur geschultem Personal zugänglich sind, müssen
in llaueinstallationen alle unter Spannung stehenden Teile gegen
zufallige Berührung tunlichst goschützt sein.

Art. 92.

Die Schmelzsicherungen ftir Stromsttrken bis zu 30 Ampöre
sollen so beschaffen sein, dass fahrlässiges oder irrtümliches Ein-
aetfier ar starker Schmelzeinsätze ausgeschlossen ist.

Art. 93.

Lampen und andere Stromverbrauchseinrichtungen sind den
lokalen Yerhilltnissen entsprechend derart auszuräston und au-
zuordnen, dass dor Geftihrdung von Personen und Saohen yor-
gebeugt wird.

Art. 94.
1 Der geringste zulässige Querschnitt fur Kupferleitungen

ist 1,0 mms ftlr isolierte und 3 mme für blanke, isoliert ver-
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legto Drähte. An und in Beleushüungskörpern können isolierte

Kipferleiter von nur Ore mmz Querschnitt verwendet v'erden'

' Für Leitungen aus anderem Material muss der Quorschnitü

so geu,ählt tn'erdJn, tlass sie mindestens die gleiche minimale

absJlute Festigkeit und absolute Leitungsfahigkeit aufweisen.

Art. 95.
1 Die Isolation der Leitungsdrähte,, ihre Unterlagen und Be-

t'estigungsmittel, und die Montage derselben milssen so beschaffen,

beziehungs*eise so ausgeführt sein, dass keine Gefahrdung von

Personen und Sachen zu befurchten ist' Der Entstehung von

Isolationsdefekten soll l,unliehst vorgebeugt rrerden'
2 In allgemein zugänglichen Räumen sind blanke Leitungen

,rur ausnahmsweise zulässig, wenn zufolge des Einflusses von

zersetzenden Dünsten unil dergl. Drahtisolationen bald zerstört

rverden, und sofern genilgende Vorkehrungen gegen zufellige

Berährung und Kurzschluss getroffen werden'

IX. Schwachstromanlagen ilor starkstromunternehmungen-

A. Allgemeines.

Art. 96.

Bei Schwachstromanlagen, die aussohliesslich dem Betriebe

elektrischer Starkstromanlagen dienen, ist es zulässig, die Schwach-

stromfreileitungen an den Tragwerken iler betreffenden stark-

stromfreileituog"o oo montieren und die unterirdischen Schwach-

stromleitungen direkt neben den Starkstromkabelleitungen, oven-

tuell im gleichen Sahutzkanal, zu vorlegen' In diesen Fällen

haben solche schwachstromanlagen nicht nur den einschltigigen

Bestimrnungen der vorschriften betreffend Erstellung und Instand-

haltuug noo Schn'achstromanlagon (Bundesratsbeschluss vom

14. Februar 1908)' sondern auch den folgenden Bedingungon zu

genügen.
B. Stationen.

Art. 9?.

Telophon- und andere Signalapparate, sowie die zugehörigen

Einriehtungen, u'ie Blitzschutzapparate, Überspannungssicherun-gen

und schmelzsicherungen, mtlseen so besohsffen und angeordnet
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seinr dass selbst bei einem allftilligen übertritt des starkstromes
unter der in der betreffenden Anlage vorkommenden Betriebs-
spannung in die schwachstromanlagen weder personen noch
sachen Dritter direkt gefahrdet werden. Die stationen sind in
allen Fällen mit Spannunpsicherungen auszurilsteu.

Art. 98.
Die- Erdleitungen und Erdelektroden der Blitzschutzapparate

haben den in Art. 35 und Art. 86, Zitrer 1, diejenigä, a""
S?annungssicherungen den in Ar.t. 85 und Arü. g6, Zifu;2. der
Vorschriften ilber Starkstromanlagen enthaltenen'B..rrir;d;
zu gentigen.

C. Leitungen.

Art. 99.
I Die Schwachstromfreileitungen sind unterhalb der Stark_stromleitungen anzubringen in "io"* Abstand, der, "";ihlgemessen' bei spannweiten bis 50 m in der Regel mindestens1 m betragen muss; bei grössern Spannweiten iJ der Abstand

proportional zu vergrössern.
2 Bei überl'uhrungen von starkstromleitungen über andere

Leitungen darf dieser Abstand boi Keuzungen an gemeinsamer.
Stange ausnahmsweise auf 0,,c m, und bei Kreuzungä auf freier
Spannweite, wenn die Spannweiie der uberftihrt""i"lt"rg ;i"hi
mehr^ als 25 m beträgt, auf 0rz m reduziert q,erden.

3 Solche Schwachstromf.reileituugen, die am Gestänge von
Starkstromleitungen montiert, und Schwachstromkabell"i;;"";
die mit Starkstromkabeln in gemeinsame S"fr"tzf.aoafe ;ö;;
.sind,_sind im übrigen auf ihrem ganzen verlaufe und insbesoideie
bei 

.Parallelführungen und Kreuzungen mit andern teituoeerr.sos'ie hinsichtlich der Montieruog uo und in dä,,rd;;ä;
Niederspannungsstarkstromleitungen' 

u ber 1 b0 volü zu behaodeln.

X. Revisionerr.

Art. 100.
1 Die Leitungen 

.und 
,Iragwerke, sowie die Erdleitungenm'ssen von den Betriebsinhabern periodisch rcvidie"t *e"dä

Dies hat besonders häuffg und g"nur, ro geschehen b"i fr"uroog;

f"rtigt;*tig" l,"itoog"o iri "tffiXOI l^- L! | ,5 o/o des höchstzulässigen Drahtzuges in frechoong ,o
bringen.

2. Der Winddruck auf den ms senkrecht getroffener Fläche
l-*"* 1_00_ IC; ftir zylindrische Fhäen betrage derWinddruck 7/ro desjenigen auf ebene _!.Iächen. Bei der
lerlghnung der Beanspruehung der Tragwerke infolge
des Winddruekes auf tlie Leituigsdrähte sind letztere alsstarre Yerbindungen zu betraehten.

3. Das speziftsche Gewicht des Betons soll für die Berechnung
zu höchstens 2,a, dasjenige des Holzes zu höchstens 0r?E
angenommen werden.
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Art. 2.

Auf bestehende Anlagen finden die Vorschriften Anwendung:

a. bei Erweiterungen, 
"Umbauteu 

und Reparaturen, soweit d'ies

ohne wesentliche inderung der bestehenden anlage mög-

lich ist;
ä. in gefahrdrohenden Fällen'

Art.3.

Soweit in den nachfolgeuden Yorschriften keine gegenteiligen

Bestimmungen enthalten siJd, gelten auch dieVorsohriften betreffend

Erstellung und Instandhaltung:
a. d,ei elektrischen Schwachstromanlagen I

ä. der elektrischen Starkstromanlagen;
- ,l^, p4nollolfilhnrrnoen nnd Kreuzungen.
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4. Sowohl unter den in lit. a als unter den in lit. ä der

Zifret 1 gemachten Annahmen sollen Tragwerke aue Holz

oder Eisen mindestens vierfache Sicherheit gegon Brueh

bieten.
5. Der Berechnung von Eisenbetonmasten ist eine zulässige

Druckspannung yon höchstens 30 kg/cm2 fär Beton und

eine zulilssige Zugspannung von höchstens 800 kg/cm'
für Eisen zu Grunde zu legen.

6. Das Verhaltnis des Elastizitätsmasses des Eisens zu dem-

jeuigen des Betons ist zu höchstens 15 anzunehmen.
2 Der Ausq'eis über die genügende Festigkeit von Eisen-

betonmasten kann auch durch Belasüungsproben geleistet werdon,

bei welchen sich mindestens vierfache Sicherheit ergeben soll.

Die Kontrollstellen können in zweifelhaften Fällen die Yornahme

von Belastungsproben verlangen.

Art. 8.

Wenn Tragwerke besonderär Fundationen bedürfen, so sind

letzterc unter den in Art. ? gemachten Rechnungsannahmen 
'und

unter' Berücksichtigung allfiillig vorhandener Yerankerungen oder

Yerstrebungen so zu berechnen, dass die Tragwerke, ohne Be-

rücksichtigung des Ertldruckes nach jeder Richtung mindestens

einfache Sicherheit gegen Kippen bieten.

Art. 9.

Der Abstand der Au-fhangepunkte des Kontaktleitungsdrahtes

in geraden Strecken soll in der Regel nicht mehr als 35 m betragen'

Art. 10.

1 Die Kontaktleitungen müssen gegen Erde und bei ver-

schiedenen Potentialen unter sich vermittelst mechanisoh sicherer,

rvetterbeständiger und der l{öhe der auftretenden Betriebespannung

entsprechender Isolatoren isoliert sein.
2 W'enn diese Isolatoren nicht Porzellandoppelg'locken oder

gleichwertige andere Isolationskörper sind, so müssen deron zwei

in Hiutereinanderschaltung so angebracht werden, dass der del
Erde nähere Isolator zirka 1 m vom Kontaktleitungsdraht ent-

fernt ist.
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Arü. 11.*)
I f)er Abstand zwischen Leitungsdrähten und Gebäuden soll

so. grossr srin, dass die Drähte ohne Anwendung besonderer Hülfs_
mittel nicht bertihrt werden köunen.

2 Da, wo mit Rucksicht auf örtliohe Schwierigkeiten dies
nicht möglich ist, sind die Leitungen gegon Berüh"oog"ro schritzen;
ausserdem sind gut sichtbare Warnunptafeln anzuf,ringen.

3 Kontaktleitungen im Handbereich (dritte Schiene) müsgen
gegen zufällige Berührung geschützt sein. Sofern clie Bahn durch_
gehends eingefriedigt ist, gentigen Schutzvorrichtungen bei Weg_
tibergängen und stationen. An diesen stellen sind darnungstafein
anzubringen.

a Die Bestimmung in Lrb. 71, Ziffer 7, der Vorsahriften
betreffend Starkstromanlagen vom i+. f,"l*u, 1g0g, uber die
Bezeichnung der Träger von Hochspannungsfreileitungen durch
rote Marken Iindet auf die Fahrleitungstragwerke elektrischer
Bahnen mit eigenem Bahnhörper keine l,nwendung.

-*^_-l 
Dp"gon sind an den dem publikum zugänglichen .Irag-

,-rl,.."k..1 
rion Hochspannulgs-Kontaktleitungen ii S"tationen., bEi

ubergängcn oder in unnrittelbarer Nehe öffentlicher Wege die in
ziffer 2 des nämlichen artikers vorgeschriebenen a*fschriften
anzubringen.

. 
6 AuI Bahnsteigen und Verladeplätzen sind ausserdem an

geeigneten Stellen besondere, gut sichtbare Aufschriften anzu_
bringen, die auf die Gefahr der Berührung der Leitungen und
ihrer Träger aufmerksam maohen.

Art. 12.
I Die tießi,en Punkte der untersten Leitungsdrähte sollon

bei strassenbahnsa mh4.stens 5rr m über schienenoüerkante liegen.

. _2 
Bei-Bahnen mit eigenem Bahnkörper findet diese Bestimm-ung

bei KreuTringen mit Strassen und Fahrwegen ebenfalls Anwendungl
so{er.n sieh'kgin zuverlässiger Schutz gelen Berührung von untä
anbnngen lässt, oder wenn keine anderen sicheren vorkehren
gegen-zufallige Berithrung von unter Spannung stehenden Leitungen
getroffen werden können.

*) Brgilnzter artikel gemäss Bundesratsbeschluss vom b. März lglb,
am 15. März 1915 in Kraft getreten.
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3 Bei StrassenunterfüLhrungen können Ausnahmen gest&ttet

werden.
a Auf Stationen und Geleisen, auf welchen das Verladen

von Gilterwagen vorgenommen wird, ist bei der Disposiüion der

Loitungsanlage auf die Sicherheit der dort bescheftigten Personen

Rilcksicht zu nehmen.

Art. 13.

Die Kontaktleitungen sind gegen atmosphärische Entladungen

den örtlichen Yerhältnissen entsprechend zu schützen.

Art. 14.

Kontakt- und Speiseleitungen sind in passenden Abständen

mit streckenschaltern, die stets gefahrlos bedient werden können,

zu verseben.

Art. 15.

1 W'eun die Schienen des Geleises als Stromleitung benutzt

werden, so müssen dieselben miteinander dauerhaft gut leitend

verbunden werden.
2 Diese Schienenverbindungen mässen einen den auftretenden

Stromstärken eutsprechentl geringen elektrischen Widerstand be-

sitzen.
3 \Menn als Schienenverbindungen ausserhalb der Laschen

liegende Drahtstucke verweudet werden, so sollen dioselben ent-

weder an dem einen Schienenstrang bei jedem Stoss doppelt oder

an beiden Schienensträngen bei jedem Stoss einfach zur Anwendung

kommen. Die Schienenstränge oder die Schienenverbindungen

derselben sind in passenden abständen untereinander zu verbinden.

a Bei Nebengeleisen dürfen die Schieuenverbinduugen auf

den einen Schienenstrang ohne Verdoppelung besehränkt werden'

5 Gegen das Auftreten gefehrlicher Spannungen zwischen

schienenrtickleitungen und Erde sind die nötigen Massnahmen

zu treffen.

Art. 16.

Im Boden verlegte Rückleitungen können blank uPd ohne

weiteren Schrrtz verlegt werden.
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Art. 1?.

Kontaktleitungen elektrischer Bahnen, welche andere Eisen-
bahnen kreuzen,, haben folgenden Anforderungen zu gonügen:

a. Die kreuzenden Spannweiten dürfen weder Löt noch
sonstige Yerbindungsstellen haben.

0. Die kreuzenden Spannweiten müssen durch Abspannungen
auf beiden Seiten der Kreuzung vor ausserordentlicher Zug-
beanspruchung geschtttzt werden.

B. Apparate.

Art. 18.
I Jedo von einer stromliefernden Station abgehende Speise-

leitung ist mit einem selbsttätigen Maximalaussohalteruo 
""r."h"o.2 Maximalausschalter sollen folgendo Eigenschaften besitzen:

- a. Der Apparat soll bei überlastung sicher ausschalten, dies
ohue dass der Unterbreohungsfunken einen Kurzschluss oder Erd-
schlues mit benachbarten leitenden Teilen verursachen kann. Die
Stromunterbrechung soll gescheben, ehe die Einrichtungen der strom-
liefernden station odor der stromvorteilungsanlage schaden nehmen.

ö. Der Maximalausschalter soll entweder so konstruiert sein,
dass ein dauerndes W'iedereinsehalten bei nooh bestehendem Kurz-
schluss unmöglich isl,, oder es soll dem Maximalausschalter ein
Handausschalter. vorgeschaltet werden.

Iff. Rollmaüorial.

A. Leitungen.

Art. 19.
1 Leitungen, welche mechanisehen Beschtidigungen ausgesetzt

sind, milsseu durch Yerkleidungen geschiltzt werden. Letztere
müssen so beschaffen sein, dass sich darin keine Unreinigkeiten
und keine Feuchtigkeit ansammeln kann.

2 Über Leitungen und Apparaten, bei denen eine gefrihrliche
Erwlirmung auftreten kann, sind die gefährdeten Wagenteile
durbh feuersicheres Material zu schützen.
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Art. 20.

Verbindungen von Leitungen unter sich und mit Apparaten

sind in einer Weise herzustellen, dass den Anforderungen hin-

sichtlich Leitungsfahigkeit, Isolation und mechauischer Festigkeit'
die für die betreffenden Leitungen gemäss vorliegouder Vor-

sohriften gestellt werden, entsprochen ist.

AJt.21.
Im Innern von Pelsonenwagen dürfen sich nur gut isolierte und

gegen mechanische Beschädigungen geschutzte Leitungen befinden.

B. Apparate.

Lm.22.
I Die stromfilhrenden Teile von Apparaten müssenr soweit

sie sonst der zufalligen Berilhrung zugänglich wären, mit Schutz-

kasten umgeben oder mit Isoliermgterial sorgfältig umhüllt sein.
s Anschlussklommen von Apparaten ohne Sehutzkasten

(Messinstrumente) sollen gut isoliert werden.
3 Metallische Schutzgehäuse sind zu. orden.
a Die Konstruktion und tlie Anordnung der Sicherungen

und Maximalaussehalter soll so gewä'hlt sein, dass bei deren

Funktionieren eine Gefährdung der Fahrgäste und iles Bahu-

personels ausgeschlossen ist.
5 Griffo und rvomöglich Gehäuse sind aus Isoliermaterial

herzustellen.

Art. 23.
1 Die Steuerapparate sollen mit Verriegelungen zur Ver-

meiduug falscher Handhabung versehen sein.
2 Die Schalihebel der Fahrschalter mllssen weggenommen

werden können, aber nur dann, wenn der Fahrstrom duroh sie

unterbrochsn worden ist.
3 Die der Berührung zugänglichen normalerweise nicht strom-

führenden Teile der Steuerapparate sollen geerdet sein.

.errt.24.
1 Jedes Motorfahrzeug soll mindestens oinen automatieohen

Maximalausschalter für die Motoren haben. Der Meximalsussahalter
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soll von jedem X'ührerstand aus bedient werden köunen oder es
muss auf jodem Filhrerctand ein soloher angebracht sein.t Stromkreise fur Beleuchtung und Heizung sollen je für
sich gesichert sein.

3 Im Stromkreis einer olektrischen Kurzschlussbremse darf
keine Sicherung eingeschaltet sein.

Art. 25.

Zum Abheben der Stromabnehmet von der Stromzuleitung
müssen stets besondere Yorrichtungen vorhanden sein, welche
jederzeit gefahrlos betätigt s'erden können.

Art. 26.
1 Anlass- und Bremswiderstände sollen mechauisch fest uud

leicht kontrollierbar sein; sio dürfen fur benachbarte brennbare
Teile keine Fouersgefahr bilden.

2 Es ist für genügenden Schutz gegen yerunreinigung und
Nässe uud. für oine möglichst gute Lüftung zu sorgen.

Art. 27.

Heizkörper sind isoliert aufzustellen und mit einem gut ge-
erdeten metallisahen Schutzmantel zu umgeben, welch letzterer
auch eine zufallige Berührung der Anschlussklemmen verunmög-
lichen soll.

Art. 28.

1 Die unter Spannung stehenden Teile von Lampeu nebst
ZubehOr milssen, sow€it eio ohne besondere Hülfsmittel erreich-
bar sind, gegen zufällige Berührung tunlichst gesohützt $.erdeü,

2 Die Gehause und Reflektoren der äusseren Signallampen
milssen geerdet werden.

Art. 29.

Elektrisohe Leitungskupplungen haben folgenden Bedingungen
zu genügen:

o. Eine zufallige Berllhrung von unter Spannung stehenden
Metallteilen soll nicht möglich sein.
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ö. Für den Ausnahmefall, wo die Kupplung unter Strom unter-

brochen werden muss, soll tlie trflöglichkeit der thertragung

eines Unterbreohungsfunkons auf benachbarte Wagenteile

ausgeschlossen sein.

e. Eine Lockerung der Kupplung soll nicht auftreten können'

d,. Zt den stromftlhrendon Teilen soll weder bei geöffnoter

noah boi geschlossener Kupplung Wasser gelangen können'

IY. Betriebsvorschrifton.

Art.30.

Jede Bahnverwaltuug hat ihrem Personal gedruckte Yer-

haltungsmassrogeln filr das Benehmen bei Unglucksfellen, Leituugs-

brttchen und sonstigen Störungon zuzustellen und dasselbe genügend

zu instruioren und praktisch auszubilden-

Art. 31.

Alle Teile der olektrischen Einrichtungen sintl periodischen

Revisionen und Prüfungen zu uuterziehen,, worüber tlie Bohn-

verwaltung Aufzeichnungen zu fiihren hat.

Y. Üborgangsbestimmungen.

Art. 32.

Dieso Vorschriften treten auf 1. März 1908 in Kraft. Durch

dieselben werden alle widersprecheuden Verordnungen,, insbesondere

die Bundesratsbeschlilsse betreffend Vorschriften ftir die Erstellrrng

der Stromleitungen der elektrischeu Bahnen und betrefrend all'
gemeine Vorschriften ttber elektrische Anlagon vom ?. Juli 1899'
leüztere soweit sie sich auf elektrische Bahnen beziehen, auf-

gohoben.
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Yorschriften
betreffend

Erstellung und Instandhaltung der Parallelftihrungen und
l(reuzungen yon Schwach- mit Starkstromleitungen und

. von elektrischen Leitungen mit Eisenbahnen.

(Vom 14. Februar 1908.)

Der sahweizerisohe Bundesrat,
in Ausführung von Art. 3 des Bundesgesetzes vom 24. Juni

1902 betreffend die elektrischen Sohwach- und Starkstromanlagen*) I
naoh Einsioht der Protokolle der Kommission für elektrisahe

Anlagen;
auf den Antrag seines Post- und Eisenbahndepartemenüs,

beschliesst:
Für die Parallelftihruugen und Kreuzungen von Schwach-

mit Starkstromleitungen und von elektrischen Leitungon mit
Eisenbahnen gelten folgentle Vorschriften:

f. A[gemoine Bestimmungon.

Art. 1.
I Diese Vorschriften sind bei der Erstellung neuer elek-

brisaher Anlagen im ganzen Umfange zur Anwendung zu bringen.
2'Wenn ihrer Erftllung ausserordentliche Schwiorigkeiten

im Wege stehen, so kann der Bundesrat auf Ansuchon der be-
troffenen Unternehmungen Fristen bestimmon und Modiffkationen
bewilligen.

*) Siehe eidg. Gesetzsanmlung n. F., Btl. xrX, S. 259.
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Art. 2.

Auf bostehende Anlagen Iiuden die Yorschriften Anwendung:
a. bei Erweiterungen, Umbauten und Reparaturon) soweit dies

ohne wesentliche Anderung der bestehenden Anlage mög-

lich ist;
ö. in gefahrdrohenden Fällen.

Art. 3.

1 Die Durchführung der Vorschriften soll in der für die Ge-
samtheit der zusammeutreffenden Anlagen zweckmässigsten Weise
erfolgen.

t Zu diesem Zwocko hat siah der Bauherr der neu ztt er-
stellenden, zu erweiternden oder abzutindernden elektrischen An-
lage, sobald diegelbe mit andern elektrischen Anlagen zusammen-
trifrt, mit den Besitzern der letzteren über die zur Yermeidung
von gegenseitigen Betriobsstöruugen und Gefahren für Personen
nnd Sachen ?il treffendeu Sicherungsmassnahmen rechtzeitig
sehriftlich zu verständigen.

3 Wird keine Verstöndigung erzielü, so entscheidet der Bundes-
rat gemäss Ärt. 17, Alinea 2, des Bundesgesetzes vom 24. Juni
1902. Er kann die Einstellung der Bauarbeiten oder des Betriebes
für die streitigen Teile der Anlage verfügen.

Art. 4.

Wenn an einer Stark- oder Schwachstromanlage Arbeiten
ausgeführt werden sollen, durch welohe eine Gefahr oder Störung
an Leitungen oder Äpparaten einer Stark- oder Schwachstrom-
anlage einer anderen Betriebsunternehmung entstehen, oder bei
welchen das die Arbeiten ausführende Persolal duroh andere
Starkstromanlagen gefehrdet werden kann, so hat der Besitzer
beziehungsweise Betriebeinhaber dor irn Bau oder in Reparatur
begriffenen Anlage die Betriebsinhaber der andern Anlagon reeht-
zeitig von seinem Yorhaben in Keuntnis zu sotzen. In allen in
Betracht fallenden Anlagen sind dann die zur Sicherheit nud zur
Vermeidung gegenseitiger Störungen und Gefahren nötigen Schutz-
vorkehrungen zu .trefen. .



Vorschriften betr. parallelführungen und [reuzungen. 77

Art. 5.
Sov'eit in den nachfolgenden Vorschriften keine gegenteiligen

tsestiurmungen enthalten sind, gelten auch d.ie Voriaf,riften "be-

treffend Erstellung uud Instandtrattung
a. d.er elektrisehen Schwachstro-uolag"o;
0. der elektrischen StarkstromanlagenJ
e. der elektrischen Bahnen.

lr. Parallelführungen ünd Kreuzungon yon oberirilisehen
Schwach- unil Starkstromloitungen.

A. Parallelfllhrungen.

7' Paral'l'el,fäkrungen aon Hocrupannungs- mit Bchwackstromr,eitwngen.

Art. 6.
I Parallelführungen von Hochspannungsleitungen mit Schwaoh-

stromlinien sollen zur Vermeidung der strirendä Einwirkuugen
der ersteren auf letztere wo immer möglioh mit nrehr ars 2d m
Abstand erstellt werden.

s Ist dies nicht möglich, oder handelt es sich um Hooh_
spanmrngsleitungen mit geerdeter Rückleitung, so hat zwischen
den beteiligten Parteien gemäss Art. B eine besondere Verstän_
digung stattzuffnden.

Art. 7.
1 Parallelführungen von Hochspannungsleitungen und öffent_

hchen oder privaten schwachstro.reitungen"auf gerieinschaftrichon
'fragwerken sind. nicht gestattet.

2 auf schwachstromanlagen, die ausschliesslich dem Beüriebe
von elektrischen Starkstromanlagen dienen, ffndet diese Bestim-
rnung keine Anwendung.

2' Parall'effihrungen aon Niedersgtd,nnun gs- mct sckutackstromreirung en.

Art. 8.

Iichen oder privaten SchwaehstromieitungJn dtirfän an gemein-
sahaftliohem Tragwerke erstellt u,erden, rienn die SchwaÄshom_
drähte nur in geringer Zahl vorhanden sind_
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e Ilierfür gelten folgende Bestimmungen:

a. Die schwachstromdrähte sind unterhalb tler Nietlersponnungs-

leitungen anzubringen.
D. Der üleinste Abstantl beider Leitungen darf nicht weniger

als 1 m betragen.
3 Ist dagegen eine grössere Anzehl von Schwaohstromdrähten

parallel uo ltii'r"o, .o äü.f"o gemeinsame, Tragwerke nur dann

Lenutzt werden, wenn keine andere technisch befriedigende Lösung

möglich ist.
B. Kreuzungen.

7. Allgemeinns.

Art. 9.

Bei Erstellung oder Anderungen elektrischer Leitungen ist

durch geeignete Trassierung und Zusammenfassung vereinzelter

Zufährungen in Stränge danach zu trachten:

a. tlasi die Zahl der Kreuzungsstellen reduziert wird, soweit

diesohneBeeinträchtigungeinerrationellenLinienanlage
möglich ist;

ä. ila.ss die Starkstromleitungen, soweit es die örtlichen Ver-

hältnisse gestatten, über die Schwachstromleitungen gefuhrt

werden können;
c. dass an den Kreuzungsstellen Winkel in der itbergeführten

Leitung möglichst vermieden werden'

Art. 10.

Der Abst&nd der Überfuhrungstragwerke von den unter-

geführten Drähten darf nicht weniger als lroo m betragen' Ist dies

äus triftigen Gründen nicht erreichbar, so hat gemäss Art' 3 eine

besonderä Verständigung zwischen den Parteien stattaufinden'

Art. 11.
1 Der Vertikalabstand zwisohen den kreuzenden Loitungen

darf bei Kreuzungen' an gemeinschaftlichen Tragwerhen nioht

weniger als 1 m betragen.
i Füt Kt"orungen in freier Spannweite bis zu 50 m ist der

Abstand von 1 m zu Yergrössern, und zwar um je 2 cm für
jeden Meter Entfernung der Kreuzungsstelle vom näherliegentlen

Überfuhrungstragwerke.
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3 Für Kreuzungen in freier Spannweite über b0 m ist der
Abstand von 1 m orn j: 4 cm fur jeden Meter Entfernung Jer
Kreuzungsstelle vom näherliegenden überftihroogrtrug*".k"" rovergrössern' 

Art. 12.

Für _die Spannweiten der übergeführten Leitungen gelten
folgende Regeln:

a. Ist die Kreuzungsstelle mehr als 10 m von einem der über_
fhhrungstragwerke entfernt, so darf die überfuhrungsspann_
weite nicht mehr als 40 m betragen.

ä. Betrilgt die in a. genannte Entfernung 10 m oder weniger,,
so darf die überfilhrungsspannweite bis 50 m betragenf

c. Wenn durch zwingende Umstönde überfuhrungsspannweiten
von mehr als 50 m n_ötig werden, so ist danash Ä traohten,
dass die Kreuzunpstelle in die Nähe des einen üborführungsl
tragwerkes zu liegen kommt.

Art. 13.
r Die absolute Bruchfestigkeit der Drähte muss für Spann-

weiten bis 50 m mehr als 1gO kg betragen. Für grösse"" Siuo*
weiten sind Drä.hte von entsprechend grösserer ebsoluter Biuch-
Iestigkeit zu verwenden.

I fn der Kreuzungsspannweite der ilbergefuhrten Drähte
$ürfen keine auf Zug beanspruchte verbindungssiellen (Klemmen,
Löt- oder Schweissstellen, Freileituugssioherungen u. dgl.) vor_
kommen.

2. Hocltspannungsl,eitungm, über &htpaehsboml,eilungen.

Att.74.

- T_r" Hochspannungsüberführungen gelten noch folgende
spezielle Bestimmungen:

a. Zwischen den llochspannungstragwerken der Kreuzung ist
ein Sahutzdraht gemäss Art.26 anzubringen

ö. An holzernen überführungstragwerken därfen keine Erd.
leitungen angebraoht werden.
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Art. 1ö.

1 Überführungen von Ilochspaunungsleitungen über Schwach-

stromtlrähte an gemoinschaftlichem Tragwerke sind nur dann

gestattet, *"oo ä", Überfuhrung in .freier Spannweite ausslor-

ärtlentliche Schwierigkeiten im Wege stehen und wenn die

Schwachstromdrähte nur in geringer Anzahl vorhantlen sind'
2 In solahen Fellen sind folgende Regeln zu befolgen:

a. An dem gemeinschaftlichen Tragwerko dürfen weder Erd-

leitungen 
-noch 

Hochspannungsapparate angebracht sein'

ö. Der kleinste Vertikalabstantl beider Leitungen darf nicht

weniger als 1m betragen.

c. Zwisöhesbeiden Leitungen ist am Tragwerke eine'Warnungs-

tafel anzubringen.
d. Von dem gemeinsehaftlichen Tragwerke aus ist nach jeder

dor beiden benachbarten Hoehspannungsstangen je ein

Schutzdraht gemäss Art. 26 anzubringen'

3. Eoclr,sgnnnungsl,eztwngen unter Sckwackstroml'eitungm'

Art. 16.

Für ilie ttbergefuhrten Schwachstromleitungen gelteu, sofern

keine besonderen Schutzvorriohtungen augebracht sind, noch

lblgentte spezielle Bestimmungen :

ä. ni" kleinste absolute Bruehfestigkeit und die höchstzultissige

Spannweite sollen betragen:
380 kg fur SPannweiten bis zu 40 m
600 r n r) , , 60m'

ö. Der Durch[an[ der Drähte ist so zu wä'hlen, dass auch

beidentiefsteninBetrachtkommenclenTemperatrrrendes
Ortes unter blosser Berucksichtigung des Eigengewichtes

noch minclestens frinffache Sicherheit gegen Drahtbruch

vorhanden ist.
c. An den Drähten darf nur gearbeitet werden, n'enn die unter-

geführten Hochspannungsleitungen allpolig ausgeschaltet sind'

Art. 17.

. Beträgt die Spannweiüe der übergeführten Schwaehstrom-

leitungen inehr als 60 m, so ist ein Schutznetz an der Hoch-



Vorschriftenbetr. parallelfilhrungenundKreuzungen. gl

spannungsleitung nach Art.24 uud 2b anzubringen, welches die
untergefithrten Hochspannungsleitungen oben und auf beiden
Seiten umfasst.

1. Ndederryanrw,ngslei,twngen über &kwackstroml,ed.twngm.

Art. 18.
I Niederrpannuugsleitungen ilber Schwachstromleitungen an

gemeinschaftlichem 'Iragworke sind gestattet, wenn nulr eine
geringe Anzahl von Schwachstromdrähten vorhanden ist.

e Ist d4gegen eine grössere Zahl von Schwachstromdrähten
zu unterführen, so darf oin gemeinschaftliches Tragwerk nur
dann benützt werden, wenn keine andere technisch bJfrietligende
Lösung möglioh ist.

Art. 19.

Bei überfährungen von Niederspannungsleitungen von 500
bis 1000 Yolt Spannung soll ein Schutzdraht gemäss Art. 26
angebracht werden.

5. Ni.ederspannungsl,edtungcn wnüer Schwachstromledtwngen.

Art. 20.

Für die übergofuhrten Schwachstromleitungen gelten noch
folgende besondere Bestimmungen :

a. Drähte unter 2 mm Durchmesser (B mms euerschnitt) dürfen
nicht velwendet werden.

ö. Fitr Spannweiten bis 50 m muss die absolute Bruchfestig_
keit der Drähte mehr als 180 kg betragen. Für grtissere
Spannweiten sind Drähte von entsprächend grösr"ru,
absoluter Bruchfestigkeit zu vern enden.

c. Der Durohhang der Drähte ist so zu wählen, dass auch
bei den tiefsten in Betracht kommenden Temperaturen des
Ortes unter blosser Berücksichtigung des Eigengeu,ichtes
noch mindestens fünffache Sieherheit gegen Drahtbrueh vor-
handea ist.

rü. An den Drähten darf nur gearbeitet werden,, wenn die
untergeführten Niederspannungsleitungen allpolig ausge-
schaltet sind.
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C. Besondere Fälle von Parallelfllhrungsn und Kreuzungen'

Art. 21.

Wenn Starkstrom- und Schwachstromleitungen an oder in

Gebäuden zusammentrefren, so soll durch ausreichenden Abstand

derselben oder durch eino genügende Anzahl von Befestigungs-

punkten der Drähte dafür gesorgt werden, dass zulbllige gegen-

leitige Berührungen beitler Leitungen nicht vorkommen können'

Att.22.
Wenn horizontale Schwachstromleitungen und vertikale Stark-

stromleitungen oder umgekehrt mit weniger als lroo m Abstanil

kreuzen, so- sintl g"g"o 
"ofallige 

gegenseitige Berührungen beider

Leitungän unter siöh speziello Sicherungsmassnahmen gemäss

Art. 3 zu vereinbaren (2. B. boi Strassenlampen)'

III. Parallelfährungon und Kreuzungen Yon ünter'

irdischen Sehwach- unil Starkstromleitungon'

Art. 23.

BeiParallelführungenuudKreuzungenunterirdischerStark-
und Schwachstromleituigen sollen die Starkstromkabel, wo sie

wenigeralsSOcmvondenSchwachstromkabelneotferntsind,
in üesood".e gedeckte Schutzkanäle aus schlecht leitendem

Material (Ton, Zement, Asphalt und dergleichen) verlogt werden'

IY. Eigenschofton iler SchutzYorrichtungon'

A. Schutzneüe.

Art.24.
Für die Konstruktion der Schutznetze gelten folgenile Regeln:

a. Die Befestigungsrahmen sind derart zu konstruieren und

so an den Tragwerken zu befestigen, dass bei Schnee-

belastung *edeJder Rahmen noch das Netz mit den ein-

gefassten Loitungen in Berührung kommen kann'

a. öie Befestigrmgsrahmen sind mit zweckmässigen votrich-

tungen zum näfestigen und Nachspannen der Läagsdrähte

zu versehen.
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c. StF $ig Längs- und euerdrähte sollen nur Drähte von
mindestens 4 mm Durchmesser (12 mma euerschnitt) und
mindestens 480 kg absoluter Bruchfestigkeit verwendet
werden.

d. Die Zahl der Längs- und euerdrähte ist nicht grösser zu

{!!üleo, als es zur Erreichung des beabsichtigteJ Zweckes
f.hsqht nötig ist.

e. Die Langs- und Querdrähte sind derar.t miteinander zu ver_

liuden, dass gegenseitige Verschiebungen nicht vorkommen
können. Bei yerlötungen darf weder iötwasser noch Säure
verwendet werden.

f, Die Querdrähte können weggelassen werden, sobald die
Schwaohstromleitungen die Hoöhspannungsleitung augenähert
rechtwinklig kreuzen. Bei spitzwinkligen Kre-uzuigen ist
das schutznotz mit einer zweckentsprechenden anza-hl von
Sgg4flröhten zu versehou

9. Die Scbutznetze sind an beiden Endeu an Erde zu legen.

Art. 25.

_ I Die Spannweite der Schutznetze soll auf das zur Eueichung:
des beabsichtigr'en zweakes nötige Mass beschrrinkt werden unä
30 m uicht übersteigen.

t Auf ausreichende Fostigkeit der Tragwerke, sowie auf.
zweckmässige Yerstrebungen oder verankerungen ist besondere.
Sorgfalt zu verwenden.

B. Schutzdrähte.

Art. 26.

Die Schutzdrähte sollen dazu dienen., bei Liuienarbeiten anden unter den Starkstromlinien durchgefuhrt"" S"n*u"l.i*ro-
leitungen zufellige Berührungen der letäern mit den erstern zuverhindern. 

_ 
Dies gesohieht dadurch, dass man zwischen den

beiden 
.Starhstromtrryv,erken der Kreuzung, mindestens 50 crnunlorfarl\ des untersten Starkstromdrahtes, äinen Draht ooo .io-destens 4 mm Durchmesser (12 mms euerschnitt) spanot. 

- .."-
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Y. Parollolführungen und Kreuzungen elektrissher
Leitungen mit Eisenbahnen.

A. Allgemeine Bestimmungen.

Art. 27.
I Der freie Lichtraum fur den Bahnbetrieb darf weder durah

die Leitungen selbst, noch durch deren Tragwerke eingeschränkt
werden.

2 Ebenso ist die Sichtbarkeit der Bahnbetriebssignale und

die Übersicht über die Geleise zu wahren.

B. Kreuzungen.

1. Al'l'gemeines.

Art. 28.

Die Kreuzungen elektrischer Leitungen mit Eisenbahnen sind

behufs Wahrung der Betriebssicherheit auf tunlishst wenige

Stellen zu beschränken.

Art. 29.
1 Bei Kreuzungon elektrischer Freileitungen mit Eisenbahnen

ist im allgemoinen Überfuhrung derselben über die Bahnlinie

anzuwenden.
s Wo alie örtlichen Verhältuisse fur Überführung ungowöhn-

lich hohe Tragwerke erfordern oder die Aufstellung der letztern

überhaupt erschwerenr können die elektrischen Leitungon auch

unter der Bahnlinie durchgeführt werden. Immerhin ist hierbei

auf tlie Artikel 76,, 17 und 20 Rücksicht zu nehmen.

Z. Überfakrungen.

Art. 30.

Die Überfuhrungen sind mit möglichst kurzen Spannweiten

unter tunlichster Vermeidung von Winkeln in der Leitungsfithrung

zu erstellen.
Art. 31.

Die tiefsten Punkte dor untersten Leitungsdrähte sollen sich

miudestens 6 m ilber Sohienenoberkante beffntlen. ;
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4rt..32.
1 Den statischen Berechnungen der Tragwerke sind folgende

Annahmen zu grunde zu legen:
1. a. Die Leitung befinde sich in normalem Betriebszustand,

und es wirke der Winddruck im ungünstigsten Sinne.
Der in den Leitungsdrähten vorhand*one äg U"tr-"g"1/o ihrer Bruchfestigkeit.

ö. Auf die Tragvverke wirke statt des sonst beidseitig
vorhandenen ein einseitiger Zug, der nach Eintritt de'r
weitern Dura.hbiegung der Tragkonstruktion noch 2ö o/o
des gemäss lit. a zu bestimmenden Zuges der teitung!-
drähte betrage und ausserdem der Wi-nddruck i* ,io_
günstigsüen Sinne.

2. Der Winddruck auf den mz senkrechü getroffener Fläche
betrage 100 kg; fur zylindrische Flächen Letrage derWind-
druck |ro desjenigen auf ebene Flächen. Beider Bereeh-
nung der Beanspruchung der Tragwerke infolge des Wind_
druckes auf die Leitungsdrähte" sind letatele als starre
Verbindungen zu betrachten.

3. Das speziffsche Gewicht des Botons soll fur die Berechnung
zu höobstens 2rr, dasjenige des Holzes zu höchste* O;;
ang€nommen werden.

4. Sowohl uuter den iu lit. a als unter den in lit. ö der
Zitrer 7 gemachten Annahmen sollen Tragwerke aus Holz
oder Eisen mindestens vierfache Sicherhäit geg"o B"oeh
bieten.

5. Dor Berechnung von Eisenbetonmasten ist eine zulässige
Druckspannung von höchstens B0 kg/cme fu, n"too oia
eine zulässige Zugsspannung von htichstens g00 kg/cme ftir
Eisen zu grunde zu legen.

6. Das Verhältnis des Elastizitätsmasses des Eisens zu dem_
jenigen des Betons ist zu höahstens l5 anzunehmen.I Der Ausweis über die genitgende Festigkeit von Eisen_

betonmasten kann auch- durch Belastirngsproben "geleistet *;;;;,
bei welchen sich mindestens vierfaonä'sietrerlät gegeo n*ci
ergeben eoll. Die Konürollstellen können in zweifelhifLn Fällen
die Vornahme von Belastungsproben verlangen.
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Art.' 33.

Wenn Tragwerke besonderer Fundationen bedttrfÖü{r'sö sind

letztere unter dän in Artikel 32 gemachten Rechnunf,eähnahmen

und unter Berücksichtigung vorhandener Verankerüngen oder

verstrebungen so zu berechnen, dass die Tragwerke ohne Berück'

sichtigung les Erddruckes nach jeder Richtung miudestens ein-

fache Sicherheit gegen Kippen bieten.

Art. 34. +)

1 Auf offener Strecke sind hölzerne Tragwerke derart zu

verstreben oder zu verankern, dass sie bei Bruch nicht auf die

Bahn fallen können.
e Yon solchen Verstrebungen oder Verankerungeh kann Um-

gang genommen werden:

a) wern es sich um Mehrfaehgestänge (Kuppelgesteil'g'd, Doppel-

gestänge untl dergleichou) handelt;

ö) wenn einfache Süangeu in einem kräftigen Stangeirfuss derart

aufgestellt ,oerden,-dass sie das Erdreich nioht bbiühren'
3 Die Bestimmungen des Art. 32 werden durch die vor-

stehenden Ausnahmen nicht berührt.

Lri. s;.

In der Kreuzungsspannweite der übergefuhrton Drtihte

dürfen keine auf Zug beanspruchten Yerbindungsstellen (Klem-

men, Löt- oder Schweissstellen, Freileitungssicherungon und ilgl')

vorkommeo.

Art. 36.

Für die übergeführten Schwachstromleitungen g'olten im

besondern folgende Bestimmungen:

a. Drähte unter 2 mm Durchmesser

dürfen nicht verwendet werden.

ö. Die absolute Bruchfestigkeit iler
180 kg betragen.

(3 mpz'QiärscnnitU

Dröhte muss'diehr als

*) Ergänzter Artikel gemöss Buntlesratebeschluss vom'lf Obtifiddr
1914, am 1. Januar 1915 in Kraft getreten.
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c. Der Durchhang der Leitungen ist so zu wählen, dass auch
bei den tiefsteu in Betracht kommenden Temperaturen des Ortes
unter blosser Berucksichtigung des Eigengewichts noch mindestens
fünffache Sioherheit gegen Drahtbruch vorhanden ist.

Art. 37.

I Für die Überführung von Hochspannungsleitungen über
Bahnen mit eigenem Bahnkörper und über elektrische Strassen-
bahnen mit Oberleitung dürfen nur Tragwerke aus Eisen oder
Eisenbeton verwendet werden.

t Auf Kreuzungen mit lndustriegeleisen findet diese Bestim-
mung keine Anwendung.

Art. 38.

Für die Überftihrung von Schwach- und Starkstromleitungen
über elektrische Babnen mit oberirdischer Kontaktleitung gelten,
sofern keine besonderen Schutzvorrichtungen angebracht sind, noch
die folgenden besondorn Bestimmungen:

a. Die kleinste absolute Bruehfestigkeit und die höchstzultissige
Spannweite sollen betragen:

380 kg für Spannweiten bis zu 30 m

. 600k9 r r .,, ,.40m
800kg n n , ,50m

0. Die Höhe der tiberfuhrten Drähte uber Schienenoberkante
ist so zu bemessen, dass deren Berilhrung dureh den aufschnellenden
Stromabnehmer eines Fahrzeuges ausgeschlossen ist.

Art. 39.

Grössere Spanuweiten und Drähto mit geringerer absolut€r
Bruchfestigkeit als naoh Arl,. 38 sind nur zultissig ftir die
Überfährung grösserer Strange von Schwachstromleitungen über
Niederspannungskontaktleitungen, wenn eine andere Lösung
durch besondere Verhältnisse ausserordentlich erschwort ist.
In solchen Fällen sind Schutzvorrichtungon nach Art. 45--4,8
anzubringen.
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3. anüerführungen.

Art. 40.

Für Unterfuhrungen elektrischer Leitungen unter dem Bahn-

körper ist die Benlltzung vorhandeuer Durchlässe zulässig, sofern

die Profilverhältnisse und die Zweckbestimmungen des Durchlasses

es gestatten und die nötigen Revisionen und Reparaüuren nicht
gehindert werden.

Art. 41.

Wenn die Erstellung besonderer Unterfilhrungskanäle nötig
wird, so sind diese aus Eisen, Beton oder Mauerwerk derart
auszuführen, dass weder die Sicherheit des Bahnbetriebes, noch

die Festigkeit des Bahnkörpers beeinträohtigt wird.

Art. 42.

Kabel und Unüerftihrungskanäle sollen so tief unter den

Schwellen placiert werden, dass sie beim Bahnunterhalt nioht

hindern und nipht beschädigt werden können.

Art. 43.

1 Die Einführung der oborirdischen Leitungen in die Unter-
führungen, sowie die letztern selbst sind so zu erstellen und in
stantl zu halten, dass Beruhrung gefahrlicher, unter Spannung

stehender Teile durch Personen ohne Anwendung besonderer

Hiilfsmittel, weder bei Reparaturen am Bahnkörper oder an den

darauf befindlichen Leitungen noch sonst möglich ist.
2 An Stellen, wo eine zufällige Bertlhruug gefährlicher Lei-

tungen mit besondern Hulfsmitteln möglich ist, sind an geeigneten

Stellen auffallige Warnungstafeln anzubringen.

A'ft. 44.

Bei Unterfuhrungen in begangenen und befahrenen Durch-
lässen ist durch besondere Massnahmen dafür zu sorgenr dass

unter Spannung stohonde, gefehrliche Teile von den Passanten

ohne Anwendung besonderer Hulfsmittel nicht bertihrt werden
können.
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C. Eigenschaften der Schutzvorrichtungen.

Art. 45.

Bei SchwachstromuberführuDgen ttber elektrische Bahnen mit
oberirdischer Kontaktleitung, bei welchen gemäss artikel Bg
Schutzvorrichtunpren erforderlich sind, sollen mindestens 1,r m
über der Kontaktleitung schutzdrähte angebracht werden. Iii"ru
sind in der Regel auf beiden seiten des Kontaktdrahtes derart
anzuordnen, dass Berührungen herabfallender schwachstromdrähte
mit den Kontaktleitungen soviel als mögich verhindert werden.
Dabei ist das seitliche Nachgeben der sohutzdrähte zu berück-
sichtigen.

Art. 46.

Wenn der in Artikel 45 beschriebenen Anordnung der
sehutzdrehte ausserordentliche schwierigkeiten im wege Jt"h"o,
oder wenn eine andere Anordnung zwäckmassig", u.ri.,huiot, ,o
kann auch eine solche getroffen worden. Dabei ist aber besoniers
danaeh_-zu traehüen, dass herabfallende Schwachstromleitungen
unter alleu Umständen auf die Schutzdrä,hte aufzuliegen kommen,
bevor sie die Kontaktleitung berühren.

Art. 47.

Die Schutzdrähte müssen folgenden Anforderungen genügen ;
a. Für Schutz- und Tragdrähte dtirfen nur Drähte von nicht

weniger als 5 mm Durchmesser (20 mmz euerschnitt) und von nioht
weniger als 800 kg absoluter Bruchfestigkeit-verw-endet werden.

ö. Die Spannweite solaher Drähte soll in der Regel Bb m
nicht ubersteigen.

c. Sie sind mit Nachspaunvorrichtungen zu versehen.
d. Sie dürfen nur an solchen Tragwerken befestigt werden,

welehe genügende Sioherheit bieten.

Art. 48.
1 Sehutzdrähte bis zu 50 m Länge sind an beiden Enden

duroh je einen ununterbrochenen Kupferdraht von mindestens
6 mm Durehüesser (30 mm2 Querschnitt) unter sich und mit der
sahienenruckleitung möglichst gut und sicher leitend s. verbinden.
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Wo sie mechanischer Beschädiguog 
"otgetöüot 

sind, sind die
Yerbindungsdrähte zu schutzen.

t Bei Schutzdräbten von grösserer Länge ist fär je 50 m
Itiehrlenge eine weitere, gleichbeschaffene Yerbinduug mit der

Schienenrückleitung herzustellen.

YI. übergongsbestimmungen.

Art. 49.

Diede Yorschriften treten auf l. NIrxz 1908 in Kraft. 
.

Durah dieselbeu werden alle widersprechendeu Yerordnungen

aufgehoben, insbesondere der Bundesratsbeechluss betreffend all-
gemeine Yorschriften tlber slektrische Anlagen vom 7' Juli 1899t

soweit er sich auf Parallelfährungen und Kreuzungen beziehl,

sowie der Bundesratsbbschluss betrefrend Überfuhrung von Schwach-

stromleitungen ilber Behnkontaktleitungen, vom 10. Januar 1902.
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Yor'schriften
betrefrentl

Vorlagen fllr elektrische Starkstromanlagen.

(\rom 4. August 7514.)

Der schweizerische Bundesrat,
in Awfährung desArtikels 15 des Bundesgosetzes betreffend die

elektrischen Schwaeh- und Starkstromanlagen vom 24. Juni 1902;
nach Einsicht der Protokolle der Kommission ftir elektrische

Anlagen;
auf den Antrag des Post- und Eisenbahndepartements,

beschliesst:

Ä. Allgomoine Bestimmungen.*)

Art. 1.

Für die in den nachstehenden Artikeln 62, 8 bis 14, 16 und
17 bezeichneten Starkstromanlagen, sind vor Beginn der Bau-
arbeiten dem Starkstrominspektorate in Zilrich die unterAbschnittB
beschriebenen Vorlagen einzureichen.

Art. 2.

Bei Erweiterungen und Anderungen an Niederspannungs-
leitungen ist, falls Kreuzungen und Parallelfithrungen mit Schwaeh-
strom- oder Starkstromloitungen entsteheu, an Stelle der Ein-
reichung von Vorlagen eine schriftliche Anzeige an das Stark-
strominspektorat und gleiohzeitig o,n das zuständige Telephonbureau
gemäss Art. 15 dieser Vorschriften zu erstatten.

Art. 3.

Die Yerpflichtrirng zur Einreichung von Vorlagen besteht nicht :

1. für Niederspannungserweiterungen, sofern weder Kreuzungen
noch Parallelführungen mit andern Leitungeu entstehen;

*) Yergl. Anhang 2. Tabellarieche Zusammenstellung tler ftir elek-
trirche Anlagen erfoiderlichen Eingaben.
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2. fur Hausinstallationen (Art. 15 des Bundesgesetzes vom
24. Juni 1902);

3. für Einzelanlagen auf Grund und Boden des Besitzers,
welche die lü1 Hausinstallationen zulässige Maximalspannung
nicht überschreiten, sofern weder Kreuzungen noch Parallel-
führungen mit andern Leitungen entstehen (Art. 13 des

Bundesgesetzes vom 24. Juni 1902).

Art. 4.

Bei Expropriationsbegehren eind die in Art. 19 verzeichneten
Akten an das Starkstrominspektorat einzureichen, beziehung'sweise
auf den Gemeindekanzleien aufzulegen (Art. 50 und 51 desBund.es-
gesetzes vom 24. Juni 1902),

Art. 5.

1 Für gtarkstromleitungen längs und quer zu Ejsenbahnen sind
der technischen Abüeilung des Eisenbahndepartements durch Ver-
mittlung der betreffenden Bahnverwaltung die in den nach-
stehenden Art. 31 bis 34 bezeichneten Vorlagen zur Genehmigung
einzureichen. Die Bahnverwaltung hat der Übermittlung der Vor-
lagen an die tecbnische Abteilung eine Vernehmlassung beizufugen.

t Für Starkstromlängsführuugen gilt diese Vorschrift, sofern
die Leitungen oder ihre Träger (Süangen, Eisenmasten) beim
Bruch auf Bahngebiet falleo können.

3 FUr Überfährungen tiber Tunnel sind Vorlagen einzu-
reioheu, wenn die Leitung um weniger als die doppelte Höhe ihres
Befestigungspunktes über Bodeu hinter dem Portale zurilcksteht.

I Für Leitungen läugs und quer zu Industriegeleisen sind
die Yorlagen durch Vermittlung der Bahnverwaltung, an deren
Anlage die Geleise anschliessen, einzureichen.

6 Die Herstellung der Vorlagen ist Saßhe des Bauherrn der
Starkstromleitung.

Art. 6.
1 Die Bahnunternehmungen, welche Süarkstrornanlagen zu er-

st€llen beabsichtigen, haben vor der Erutellung dem Post- und
Eisenbahndepartement die in den naohstehenden Artikeln ge-
nannten Zeiohnungen, Pläne und Angaben einzureichen und zwar:

An die teahnische Abüeilung des Eisenbahndepartements:
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1. tr'ür Starkst'omanlagen nicht elektrisch betriebener Bahnen:
a. ftir Maschinen- und Apparatenanlagen Vorlagen gemilss

Art. -13 und 44; .
0. für Leitungsanlagen auf Bahngebiet Vorlagen gemäss

Art. 31 bis 84;
c. fttr Leitungsanlagen ausserhalb Bahngebiet yorlagen ge_

mitss Art. 45 bis 49.
2. Filr starkstromanlagen, die dem Betriebe elektrischer Bahnen

dienen und die Eigentum dor Bahnunternehmung sind,
Vorlagen gemä,ss Art. 48 bis 52.

An die Obertelegraphendirektion:
3. Eiuen Situationsplan gemäss Art. b0, Zifr. l.2 tr'ur Starkstromanlagen von Bahnunternehmungen, deren

Errichtungskosten den Bauausgaben der Bahn nicht zug-ezai,tt rioa
und über deren Betrieb gcsonclerte Rechnung gefühJ wird, sind
die Vorlagen dem Starkstrominspektorat eiuzuroichen.

B. $tarlstromarlagen au$sorhfllb dos Bereichos vor tisenbahnon,

I. fnholt der yorlagen.

a. Allgemeines.

Art. 7.

_1 
Die Vorlagen sollen alle diejenigen Angaben enthalten, die

zur Beurteilung der Erfü[ung des Gesetzes und der auf Grund
desselben erlassenen vorschrifr,en nötig sind. sie sind fur jeden
Gegenstand gesondert einzureichen. Für die Beurteilung ooJ V"._
hältnissen und Anordnungen, welche durch pläne und' Beschrei-
bungen nicht in einfacher und zweckentsprechender \{'eise dar_
stellbar sindr kann auf einen Augenschein verwiesen werden.

-- ' 11. Anlagen, die naoh bereits genehmigten plänen dos-
selbon werkes in genau gleicher weise wietlärholt ausgefuhrt
werden sollen, kann auf die fruheren yorlagen verwiesen werden.

b. Vorlagen für Maschinen- und Apparatenanlagen.

Art. 8.
Für die Maschinen-, Akkumulatoren-,,I'ransformatoren_ und

Schaltstationen neu zu eretellender Anlagen sind für jeden ge_
nannten Teil einzureichen:
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ein Gesamtübersichtsplan mit Grundriss und Aufrissen inr
Maßstabe 1 : 10 bis 1 : 100, aus welchem Lage, Grö*se

und Aufstellungsart der elektrischen Maschinen, Transforma-

toron, Akkumulatoren und'schaltanlagen, sowie tler Verlauf
der Leitungen zu ersehen sind;
Dispositionszeichnungen der Schaltanlagen mit eingezeich-

neten Leitungen untl Apparaten im Maßstabe 1 : 5 bis 7 :25"
das Schema des Stromlaufs der Anlage;
eine kurze Beschroibung mit Angaben ilber Stromsystem,
Spannungen, Isolation der stromführenden Teile, Isolation
oder Erdung der Gestelle,, sowie mit Erläuterungen über

besondere Betriebsanordnungen, die aus Schema und Zeich-
nungen nicht entnommen werden können.
Bei Vorlagou fur Anlagen, welche nicht sofort vollstöndig
ausgebaut werden, ist in Plänen und Beschreibungen anzu-

geben, welche Teile erst später erstellt u'ertlen sollen.

7.

2.

3.
4,

o.

Art. 9.

Bei Anderungen und Erweiterunger.r der in Art. 8 bezeich-

neten Anlagen sind einzureichen:
1. eine Anzeige an das Starkstrominspektorat, wenn dabei

keine weitern Maschinen, Schalt- und Transformatoreu-
stationen oder Batterien zur Aufstellung gelangen und keine
andern auf den elektrisehen Teil der Anlage wesentlichen
Einfluss ausübenden Yeränderungen yorgeuommen werden,
sowie wenn zwar weitere Maschinen, Schalt- und Trans-
formatorenstationen, Batterien oder Apparate aufgestellü

werden, jedoch nur in einer schon in den frühern Vorlagen
desselben Werkes vorgesehenen und bezeichneten Weise;

2. die in Art. 8 frir Neubauten vorgeschriebenen Eingaben für
alle weitergehenden Antlerungen und Erweiterungen.

c. Vorlagen fär Starkstromleitungen.

Art. 10.
I tr'ür neu zu erstellende Hochspannungsfreileiiungen sind

Situationspläne im llaßsüab 1 : 10,000 bis 1 : 25,000 für Fern-
leitungen in offenem Gelande und 1 : 500 bis 1 : 2500 fur
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Leitungen in ortschaften einzureichen. Ftir Fernleitungen in
Gebirgsgegenden sind auch Karten im Maßstabe 1 : b0,0ö0 zu_
lässig, sofern solche im Maßstabe 1 : 2b,000 nicht erhartiich sind.t Für Nou- und Umbau von Niederrpaunungsnetzen sind
situationspläne im Maßstab 1 : 500 bis 1 i 2b00 einzureichen,
sofern beim Zusammentreffen tler projektierten Leitungen mii
andern starkstrom- oder schq'achstromleitungen unterhao-dlooga'
nötig werden, andernf'alls genügt das yerfahren nach Art. 15:

^ 
I Die Ortschafüspläne sollen dio Namen der hauptsächlichen

Strassen und Plätze und die Bezeichnungen wichtiger Gebäude,
söweit dies zur Orientierung notwendig ist, enthalten; ferner
sollen aus den Plänen die Himmelsrichtungen ersichtlich sein.a Ausserdem ist für Tragwerke besonderer Art und in allen
andern Fällen, wo dies zur Beurteilung der Sicherheit nöüig er_
scheint, durch Zeichnungen und Berechnungen der Nach'weis
genügender Festigkeit und Standsicherheit zu leisten.

Art. 11.

In den Plänon sollen angegeben sein:
1. das Tracd der Leitungerr;
2. die Lage und Leistung der Kraftzentralen, Umformer_ und

Transformatorenstationen und llochspannungselektromotor.en,
Verteil- und Schaltstationen, soweit sie in dem betreffenden
Leitungsteil vorkommen I

3. die Betriebsspaunung der Leitungen, die Stromart und die
Periodeazahl;

4. die Anzahl und der euerschnitt der Leiter, für welahe
die Gestänge bei vollem Ausbau bestimmt sind;

5. die Stellen, an denen unter Spannung stehende Loiter ge-
erdet sind, oder Apparate sich befinden, durch welche 6e-
stimmte Punkte der stromführenden Leitung unter Um_
ständen an Erde gelegt (Blitzschutzapparate, Spannungs_
sicherungen etc.), oder wo die Leitungen unterbrochin
werden können (Schalter, Unterbrechor, Sicherungen eto.).
Wo es nicht möglich ist, die plazierung soleher Apparate
zum voraus zu bestimmen, kann deren Einzeichnung in die
Pläne nach der Ausführung der Anlage geschehen;
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6. die Kreuzungen mit andern Starkstromleitungen (des gleichen

\{'erkes oder anderer Werke) und die Parallelftlhrungen
mit solchen Leitungen in einer Entfernung von weniger
als 20 m bei Freileitungen oder weniger als 5 m bei
unterirdischen Leitungen;

?. die Kreuzungen mit Schwachstromleitungen und tlie Parallel-

fithrungen mit denselben in einer Entfernung von weniger

als 20 m bei Freileitungen oder weniger als 5 m bei unter-
irdischen Leitungen. Die Kreuzungen sintl fortlaufencl zu

uumerieren.
8. Bei Yorlagen für Leitungen, die nicht sofort vollständig

ausgebauü werden, ist anzugeben, welche Teile erst später

erstellt werden sollon I Iür später zu erstellende Teile sind

neue Anzeigen einzureichen unter Hinweis auf die ursprüng'
liche Yorlage.

Art. 12.

Fur Hoehspannungsfreileitungen sind im fernern Zeichnungen
im l[aßstabe 1 : 1 bis 1 : 20 für die untor die Yorsohrilten über

elektrische Anlagen fallenden Einzelheiten der Leitungsausrlistung
einzugeben.

Art. 13.

Bei Anderungen und Erweiterungen an Hochspannungsfreilei-
tungeo sind Yorlagen einzureichen v'ie fitr Neuanlagen.

Art. 74.

Für Werkschwachstromleitungen., welche am Gestänge von

Ilochspannungsleitungen angebracht werdeu, ist eine Anzeige mit
Angaben über trfiaterial und Querschnitt der Leiter dem Stark-
strominspektorat einzureichen.

Art. 15.

1 Bei Anderungen und Erweiterungen an Niederspannungs-

leitungen, welche Kreuzungen und Parallelführungen mit Schwach-

stromleitungen oder mit Starkstromleitungen zur Folge haben, kann
an Stelle der Einreichung vor Vorlagen vor Beginn der Bau-

arbeiten folgendes vereinfachtes Yerfahren treten:
Dem Starkstrominspektorat und gleichzeiüig dem zustän-

digen Telephonbureau ist eine Anzeige mit Angabon über die
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Örtlichkeit, die stromart und die Betriebsspannung einzureichen.
Hierzu dienliche Formulare sind bei obengenannten Arpts_
stellen erhaltlich.

e Der Bau golcher Anlagen kann in Angriff genommen
werdeu, wenn weder das Starkstrominspektorat noch die Ober_
telegraphendirektion innert 8 Tagen nach Empfang der Anzeige
dagegen Einsprache erhebt, und sofern die Verständigung über
'die technisehen Massnahmen rnit den Organen der Telegraphen_
verwaltung gemäss Art. 3 der Kreuzungsvorschriften vom tn. fe-
bruar 1908 erfolgt ist.

3 Die Kontrollstellen können Pläne einverlangen, falls ihnen
solohe zur Beurteiluug des Projektes noüwendig erseheinen.

Art. 16.

Für uuterirdische Starkstromleitungen gelten die Bestim-
'mungen der Art. 7q 7l und 13-1b in sinngemässer Anwendung.

d. Vorlagen für temporäre Anlagen.

Art. 17.

Fur temporäre Anlagen, die naeh längstens 6 Monaten wieder
.abgebrocheu werden, genilgen Anzeigen an das Starksürom-
inspektorat mit den zur Beurteilung nötigen Angaben.

e. Planvorlagen falr Expropriation

Art. 18.

Bei Expropriationsbegehren sind unabhängig von den gemäss
vorstehenden Artikeln einzureiohenden Vorlagen, gleichzeitig mit
den Planauflagen iu den Gorneinden, dem Starkstrominspektorat
Eingaben mit Plänen in einer Ausfertigung zuzustellen (ert. SO
des Bnndesgesetzes vom 24, Juni 1902).

Art. 19.
1 Die sEimtlichen für das Expropriationsverfahren einzu_

reichenden Pläne, miü Inbegriff der in den Gemeinden auf-
zulege'den, beziehungsweise beim augserordentlichen yerfahren
den betreffenden Gruudeigentümern vorzulegenden pläne (Art. 51
,des Bundesgeseüzes vom 24. Juni 1902), sind naeh den in Art.20'

'I
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21 und 22 enthaltenen Bestimmungen auszufithren, jedoch siud

dabei alle Linien in Tuschfarben in die Pläne einzuzeiahnen'

t Die Vorlagen sollen enthalten:
1. einen ÜberJichtsplan im Maßstabe 1 :25'000-1 :50'00O;

2. Pline mit dem Trac6 der Leitungen und der Lage der

Trandormatoren-, Masehinen- und Schaltstationen im Maß-

stabe 1 :500-1 :2500;
3. den Standort der Stützpunkte (Stangen, Maste, Konsolen etc')

und der Verankeruugen und Verstrebungen, sowie die

GrenzenderGrundstückounddieNamenderGrundeigen-
tümer, soweit diese dureh die Anlagen betroffen werden;

4.tlieAuzahlunildieQuerschnittederLeiter,fiirwelche
die Tragwerke bei vollem Ausbau bestimmt sind;

5. tlie Angabe der vorgesehenen Betriebsspannung der Leitungcn I

6. die Kreuzungen mii andern Starkstromleitungen (des gleiohen

WerkesoderandererWerke)unddieParallelfiihrungen
mit solchen Leitungen in einer Entfernung von weniger

als 20 m bei Freileitungen oder weniger als 5 m bei unter-

irdischen Leituugen;
?. die Kreuzoog"r, itit Sohwachsüromleitungen und die Parallel-

führungen riit denselben in einer Enüfernung von weniger

als 20 m bei Freileitungen oder weniger als 5 m bei unter-

irdischen Leitungen;
8. bei Ortschaftsplänen die Namen der hauptsächlichsten Strassen

und Plätze und die Bezeichnuns wichtiger Gebäude, soweit

dies zur Orientierung nützlich ist; ferner sollen aus den

Plänen die llimmelsrichtungen orsichtlich sein'

II. Fonn der Yorlagen'

Art. 20.

lsamtlichegem.issArt'?bis14'16undlTeinzureichenden
Äktenstücke, *iJ Phne, Zeichnungen, Beschreibun6;en' Tabellen'

Anzeigen, tioa fut Maschinenanlagen in zwei, filr die Starkstrom-

leitunlen in drei Ausfertigungen einzugeb-en' Sie sind im Format

22 i 35 cm zu falten und mit Aufsehriften zu versehen'
2 Wenn zur Behandlung Yon Yorlagen ausser der Tele-

graphenverrvaltung noch andere Amtsstellen einzuvernehmen sind,
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kann das starkstrominspektorat die Einreichung der erforderlichen
weitern Ausfertigungen der Akten verlangen.

3 Sämtliche Aktenstticke sollen enthalton:
1. den Namen oder die Firma des Bauherrnl
2. bei Plänen die Bezeiahnung des dargestellten Gegenstandes

und den Maßstab;
3. das Datum der Eingabe mit der UnterSchrift des Bauherrn

oder eines bevollmächtigten vertreters.
a Die durch Yervielfdltigunpverfahren hergestellten pläne

sind mit ausnahme von Zeichnungen für Konstruktionsdetairs
mit weissem Untergrund auszuführen.

Att. 2L.
1 In den Leitungsplanen sind Hochspannung.sleitungen rot,

Niedercpannungeleitungen blau und sohwachstromleitungen grün
einzutragen. Die eigenen starkstromleitungen sintl dureh 1in-
faehe, starkstromleitungen anderer Betriebe dureh Doppellinien
darzustellen. Für unüergefuhrte Leitungen ist die Traäelinie an
der Kreuzungsstelle zu unterbrechen.

Bei Kreuzungen mit andern Leitungen ist die Lage der
beidseiüigen stangen oder sonstigen sttitzpunkte der andern Leitungen
anzugeben, sowie der geringste Yertikalabstand zwischeo ä.o
sich kreuzenden Leitern und der geringste llorizontalabstand
zwischen Leitern uud Tragwerken. Diese Angaben können ver_
mittelst besonderer skizzen oder in Form einer Tabelle gemacht
werden.

3 Bei Ortschaften mit Telephonnetz rverden Kreuzungen
und Parallelfährungen mit dessen Leitungen nicht einzelo 

"io-gezeichnet, wo diese in grösserer Anzahl nebeneinander vor_
kommen. In derartigen Fällen tritt entweder ein mit der Ober-
telegraphendirektion zu veroinbarender augenschein an stelle der
genauen Planeinzeichnung, oder es wird die Einzeichnung der
schwachstromleitungen des Bundes auf wunsch der starkJtrom-
unternehmung in einer Ausfertigung der pläne, sobbld die vorlage
im äbrigen den Vorsehriften genugt, von den Organen der Teie_
graphenverwaltung besorgt.

a Sind in einem Plane ober- und unterirdische Leitungen
darzustellen, so sollen letztere punktiert eingezeichnet werdenl
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5 An Stelle der Einsendung neuer PIäne kann bei Erweite-

rungen oder Abänderungen tlie Eintragung in die früher ein-

. gerächten Pläne durch die Starkstromunternehmung treüen, sofern

äadurch die übersiehtlichkeit nicht beeintrtichtigt wird und es

sich nicht um Pläne aus Vorlagen handelt' welahe sich noch in

Behandlung befinden' Der Umfang dsr Ern'oiterungen ist deut-

lich hervorzuheben.

A.tb. 22.

Für Schemata, sowie für schematische Angaben in len
Plänen sollen die im Anhang 1 zu den gegenwärtigen Vorschriften

dargestellten Zeichen verwendet werden'

III. Prüfung nnd Erloiligung iler Yorlagen'

Art. 23.

Soweit nach Bundesgesetz vom 24' 'Iuni 1902 und don

bezüglichen Vorschriften fur die Vorlagen eine Begutachtung

dersä'lben ausser durch das Starkstrominspektorat auch durah

andere Stellen einzutreten hat, geschieht tlie Übermittlung der

Vorlagen an diese durch das Starkstrominspektorat'

Lrt. 24.

I Die Prüfung der Vorlagen durch das Starkstrominspektorat

und die übrigen berufenen Stellen geschieht anhand der Pläne,

wo nötig untJ" Zutttilfenahme des Augenscheins, im Beisein des

Barrherri der Anlage oder eines sachverständigen und bevoll-

mächtigten Stellvertreters.

'bie Erledigung der Yorlagen erfolgt nach Eingang der

Mitberichte der beieiligten stellen durch das staikstrominspektorat.

Dabei wiril dem Bauherrn eine Ausfertigung der eingesandten

Pläne, mit Geirehmigungsvermerk versehen und von allftilligen

Genehmigungsvorbehalten begleitet, wieder zugestellt' Hiervon

sind ausgenommen die Anzeigen gemäss Art' 15'
3 Wenn Expropriationsgesuche anhängig sind, erfolgt doreu

Erledigung naoh dem Bundesgesetz Yom 24' Juni 1902'
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IY. Baubeginn und fnbetriebsetzung.

Art. 25.
I Mit den Ausftlhrungsarbeiten fur Neuanlagen, sowie filr Er-

weiterungen, für welche dieselben Vorlagen wie für Neuanlagon
verlangt werden, darf erut nach Genehmigung der Vor.lagen be-
gonnen werden.

e Immerhin br.aucht für die Ausführung einzelner genehmigter
'leile die Gesamtgenehmig'ng uicht abgewartet zu werden.

s Bei d.ndorungen und Erweiterungen an Niederspannungs-
leitungen kann mit den Ausfuhrungsarbeiten, unter den in Art. 15,
Absatz 2, enthaltenen Bedingungen begonuen n'erden.

Art. 26.
I Die Inbetriebsetzung von Neuanlagen und Erweiterungen

kann erfolgen, wenn der Bauherr an das Starkstlominspektorat
und, falls Kreuzungen oder Parallelflthrungen mit Schvvachstrom-
leitungen vorkommen, gleichzeitig auch an die Obertelegraphen-
direktion eine schriftliche Anzeige erstattet hat, und keine dieser
beiden Stellen innert 8 Tagen nach Empfang der Anzeige dagegen
Einsprache erhebt. Bei Anderungen und Erweiterungen an Nieder-
spanuungsleitnngen gemäss Art. 15 sind diese Anzeigen an das
Starkstrominspektorat und an das zuständige Telephonbureau zu
richten.

t Kann die Inspektion einer Anlage erst nach ordnungs-
gemäss erfolgter Inbetriebsetzung vorgenommen werden, so sind
allfällige zutage tretende Mängel durch den Bauherrn zu be-
seitigen, sobald es die Betriebsverhältnisse gestatten. Bei gofahr-
drohenden Zuständen ist dor Betrieb sofort einzustellen.3 Vor Inbetriebsetzung unterirdischer Starkstromleitungen
ist, falla Kreuzungen und Parallelführungen mit unterirdischen
Schwachstromleitungen entstehen,, eine schriftliche Anzeige au
das zuständige Telephonbureau zu rnachen. Kabelkanäle unter-
irdischer Starkstromleitungen dürfen bei Kreuzungen und Parallel-
führungen er€t nach stattgel'undener Kontrolle zugedeckt n'erden.
Diese Kontrolle wird durch das Telephonbureau naoh erhaltener
Anzeige in degeuwart des Bauherrn oder eines Vertreters un-
verzüglich vorgenommen.



102 Vorschriften betr. Yorlagen für elektr. Starkstromanlagen.

Lrt. 27.

Nach der Ausfährung der Anlagen sind die eingereichten Pläne

und Zeicbnungen, soweit nötig, durch die Starkstromunternehmungen

tler Ausfühlung entsprechend richtigzustellen und zu ergänzen'

Art. 28.

Das Starkstrominspektorat wird nach Bedarf die Pläne zur

Ergänzung an die Starkstromunternehmungen einsenden und diese

sind gehalten, alle Ern'eiterungen und Andorungen an ihren

Anlagen genau nachzutragen.

Y. Haniländerung und Beseitigung bosteheniler Anlagen.

Art. 29.

I Handäuderungen bestehender Anlagen sind dem Starkstrom-

inspektorat vom neuen Eigentümer unverzüglich anzuzeigen.
2 Von der Beseitigung bestehender Starkstromanlagen ist dem

starkstrominspektorat vom Besitzer der Anlage sofort Mitteilung
zu machen.

C. $tarkstromloitungen längs und $0r m [ilenbahnen.

I. Inhalt der Yorlagen.

a. Allgemeines.

Art. 30.
1 Die Vorlagen sollen alle diejenigen Angaben enthalten, die

zur Beurteiluog der Erfullung des Gosetzes und der auf Grund

desselben erlassenen Yerordnungen nötig sind. Fur ilie Beurteilung
von Yerhälünisson und Anordnungen, welche durch die Pläne und

Beschreibungen nicht in einfacher und zweckentsprechenderWeise

darstellbar sind, kann auf eineu Augenschein verwiesen werdon.
2 Für Anlagen, die nach bereits genehmigten Plänen des-

selben Werkes in genau gleicher Weise wiederholt ausgeführt

werden sollen, kann auf die früheren Vorlagen verwiesen werden,

sofern solche durch Vermittluog der nämlichen Bahnverwaltung
cingereicht n'orden sind.
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b. Yorlagen für l{eubauten.

Art. 31.

Jede Vorlage soll enthalten:
tr. einen Situationsplan der Leitung oder des in Betracht fal-

lenden Teiles derselben im Maßstabe 1 : 1000 mit folgentlen
Angaben:
a. die Lage bezogen auf die Kilometrierung der Bahn;
ö. allfallig bestehende Schwach- und Starkstromleitungen,

soweit deren Abstand von der zu erstellenden Leitung
weniger als 20 m bei Freileitungen, beziehungsweise
5 m bei unterirdischen Leitungen beträgt, unter Angabe
ihrer Besitzer;

c. die maximale Betriebsspannung (höchsto Spaunungzwischeu
zrvei beliebigen Leitern) und die Stromalt;

2. ein Querpro{il normal zur Bahn, beziehungsweise bei einer
Längsführung eine Anzahl charakteristischer Querproffle,, im
llaßstabe 1 : 50 bis 1 :200. Aus diesen Profflen soll er-
sichtlich sein:
a. der kleiuste horizontale und vertikale Abstand der Lei-

tungen und deren Träger vom Geleise und von allfti,l-
ligen Schwach- und Starkstromleitungen längs oder quer
zur Bahn I

ö. die zur Beurteilung der Festigkeit der Leitung (Leiter,
Stangen. Verankerungen, Verstrebungen, F'undationen etc.)
für vollen Ausbau erforderlichen Angaben,, so$'eit diese
nicht aus besonderen Plänen oder aus dem gemäss Zitrer 4
einzureichenden Sicherheitsnachweis ercichtlieh sind;

3. Zeichnungen im Maßstabo 1 : 1 bis 1 : 20 fitr besondere
Trag-, Isolier- und Schutzvolrichtungen (eiserne Trag-
werke, Befestigung der Isolatoren etc.);

4. kurze Beschreibung mit Angaben über Qualität und Festig-
keit der verwendeten tUaterialien, tiber Isolation und Erd-
ung, sowie der rechnerische Nachweis der vorgeschriebenen
Sicherheit der Leitungsanlage in bezug auf Festigkeit und
Standsicherheit;

5. bei Vorlagen für Anlagen, 'rvelche nicht sofort vollständig
ausgebaut werden,, ist in Planen und Besehreibungen anzu-
geben, rvelche Teile erst später erstellt werden sollen.
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Art. ll2.

Für den Bahnunternehmungen selbst gehörende Leitungs-
anlagen, die nicht unter Abschnitt D fallen, genügt die Einreichung
deu in Art. 31, Ziffern 1, 3 und 4, bezeiehneten Dokumente.

c. Vorlagen für Anderungen und Erweiterungen.

Art. 33.
1 Für Anderungen und Erweiterungen yon Starkstromleitungen

ist vom Bauherrn durch Vermittlung der Bahnverwaltung im
allgemeinen eine vollständige Vorlage nach Art' 31 an das Eisen-
bahndepartement einzureiohen.

2 In denjenigen Fallen jedoch, in welcben es sieh lediglich
um .änderung oder Ervreiterung einel bestehenden Niedercpan-
nungeleitung ohne neue Geleisekreuzung handeltr genügen vonl

Bauherrn duroh Vermittlung der Bahnverwaltung an die üech-

nische Abteilung des Eisenbahndepartemenfs einzureichende An-
zeigen mit den wichtigsten Angaben über Stromart, Spannung

und Festigkeitsverhältnisse.

d. Vorlagen fär temporäre Anlagen.

Art. 34.

Filr temporä.r'o Leitungsanlagen, die nach längsüens sechs Nlo-

naton wieder beseitigt werden, genilgen vom Bauherrn duroh
Vermittlung tler Bahnverrvaltung an das Eisenbahndepartement
einzureichende Änzeigen mit den wichtigsten Angaben ilber Strom-
alt, Spannung und Festigkeitsverhiltnisse.

II. Fonn der Yorlagen.

Art. 35.
I Sämtliche gemäss Art. 31 bis 34 einzureichenden Akten-

stllcke, u'ie Pläne, Zeiahnungen, Beschreibungen, Anzeigen, sind
in vier Ausfertigungen einzugeben. Sie sind im Format 22 X 35 cm

zu falten und mit Aufschriften au vergohen
2 Samtliche Aktenstücke sollen enthalten:

1. den Namen oder die Firma des Bauherrnl



Vorechriften betr. \rorlagen für elektr. Starkstromanlagen. 10ö

2. bei Plänen die Bozeichnung des dargestellten Gegeastandes.
und den Maßstab;

3. das Datum der Eingabe mit der Unterschrift der dio Vor-
lage einreiehenden Bahnverwaltung.

3 Für den rechnerischen Sicherheitsnachweis gemäss Art. 31r
Ziffet 4, genügt die Einreichung in einer Ausfertigung.

Art. 36.

r In den Leitungsplänen sind Hochspannungsleitungen rot,
Niederspannungsleitungen blau und Schwachstromleitungen griln,
die eigenen Starkstromleitungen als einfache, Starkstromleitungen
anderer Betriebe als Doppellinien einzutragen. Für untergeführte
Leitungen ist die Tracdlinie an del Kreuzungsetelle zu unter-
breehen.

2 Sind in oinem Plane ober- und unterirdische Leitungen
darzustellen, so sollen letztere punküiert eingezeichnet werden.

Art. 37.

Für Schemata, sowie für schematisehe Angaben in den
Plänen, sollen die im Anhang 1 zu den gegenwärtigen Yorcchriften
dargestellten Zeiehen verwendet werden.

III. Prüfnng und Erloiligung ilor Yorlagen.

Art. 38.

1 Die technisehe Abteilung des Eisenbähndepartements holt
oinen Berioht der Obertelegraphendirektion ein. Wenn sie die
Vorlagen genehmigt, so stellt sie der Bahnverwaltung ie zwei
Ausfertigungen des Genehmigungsschreibens und der mit Ge-
nehmigungsvermerk versehenen Planvorlagen zu.

t Die tsahnverrvaltungen sind verpflichtel,, dem Eigentitmer
der Anlage yon der erfolgten Genehmigung möglichst bald
Kenntnis zu geben. Zu diesem Zweeke haben sie ihm eine der
mit Genehmigungsvermerk versehenen Vorlagen und das Doppel
des Gonehmigungsschroibens zuzustellen.
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lY. Btubeginn und Inbetriebsetzung'

Art. 39.

I Mit den Arbeiten zur Ausführung der Anlagen darf erst

nach erfolgter Genehmigung der Vorlagen und im Benehmen mit

der Bahnverwaltung begonuen werden.
2 Die Bahnverwaltungon haben die starkstromunternehmungen

zur planmässigen ausführung zu verhalten. Bei Meinungsverschieden-

heiten zwischen den Parteien in bezug auf Ausführungseiuzel-

heiten, Iilr welche die Plane keine bestimmton angaben enthalten,

ist der Entscheid der technischen Abteilung des Eisenbahn-

departem ents einzuholen.

Art. 40.

Die Inbetriebsetzung einer Anlage darf nur im Einverständnis

mit der Bahnverwaltuug erfolgen. Im streitfalle entscheidet die

technische Abteilung des Eisenbahndepartements'

T. Hanililnderung unil Besoitigung bosteheniler Anlogen'

Art. 41.

1 Handänderungen bestehender Anlagen sind der technischen

Abteitung des Eisenbahndepartements vom neuen Eigenttlmer

durch Vermittlung der Bahnverwaltung unverzüglich anzuzeigen'
2 Yon der Beseitigung bestehender Starkstromleitungen ist

der technischen Abteilung des Eisenbahndepartements durch Ver-

mittlung der Bahnverwaltuug sofort Mitteilung zu machen'

D. $tarkstronflnlflgon für olektrisehe tisenbahnen.

I. Inhalt der Yorlagen.

a. Allgemeines.

ÄJt. 42.
1 Die Vorlagen sollen alle diejenigen Angaben enthalten, die

zur Beurteilung der Erfullung des Gesetzes und der auf Grund des-

selbon erlassenen Yerordnungen nötig sind. Für die Beurteilung
von Verhältuissen und Anordnungen, welche durch Pläne und Be'
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schreibungen nicht in einfacher und zweckentsprechender Woise
darstellbar sind, kann auf einen Augenschein verwiesen werden.

2 Fur Anlagen, die nach bereits gonehmigten planen der
nämliohen Bohnverwaltung in genau gleicher Weise wiederholt
ausgefährt werden sollen, kann auf die früheren Vorlagen ver-
viesen werden.

b. Vorlagen flir Maschinen. und Apparatenanlagen.

Art. 43.
Für die Masohinen-, Akkurnulatoren-, Transformatoren- und

Schaltstationen neu zu crstellender Anlagen sind für jeden ge-
nannten Teil einzureichen:

1. ein Gesamtübersichtsplan mit Grundriss und Aufrissen inr
Maßstabe 1 : 10 bis 1 : 100, aus welchem Lage, Grösse
und Aufstellungsart der elektrischen Maschinen, Transfor-
matolen, Akkumulatoren und Schaltanlagen, sowie der Yer-
lauf der Leitungen zu ersehen sind I
Dispositionszeichnungen der Schaltanlagen mit eingezeich-
neten Leitungen und Apparaten im Maßstabe 1 : 5 bis 7 :25;
das Schema des Stromlaufs der Anlage;
eine kurze Beschreibung mit Angaben übel Stromsystem,,
Spannungen, Isolation der stromführenden Teile, Isolation
odor Erdung der Gestelle, sowie mit Erläuterungen über
besondere Betriebsanordnungen, die aus Schema und Zeich-
nungen nicht entnommen werden können I
bei Vorlagen für Anlagen, welche nicht sofort vollständig
ausgebaut werden, ist in Plänen und Beschreibungen anzu-
geben, welche Teile erst später erstellt werden sollen.

Art. 44.

Bei Anderungen und Erweiterungen dor in Art. 43 bezeich-
neten Anlagen sind einzureichen:

1. eine Anzeige an das Eisenbahndepartement, wenn dabei
keine weitern Maschinen, Schalt- und Transformatoren-
stationen oder Batterien zur Außtellung gelangen und keine
andern auf den elektrischen Teil der Anlage wesentlichen
Einfluss ausllbenden Veränderungen vorgenommen werden,
sowie, wenn z\var rveitere Maschinen, Schalt- und Trans-

,

D

4.

5.
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formatoronstatiouen, Batüerien oder Apparate aufgestellt

werden, jedoch nur in einer sohon in den frilhern Yorlagen

desselben Bauherrn vorgesehenen und bezeichneten Woiee;
2. die in Art. 43 fitr Neubauten vorgesohriebenon Eingabon

für alle weitorgehenden iinderungen und Erweiterungen'

c. Vorlagen für Starkstromleitungen.

Art. 45.
I Für Starkstromleitungen, die zwar ausscrhalb des eigent-

lichen Bahngebiets, aber zu Bahnzwecken erstellt werden sollen

und der Bahngesellschaft gehören, sind Situationspläne im Maß-

stsbe 1 : 10,000 bis 1 : 25,000 für Fernleitungen in offenem Ge-

lände und I : ö00 bis 1 : 2500 fär Leitungen in Ortschaften

einzureichen. Für Fernleitungen in Gebirgsgegenden sind auch

Pläne im Maßstabe 1 : 50,000 zulässig, sofern solche iur lllaß-

stabe 1 : 25,000 nicht erhältlich sind.
e Die Ortschaftsplane sollen die Namen der hauptsächlichen

Strassen und Platze und die Bezeichnungen wiahtiger Gebäude,

soweit dies zur Orientiemng notwendig ist, enthalten; fernor
sollen aus den Plänen die Himmelsrichtungen ersiehtlich sein.

3 Augserdem ist ftir Tragwerke besondorer Art und in allen

andern Fällen, wo dies zur tseurteilung der Sicherheit notig

erscheint, dureh Zeichnungen und Berechnungen der Naahs'eis

genügeuder Festigkeit und Standsieherheit zu leisten.

Art. 46.

In den Plänen sollen angegeben sein:
1. das Trac6 der Leitungen;
2. die Lage und Leistung der Kraftzentralen, Umformer- und

Transformatorenstationen und Hochspannungselektromotoren,
Verteil- und Schaltstationen' soweit sie in dem betrefrenden

Leitungsteil vorkommen; 
'

3. die Betriobsspannung der Leitungen, die Stromart und die
Periodeozahl;

"1. die Anzahl und der Querschnitt der Leiter, für 'welche die

Gestänge bei vollem Ausbau bestimmt sind;
5. die Stellen, an denen unter Spannung stehende Leiter ge-

erdet sind oder Apparate sich befinden,, durch welche be-
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stimmte Punkte der stromfilhrenden Leitung unüor Umständ.en
an Erde gelegt (Blitzsohuüzapparate, Spannungssicheruugen
etc.) oder wo die Leitungen unterbrochen werden krinnen
(Schalter, Unterbrecher, Sicherungen etc.). W-o es nicht mög_
lich ist, die Plazieruug soleber Apparato zum voraus zu bä_
stimmen, kann deren Einzeichnung in die pläne nach der
Ausführung der Anlage geschehenl

6. die Kreuzungen mit andern Süarkstromleitungen (des glei_
chen Werkes oder anderer Werke) und die parallelführungen
mit solchen Leitungen in einer Entfernung von weniger 1k
20 m bei Freileitungen oder weniger als 5 m bei unüer_
irdischen Leitungen;

7. die Kreuzungen mit Schwachstromleitungen und die parallel-
führungen mit denselben in einer Entfernung von weniger
als 20 m bei Freileitungen oder weniger als b m bei unter_
irdischen Leitungen. Die Kreuzungen sind fortlaufend zu
numerieren I

8. bei Yorlagen für Leitungen, die nicht sofort vollständig
ausgebaut werden, ist anzugeben, welche Teile erst spater
erstellt wer.den solleu; für später zu erstellende Teile sind
neue Anzeigen einzureiehen unter Hinweis auf die unsprüng-
liche Yorlage.

Art. 4?.
Für Hochspannungsfreileitungen sind im fernern Zeichnungen

im Maßstabe 1 : 1 bis 1 : 20 für die unter die Vorschriften
über elektrische Anlagen fallenden Einzelheiten der Leitungs-
ausrüstung einzugeben.

Art. 48.
Für Anderungen und Erweiterungen an Starkstromleitungen

der im Art. 45 genannten Art sind die gleichen Vorlagen ein-
zureiehen wie fitr Neuanlagen.

Art. 49.

Für unterirdische Starkstromleitungen gelüen die Bestimmungen
der Art. 4\ 46 und 48 in sinngemässer Anwenduug.

Art. 5l).
Für Kontaktleitungsanlagen und Speiseleitungen auf Bahn-

gebiet sind einzureichen:
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1. Situationsplane im Maßstabe 1 : 1000, auf welchen anzu-

geben ist:
a. die Lage der Leitungen;

ö. die Betriebsspannung der Leitungen, die Stromart und die

Periodenzehl;

c. die Lage der Kraftzentrale, Umformer- und Transforma-

toreosdtiouen, verteil_ und schaltstationen, sowöit dieselben

auf Bahngebiet oder in uumittelbarer Nähe desselben er-

stellt werden sollen I

d. die Lage der Stütz-, beziehungweise Au{hangepunkte der

Leitunlen, einschliesslich allfälliger Verankerungen oder

Verstrebungen I

e. Anzahl und Querschnitt der Leitungen;

/. tlie Lage iler Speisepunkte der Kontaktleitung;

9. tlie Lage allftilliger Strecken- und Liniensehalter' Blitz-

schutzaPParate u' dgl' ;

ft. die Kreuzungen mit andern Starkstromleitungen (des

gleichenwer=kesoderandererWerke)unddieParallel-
hhrooguo mit solchen Leitungen in einer Entfernung von

*"oigä als 20 m bei Freileitungen, oder weniger als 5 n
bei unterirtlischen Leitungen'

HierfrirkönnendiesituationsplänefurdieBahnanlageim
allgemeinen verwendet werden I

2. eine schematische Darstellung der Leitungsanlage' einge-

zeichnet in Pläne im Maßstabe 1 : 5000 bis 1 : 25'000 mit An-

g"U" a"t Speisepunkte, der Streckenschalter, beziehunpweise

Slr""f"oitot"toren-, Anzahl und Querschnitt der Leitungen (ein-

schliesslich Rüokleitung) und die Kilometrierung der Bahn;

3. Berechnung und Darstellung der Stromverteilung und der

Spannungen an dän Stromabnahmestellen für die ungünstipten

B etriebsv erhältnisse ;
4. eine Anzahl charakteristischer Querprofile, aus *'elchen

dieLagederLeitungen,derenBefestigungundallfalligeSchutz-
vorrichtungen ersichtlich seiu sollen;

5. Zeiohnungen im Maßstabe 1 : 1 bis 1 : 20 für die Trag-

und Isoliervorrichtungen dor Leitungen, die mechanische und

elektrischeYerbinttungdereinzelnenTeilederLeitungen(ein
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schliesslich Schienenrückleitung) unter sich, sowie für allfollige
Streokenschalter, Blitzschutzapparate und Schutavorrichtungen gegen
Berührung;

6. eine kurze Besohreibung mit Angaben ilber eualitat und,
Festigkeit der yerwendeten Materialien, über Isolation und. Erdung,
sowie dor rechnerisohe Nachweis der vorgesehriebenen Sicherheit
der Leitungxanlage mit Bezug auf Festigkeit und Standsicherheit-

Für den Ausweis über die Qualität des zu verwendenden
Drahtmaterials wird auf Art. 6 der Vorcchriften betreffend elek-
trische Bahnen vom 14. Februar 1908 verwiesen.

Art. 51.

Für Anderungen oder Erweiterungen der Kontaktleitungs-
anlage oder der Speiseleitungen auf Bahngebiet sind einzureicheu:

1. Situationspläne nach Art. ö0, wenn im wesentlichen die
gleichen Bauteile und Materialien yerwendet werden wis
fur die übrige Anlage;

2. vollständige Vorlagen naeh Art. 50 in allen übrigen Fällen..

d. Vorlagen für temporäro Anlagen.

Art. 52.

Für temporäre Anlagen, die nach längstens sechs Monaten
wieder abgebrochen werden, sind einzureiehen:

1. fur Anlagen nach Art. 45:
Anzeigen mit den wichtigsten technischen Angaben an die

teehnische Abteilung des Eisenbahndepartements I
2. für Anlagen nach Art. 43 und b0:

Vorlagen wie für Anderungen und Erweiterungen solcher
Anlagen.

e. Planvorlagen ftir Expropriation.

Art. 5i-i.

1 Soweit für die Erstellung von Starkstromanlagen, die denr
elektrisehen Betriebe einer Bahn dienen sollen, eine Expro-
priation erforderlich ist, gelten für das Expropriationsverfahren
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die Bestimmungen der EisenbahngeBeüzg€buDg (Verordnung zum

Bundesgeseta iom 23. Dezember 18?2 uber Bau und Betrieb

der Eisäubahnen) und über die Beschafrenheit der Vorlagen Art.19

der vorliegenden Vorschriften.
2 Pla-nvorlagen filr solche Expropriationen sind in einer

Ausfertigung tlem Sekretariate des Eisenbahndepartements ein-

zureichen.

II. Form der Yorlagen'

Art. 54.

lsarntlichegemässArt.43bisö2einzureicheudenAkten-
'stücke, wie Plene, Zeichnungen, Beschreibungen, Anzeigent- sind

in dr.ei Ausferüigungen der technisohen Abteilung des Eisenbahn-

departemente einzureichen.
e Eine vierte Ausfertigung des Situationsplanes gemäss

Art. 50, ?'itr. 7', ist der Obertelegraphendirektion einzugeben'
u Samtliche Aktenstilcke sind im Format 22X36 om zu

falten und mit Aufschriften zu vorsehen' Sie sollen ent'halten:

1. den Namen del Bahnverwaltungr
2. bei Plenen die Bezeichnung des dargestellten Gegenstaniles

und den Maßstab;
3.dasDatumderEingabeunddieUnterschriftderBahnver-

waltung.
aDie<IurchYervielfeltigungsverfahreuhergestelltenPläne

sind mit weissem untergrund auszuführen, mit ausnahme YoD

Zeichnungen fär Konstruktionsdetsils.

Art. 55.

1 In den Leitungsplenen sind Hochspannungsleitungen rot,

Niederspannuugsleitungeo bl*o, Schwachstromleitungen grün, die

eigeoen starkstromleitungen als einfaohe, starkstromleitungen

urr"d"."" Betriebe als Doppellinien anzugeben' Fur untergeführte

Leitungen ist die Tracdlinie an der Kreuzungsstelle zu unter-

brechen.
s Bei Kreuzungen rnit andern Leitungen ist die Lage der

beidseitigen Stangen oder andern Stützpunkte der andern Leituugen

.anzugebJn, so..'i" d"t geringste Vertikalabstand zwischen den
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sir:h kre.zenden Leitern und der geringste Ho.izontalabstand
zn'isehen Leitern und Tlagwerken.

3 Diese Angaben können vermittelst besonderer Skizzen oder
in Form einer Tabelle gemacht werden.

a Sind in einem Plane ober- und unterirdische Leitungen
dargestellt, so sind letztere punktiert oinzuzeichnen.

Art. 56.
Für die Schemaüa, soürie ftir schematische Angaben in den

Plänen sollen die im Anhang 1 zu den gegenwärtigen Vorschriften
dargestellten Zeichen verwendet werden.

IIt. Prüfung unil Erleiligung iler yorlagen.

Art. 57.
Soweit nach Bundesgesetz vom 24. Juni 1g02 und bezüg-

licher Verordnungen eine Begutachtung der Vorlagen uorrä,
du'ch die technische abteilung des EisenbahndeparbÄents auch
durch andere stellen einzutreten hat, geschieht äie übermifi,lung
an diese durch die technische Abteilung.

Art. 58.

_ 
1 Die Prüfung der Vorlagen durch die technische Abteilung

des Eisenbahndepartements und die äbrigen berufenen stellei
geschiehü auhand der Pläne, wo nötig unter Zuhülfenahme des
augenscheins, im Beisein eines yertreters der Bahngesellschaft.

__. _ 
t.?i" Erledigung der Vorlagen erfolgt nach Eingaug der

Mitberichte der beteiligten stellen durch die technische Ärtäit""g
d:r Eisenbahndepartements. Dabei wird der Ba"hngesellschafi
eine Ausfertigung der eingesandten pläne, mit Genähmigungs-
vermerk versehen und von allfalligen GenehmigungsoorbÄaläo
begleitet, wieder zugestellt.

IY. Baubeginn und fnbetriebsetzung.
Art. 59.

1 Mit den Ausftihrungsarbeiteu für. Neuanlagen, sowie für Er_
weiterungen, frir welche dieselben Vorlagen wie für Neuanlagen
verlangt werden, darf erst nach Genehmigung der Vorlqgen 

-be-

goDnen rverden.
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2 Immerhin braueht für die Ausfährung einzelner genehmigter

Teile die Gesamtgenehmigung nicht abgewartet zu werden'

Art. 60.

t Die probeweise Inbetriebsetzung (Unterspannuugsetzung)

von Neuanlagen kaun nach einer schriftlichen Anzeige der Behn-

gesellschaft ao die technische abteilung des Eisenbahndepartements

intl, falls Kreuzungen und Parallelführungen mit staatliehen

Schwachstromleitungen vorkommen, gläiohzeitig auch an die^Ober-

telegraphendirekiion erfolgen, sofern nicht eine dieser Stellen

innert acht Tagen nach nmpfqug der Anzeige Einsprache erhebt'
2 Ist von einer der Kontrollstellon Einsprache erhoben

worden, so darf die Unterspannungsetzung der Anlagen oder ein-

zelner .ieile derselben erst auf Grund einer von der technischen

abteilung des Eisenbahndepartements erteilten schriftlichen Be-

willigung erfolgen.-s 
Die aufnahme des regolmössigen Betriebes der elektrischen

Anlagen neuer Bahnen darf erst erfolgenr wenn der Bundesrat

tlie Bewilligung fär die Eröffnung des regelmässigen Bahnbetriebes

erteilt hat] F-ür elektrische Anlagen bestehender Bahnen wird

diese Bewilligung durch das Eisenbahndepartement erteilt'

[. lreurungon Yon $tarkstromleitungen oleltrhoher Bahnon

mit $chwaohrtronloitungen.

I. Kreuzungen infolge Neuerstollnng oiler Erweiterung
elektrisehor Behnon

Art.61.
I Die Unternehmungen, welche die Neuerstellung oder Er-

weiterung olektrischer Bahnen oder die Einfuhrung des elek-

trischon Betriebes auf einer bestehenden Bahn beabsichtigen, haben

sich mit der obertelegraphendirektion oder mit den Besitzern

anderweitiger, die Bahn kreuzender schwachetromleitungen über

die nötigen Verlegungen und Sicherungsmassnahmon zv ver-

ständigen.
f Nach Yerständigung mit der Obertelegraphendirekion, be-

ziehungsweise mit den Besitzern der hiervor genannten Schwach-
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stromleitungen, haben die Bahnunternehmungen der technischen
Abteilung des Eisenbahndepartements die zur Beurteilung der
vorschriftsgemässen Erstellung der Kreuzungen nötigen Angaben
einzureichen. Dies gilt auch fur die Kreuzungen mit bahneigenen
Schwachstromleitungen. Diese Angaben sind in Form einer
Tabelle zu machen. Formulare hierfur liefert die technische
Abteilung des Eisenbahndepartements.

3 Nach Prtifung der erhaltenen Angaben wird die tech-
nische Abteilung des Eisenbahndepartemeuts den Bahnunter-
nehmungen die allfallig noch nötigen Anderungen und Ergänzungon
bezeichnen. '
lI. Kreuzungen infolge Neuerstellung von Schwachstrom-

leitungen.
Art. 62.

I Wer Schwaohstromleitungen über Süarkstromleitungen elek_
trischer Bahnen zu erstellen beabsichtigt, hat durch die betreffende
Bahnverwaltung der technischen Abteilung des Eisenbahn-
departements Anzeige zu erstatten.

- 
2 Der Anzeige ist eine Beschreibung der Kreuzung beizu-

geben, mit Bezeichnung dor Lage mit Bezug auf die Kilometrie-
rung der Bahn und unter Vormerk aller Angaben, welche für
die Beurteilung der Ertüllung des Gesetzes und der auf Grund
dessolben erlassenen Yerordnungen erforderlich sind.

3 Die Beschreibung ist., wenn nötig, durch Zeichnungen für
besondere Schutzvorriahtuugen im Maßstab 1 : 1 bis t : ZO in
2 Ausferüigungen zu ergänzen.

a Mit der Ausfuhrung dor Leitungen darf erst nach Zustim-
mung der technischen Abteilung des Eisenbahndepartements im
Einvernohmen mit der Bahnyorvyaltung begonnen werden.

5 Dieser Artikel ffndet auf staatliche Sohwachstromleitungen
keine Anwendung.

F. $ohlussbostimmungen.

Art. 63.
Bei wiederholter Nichterfullung der Vorlagepflicht kann gegen

die Fehlbaren gemäss Art. 60 des Bundesgesetzes vom 24. Juui
1902 eingesohritten werden.
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Art. 64. r
DieseVorrchriftenhetenmiüdem1.oktoberl9l4inEitift

und erseben die Yotrohriftsn vom t3; November 1908 bctleüsnil

Planvorlagen für elektrische Etarkstromanlagen, mit Noohtrag'vom

18. Dezember 1905.*)

*) Siebe Eülg. Gesetzsammlnng n. F., Bd. XIX' S: ?67, bezw' Bd' XXI'
s. 746.
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anhang I.

Sohematische Bezeich nrürgen
zvm

m
ru
t5000rri. II T,,l

ru;
2. Generalorut, Motoren md [Imformer. fn den naohstehenden

Zeichen b,edeutet G Generator, M Motor. Die unten in clie Kreise
eingeschriebenen Zahlen geben die Nutzleistung in k VA an. Ist
die Klemmonspannung nieht ohnehin aus dem Schema ersichtlich,
so ist sio dursh eine neben dem Buchstaben einzuschreibend.e
Zahl anzugeben.

Umformer werden durch zwei nebeneinander gezeichnete,
durch einen horizontalen Strioh verbundene Ringe mit den ent-
spreelrenden Buchstaben, Zahlen und Zeiohen dargestellt.

fG' Gt\vr' \v

Oebrauch bei Anfertigung von Sohemata von elektrisohen
Maschinen- und Transformatorenanlagen unal von Leitungs-

plänon.
1. Generatoreri-,'andformer-, Transformatoren- und Xlotorat_

sln'tdonen. In den nachstehenden Zeichen bede.tet G Geueratoren-
station, C Umfoimerstation, T Transformatorenstation, M Motoren-
station. Die unten'reehts in das viereck eingeschriebene zahl
gibt die Nutzleistung in k VA an. Sind die Betriebsspannungen
nicht ohnehin aus dem Plane ersichtlich, so sind sie durch irn
Viereck oben links eingoschriebene Zahlen anzugeben.

Generatorenstation

Umformerstation

Transform atot'enstation

Motorenstation

Gcnerator, bezw. Motor fur Gleichstrom

Generator, bezw. Motor für einphasigen
Wechselstrom @@
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Generator, bezw. Motor ftir zweiphasigen

Wechselstrom,unverkettet. . . . '
4h
G,

Generator,, bezw' Motor für zweiphasigen 6Ä 4Ä
Weahselstrom, r'erkettet . [h/ \b/

."ä:::A:*,l;il 
"Yj:ä."ffi,.T;'o:*':"i @ @

Genorator, bezw. Motor fur dreiphasigen 6, \ /Mr-.}.t
Wechselstrom, Sternschaltung 

[ö/ \t-

3. Transfor'matoren,. Die in den nachstehenden Zeiahen

d,ie Kreise eingeschriebenen Zahlen geben die Nutzleistung

k fA au, die ünks und rechts stehenden Zahlen bezeichnen

primäre, bezw. die sekundäre Spannung in Volt'

Transformator fur einphasigen Wechselstrom 5000 l2E

Transformator für zweiphasigen Wechselstrom, 
s000 i20

unverkettet :

Trangformator für zweiphasigeu Weohselstrom, 
s000 lz0

verkettet

Transformator für dreiphasigen Wechselstrom, E!00 rz0

Dreieckschaltung, primär und sekundär

"ää:::ffi,ltj;: il:xffm s':H;T""*''"'120 @
Transformator für dreiphasigen Wechselstrom, Stern- 

5000 r20 f(\
schaltung primär, Dreieckschaltung sokundär \S!|/

,'l{'-

in
in

die

5. Diaerse Apparale:

Schalter, eiupolig _<4.*



Widerstand, induktionslos | 'it lffit' [ 
-ryU11- 

,0
Widerstand, induktiv ) las{ungs- (

(Drosserspule) . . . I fffi":' I -J?n-lo
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Schalter, zweipolig . . .'. ä*

Schalter, n-polig. 4e-
, Trennmesser (Trenner)

"d"Selbsttötige Schalter ,,-<f O--

Sicherung . 
-l-)-Schaltsicherung €)-

Widerstand, induktionslos, regulierbar

Widerstand, induktiv, reguliorbar .lr1,.1ga.l.
Gluhlampe

Bogenlampe

Blitzschutzapparat(Funkenstrecke)1 mit Erdung

Spannungtsioherung, mit Erdung

6. Messinstrumente:

Ampöremeter

Yoltmeter.

Wattmeter

Ampöre-fituudenzöhler

Watt-Stundenzähler

Stundenzöhler
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Spannunp- oder SÄmtransformetoren liir Messinstrumente

in Hochspannunpanlagen sind in gleicher Weise wie die Trans'
formatoren im allgemeinen zu bezeichnen.

7. Diaerse Beaeicknungen :

Erdung

Stange mit Anker

Stange mit Strebe

Maste aus Eisen oder Eisenbeton \

Daehstönder

ÜIauerkonsole

o>

O+
o

t
-l8. Beaeicknung fur Stromart Bei Wechselstrom mit Angabe

der Periodenzahl. Ist die Stromart in den Plänen nieht bereits
aus obigen Bezeichnuugen ersichtlich, so ist sie folgendermassen
zu bezeichnen:

Gleichstrom *) C

Wechselstrom, einphasigo), 50 Perioden A,$

Wechselstrom, zweiphasig,, unverkettot, 50 Perioden A, ö,

Wechselstrom, zweiphasig, verkettet, 35 Perioden A L t,

Wechselstrom,, dreiphasig, Dreieckschaltung, 35

Perioden Aa 3!

Wechselstrorn , dreiphasig, Sternschaltung , 35

" 
Perioden . A^ o
*) Zweileiter- und Dreileitersystem werden durch die Angabe der

Spennung voneinander unterschieden, indem man z. B. schreibt C 120 Yolt,
bezw.C2Xl20Volt.
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Auszug aus dem Kreisschreiben
des

schweiz. Post- und Eisenbahndepartements an die
Eisenbahnabteilung, an die Oberpostdirektion, an die

Bern, an das Starkstrom-0bertelegraphendi rektion,
inspektorat, Zürich.

Symbole und Zeichen für elektrotechnische Grössen untl
Einhoiten.

Fachausdrücke für die elektrisehe Zugförderung.

Unterm 5. September 1913 hat die Internationale Elektro-
technische Kommission (I. E. I{.) auf Antrag ihrer nsubkommission
fur Symbole(, in dor Belgien, England, Deutscbland, Frankreich,
Holland, Italion, Nordamerika, die Schweiz und Spanien vertreten
waren, eine Reihe von Zeichen für die in der Elektroteahnik
vorkommenden Grössen und Einheiten, sowie von mathematischen
Symbolen und Regeln aufgestellt. Dieselben ffnden sich mit zu-
gehörigen Erläuterungen von Herrn professor Dr. Wyssling auf
Seiten 1-14 der Nr. 1 des Bulletins des S. E. y. vom Januar ig14.

Die unter IlL gegebenen Zeichen frir die Gruncleinheiten
entsprechen den durah Art. 7 und 8 des Bundesgesetzes über
Mass und Gewicht vom 24. Juni 1g0g festgesetzten Einheits-
bezeichnungen.

Es empfiehlt sich, auch die übrigen, international vereinbarten
Bezeichnungen und Regeln künftig im Geschaftsverkehr unseres
Departements zur Anwendung zu bringen.

Wir laden Sie daher ein, sich vom kommenden 1,. Mai ab
in Ihren dienstlichen Berichten, Schreiben und Erlassen an die
von der I. E. K. aufgestellten Symbole, Zeichen und Regeln zu
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Betnerkungen:
r) Diealg -eYent.s bezeicbueten u.in Klam-

ueri sedrucäten Symbole siuil empfohlen für
ilen Fall, als88 da8 Eauptsymbol nicbt al8
nasaend erachtet wirtl.^ r) InDimensionsgleich.sollenhierd.entYpr.
proisen Buobstaben- t. Jf, T angew. werilon.

") 
rn d.orieiusltabellc finilet ;ichhieraoch

ah jkleines Tietan tlis Druckforu @, tlie von
DnÄiancl tramciltl.Ycrlsngt wurde, ila non hier
ilie-Form -iru als -kI. Theta' nicht gebrarcbe.

.) Ein'zweited Svmbol an Stelle von .(*)s
ist f,ier den Lokatliomitee von Dentschlsnal
u. östeneich zu. bestimmen geststtet wordent
ohne wsitere Behandlnng tlurch ilio I. E. K.

5) Dae eventuelle Symbol "e" 
wird fallen-

eelsesen. eobald die Lo lialkom. v. Dcutscbl antl
ü. österröich epäter alieser AuslaBs. zustimmen.

Gt Dieses Sumbol, -y- Jür itie potential-
d.ifiryem iet v-ou der' I. E. K. noch nicht an-
ac'iomnen word,en. Eswnrcle ihr inileesenvon
öioer groseen Mchrh. vorgeschlagen u. scheint
Aueeiöht &Bf BDiltere Annahme zn haben.

") Ein zweitis Symbol an Stelle Yon 
'(*4)4i8t hier don Lokalkomitee von Deutgchlanil

u. Österreich zu bestimmen gestett€t worden'
ohne wsitore Behanillung dnrch tlie I. E. K.

3) Bezü.sl. der mit ilieser Zifrcr merkierten
Svilbol6. über ilie tlas deutsche Lokalkomitee
nöchnicüt sntschiotleu hat,machte tler ileuteche
Delegierte einen Vorbehslt, ohne jetloch tler
Anuahme tlurch die I.E. K. ent8ogenzutreten.

'$) Ftir dio €veut, (eingcklamm.) Symbole, boi
rlenen ilieee Zifier steht; können sowobl il.Buoh-
stabon der ntlnatsehrÜt olt auch fettgeilr,
oaler üniterer 8p ezialschrÜten verw. werilen.

Regeln betreffmd' ifie Grössen.
(a) Die Momentanwerte der mit der

Zeit veränderlicheu elektrischen Grös-
sen wertlen durch tlie kleinen Buch-
staben dargestellt. Wo Yerwechelungen
möglich, bezeichne man sie mit dem
Index ntn (2.R.: i, i1).

{b) Die Effektivwerte uual andere
konstante Werte cler elektrischen Grös-
sen werden mit tlen grossen Buch-
staben bezeichnet (2. B.: 7).

(c) Die Maxinalwerte (Amplituden)
der periodischen elektrischen untl ma-
gneti8chen Grössen weralen mit grossen
Buchstaben unal dem fndex nmu be-
zeichnet (2. B.: Ir,,, H*).

(tl) Wo es wünschenBwelt erscheint,
die magnetischen Grössen (koustante oil.
variable) gegenüber den elektr. auszu-
zeichnen, werden die magnet. Grössen
tlurch Rundschrift, fette Druckschrift
oder Spezialformen soleher dargestellt.
Die Runclschrift eoll nur ltir die Be-
zeichnung magnetischer Grössen alieDen.

(e) Winkel wertlen durch kleine,
griechische Buchstaben bezeichnet.

(f) Dimensionslose Grössen (reine
Zahlen) und sogen. spezifische Grössen
weralen, so viel als möglich, durch kleine
griechische Buchstaben bezeichnet.

nemel'q1Le8:
rl Le8 gvmboleg. marquis comme.dvent'"

et cirntenus' ilans tlei paräthÖses,-aont -reconi-
manrlds pour le cae oü le symbole Prrncllar
ne conviontlrait pas.

2l Dens les dduations aur ilimensionl, ou
enpioiera les letires maiueculee L' iI, T'

är Dane le tableau original adoptd par la
C. D. I se trouYe ä coit du signo 

"Bu 
le

signe .ou tlotrt I'u8&ge comme 'Theta 
minu-

sc;le" Darait 6trs rinanilu dsns certains poys.
r) S^econil avmbo-le ä la place rle 

"(*)g 
ä

tliriäner ultiriäuremert par les Comitdg rl-
iLna-nd et autrichien sans- nonvelle iliscussiou
rle la C. E. I.!) Ls lettre -r'sera supprimde ei les
Comitis allemarrä ot autrichiön le ddoiileut
üttdri€urement.tt Ce tumbole -Va pour Ia itrittrence de
ootönilet h'a pad encöre 6tE ailoptt par le
b. n, t.. quoiiu'il ait dtd proposi et la
erande miijorild tlee pays semblait Ctre
ilisDosde ä I'accsDtor.',) second svhbole ä la plscc ile n{**)J
i ildsiener ultdlienrement par les Comitds
allema"nd et autrichien sans-nonvelle diecus-
sion de la C. E. I.rl Sur lcs svnboles munis de ce chiflret
qui'ne sont pas öncore aecoptda cn AJlenagne,
i'" oetemt iüonantl fait ürro rdserve, mais
ne s'opp"ose pas ö I'sdoption tle cet symboles
nar la C. E. I.' 'l Pour leg eeconds symboles (en pareD-
thöies) munie de ce chiffre' tles lettreg
ronile'a, graecu ou ile tgpe apdczal peuvent
otre employies-

Rö11les concernant l,es gra/nileurs.

(a) Les valeurs instantandes iles
grandeurs dlectriques Yariables dans
I.-e temps sont rdprisetrtdes par des
lettree iinuscules. En cas dtambiguiti'
on peut les affecter de I'indiee nt"
(p. ex.: zi, zr).

(b) Les valeurs dfficaces ou cons-
tantes des grandeurs 6lectriques sont
reprdBent6etpar tles lettres majußcules
(p. ex.: 1).'- 

(c) Les valeurs maxima des grandeurs
dlebiriques et megndtiques pdriodiques
sont renrdsent6es pax tles lettres mll-
.iusculed afectdes' de I'intlice nmu
(p. ex.: Irn, Ho).

(il) Dans les cas, oir il sertit ddsimble
tle distingutr les grandeurs mngne-
tiques, cönstantes äu variables'- des

gräncläurs dlectriques, les grantleurs
magnitiques seront repr€sentdes p:ü
des majuscules rondes, grasses ou de type
sndciai. Les lettres rondes ne seront enr-
p'loyies que pour des grandeurs magnet'

(e) Les anglee sont reprisentds par
des minuscules grecques.

(i) Les grandeurs BsnB dimensions
et les grandeurs alites 8p6cifiques, 6ont
reprdsentees autant que possible par
des minuscules grecques.
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Zolchon
Signc

l{rme def Einheit - Nom ilel'I_tnit,

Ampöre .

\-olt
[0hm]
Coulorutr
Joule
'Wtrtt 

.

Farad
Henry

Regeln betr. tl,ie Einheitszeichen.
(1) Der Buchstabe ^f) darf nicht

mehr rJrit der Bedeutung ,,Megohmu
ve|wendet werden.

Alle Einheitszeichen sind (im Gegen-
satz zu den Symbolen für Grössen)
aufrechte, eckige lateinisehe Buch-
stahen (aufrechte nAntiquaa).

lfamo der Einheit -. Nom de l,Untt€

Ä
Y

[J2]'
o
J
w
P
H

Volt-Conlomb
Wattetunale (WattJreure) : :

Volt-Ampöre .

Ampörestuntle (Ampöre-heure)
Milliampöre
Kilowatt
Kilovoltampöre .

Kilowattstundc (KilorvattJreure)

YCr

1\rh
VA
Äh
mA
kw
kva
kwh

Vfeftache und Teile - Mul.tiplas et parties:
rnicro- (micr-) [: t0--".]
milli- [: 10-3]
kilo- [: r0'']
mega- (meg-) [: 106]

- - 
t; Dieses Einheitszeichen ist noch nicht argerommen, obwohl vielfach vorgeschlaserr.

Die L E. K. empüehlt, einen der Buchsteben O oäer O anziwenden.

. l,l

.m

.k

.M

Rögles cmtcernont les signes pour
rles wnitis.

(l) La lettre O ne doit plus ötre
ernployde comme signe de megohm.

Les signes pour les unitds sont
des lettres romaines (non italiques,
comme le sont les Bymboles pour les
gtandeurs).

Längen
Flächen
Yolumen
1\Iassen

Zelc}len für ilie Grunileinheiten III. Signes abrdviatife pour Ies poids
et me8trreg

. m; km; dm; cml mm; /, : 0,001 mn . Longueurs

. a; ha; m21 km21 dm31 cmsl mn3 Surfaces

. l; hl; tll; cl; ml; m31 km31 dm31 cm3; mm3 Volumes

. g; t; kg; dg; cg; mg Masses

lllathenatische Symbole unil Regeln IV. Symboles etr.öglos maühdmatiques

0dsignation

Totales Differential
Partielles Differential
Baeis tler natürl. Logarithmen
Imaginöre Einheit : l/ - |
Yerhältnis des Kreisumfanges

zum Durchrnesger .

Summe

Integral

r) Dilfdrentielle tolale
Difdrentiell partielle

r) Base clee logarithmes Ndpdriens
t) Imaginaire : -/ 

- I
Rapport de la circonf6rence au

iliamötre
Somme, s€rie

d (d)
t

e (e)

i (i)

JT

z
I I So..u, intigrale

1) Les symboles, marquds comme ndvent.s
et coutenuE danc dce paronthösest eont re-
commanilds pour le car, oü le rymbole prin-
cipal ne oonviendrait pae.

r) Dio als ,€vent,s bezeicbnsten unil in
Klrmmcrn gedruckter Symbole sind enpfoh-
len für ilen Fall, dass du Eruptrymbol iricht
als paasenil eradhtet wird.
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Regeln.

(1) Exponenten in arabiechen Ziffern
stellen immer Potenzen dar. Die in
gewissen Läntlern angewauclte Scbreib'
weiae ,ein-l xu, ,t&n-l xu für nnrc
sin xu,'rarc tan xu etc. ist daher fallen
zu lassen.

(2) Konma und Puakt bei Zahlen
können im allgemeinen nach den Ge-
bräuchen jedös Landes verwendet
werden, tloch sollen (bei tlen Ganzen)
die Grüppen von je 3 Zahlen weder
ilurch Romma noch Punkt, sontlern
nur durch Zwisehenraum getrennt
wertlen (2. B.: 1000000).

(3) Fär die Multiplikation von Zahleu
und von, durch zwei Buchetaben be-
zeichneten geometrischen Grössen, wird
empfohlen, das Zeichen )( zu ge-
brauchen, und den Punkt nur dann,
wenn keine Verwechslung möglich iet.

(a) Um in einer Formel eine Divi-
sion auszud.rticken. wird die Anwen-

flrrng. des EorizonLlshichs (f) oder

tlee Doppelpunktee (a: b) enpfohlen.
Immerhin kann auch der schiefe Bruch-
strich angewendet werden (aft), wenn
keine Yerwechslung möglich ist;
nötigenfalls können zur Klarstellung
dabei Klamnern O [] {}verwenilet
werilen.

Röglcs.

(1") Les exposante en chiftes arabes
repr6sentent uniquement des PqS-
sances. (En consdquence, il eet ,ä al6-

sirer que les exprersions nein-Ix",
,tan-l xu, employdes dans certains
pays, soient renplac6es par arc sin x,
arc tan x.)

(2") La virgule et le point sont
employds suivant les ueages du pays,
mais, 

-dans 
Ies nonbres, les trancbee

cle trois chiftes sont sdpardes par un
espace, et non par un point ou par
une virgule (1000000).

(3") Pour la multiplication des
nombres et pour la multiplication des
grandeurs giom€triques, ildsigndes par
äeur lettres, il est recomnandable
dtenployer le signe X, et de ntutiliser
le polnt que lorsqutil n'y a pas tl'am-
biguitd postible.

(4.) Pour incliquer une clivision tlaus
uoö formule, if egt recommandable

il'enployer la barre horizontale (i) ou

le ilouble point (a: b). Toutefois, le
trait oblique peut ötre utilisd, lorsqu'il
n'y a pas d'anbiguitd possible (a/h);
au beeoin, on fera usage pour la clartd
des parenthöses (), ilet crochets [] et

tles accolades { ).
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Geschät'tsreglement

über den

Verkehr zwischen den in Art. 2l des Bundesgesetzes
yom 24. luni | 902 vorgesehenen Kontrollstellen filr

elektrische Anlagen,

A. Zuständigheit iler Kontrollstellen.

Art. 1.

Unter die Kontrolle des Starkstrominspektorates fallen:
1. Die Süarkstromanlagen ausserhalb Bahngebiet, die nicht

Bahnunternehmungen gehören.
2. Die Starkstromanlagen ausserhalb Bahngebiet, die zwar

Bahnunternehmungen gehören, aber deren Errichtungskosten
den Bauausgaben der Bahn nicht zugezählt sind und über
deren Betrieb gesonderte Rechnung gefithrt wird. In zweifel-
haften Fällen hat hierüber eine Verständigung zwischen
der technischen Abteilung des Eisenbahndepartements und
dem Starkstrominspektorat zu erfolgen.

3. Die Starkstromanlagen auf Bahngebiet, die nicht Eigentum
der Bahnunternehmungen sind und nicht ausschliesslich zu
Bahnbetriebszwecken dienen, mit Ausnahme der gemtis$
Art. 3, Absatz 4, unter die Kontrolle der technischen Ab-
teilung des Eisenbahndepartements fallenden Leitungsanlagen.

4. Die Sohwachstromanlagen der Starkstromunternehmungen,
mit Ausnahme der Leitungen, soweit sie am Tragwerk der
staatlichen Schwachstromleitungen angebracht sind.

5. Die Parallelftihrungen und Krouaungen der unter Zitrer 1

bis 4 hiervor erwähnten Leitungen unter sich.
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Art. 2.
I Unter die Kontrolle der Telegraphenabteilung des Post-

und Eisenbahndepartements fallen:
1. Die Schwachstromanl4gen der eidgenössischen Telegraphen-

und Telephonverwaltung, im folgenden staatliehe Schrvach-

sttomanlagen, beziehungsweise'leitungen genannt.

2. Die Sohwachstromleitungen der Bahnen,, soweit diese Lei-

tungen am Tragwerk der staatlichen Schwachstromleitungen
angebracht sind.

3. Die Schwachstromleitungen der Süarkstromunternehmungen)
soweit diese Leitungen am Tragv'erk der staatliohen Schwach-

stromleitungen angebracht sind.
4. Die anderweitigen privaten Schwaohstromanlagen, soweit

sie konzessionspflichtig sind, mit Ausnahme der in Art. 1,

Absatz 4, und der im ersteu Satz von Art. 3' Absatz 1,

Ziffer L, genannten Schwachstromanlagen.
5. Die Parallelfiihrungen und Kreuzungen der unter Zitret 7

bis 4 hiervor erwähnten Schwaclrstromleitungen mit Stark-
stromleitungen, mit Ausnahme der in Art. 3, Absatz 1,

Zifror 3, genannten Üborführungen.
e Die Kontrolle der Telegraphenabteilung an den in Absatz 1,

Ziffer 5, hiervor genannten Stellen bezweckt den Schutz del
Sehwachstromleitungen gegen Geftihrdungen und Betriebsstörungen
durch die Starkstromanlagen. Die letzteren unterstehen im übrigen

auch an diesen Stellen der Kontrolle tles Starkstrominspektorats,
beziehungsweise der technischen Äbteilung des Eisenbahndeparte-

ments nach Masqgabe der Art. 1 und 3.

Art. 3.

1 Unter die Kontrolle der teehnischen Atrteilung des Eisen-

bahndepartements fallen :

1. Die Stark- und Sohwaehstromanlagen der Bahnen auf Bahn-

gebiet und ausserhalb desselben, deren Errichtungskosten
den Bauausgaben der Bahn zugezählt sind und über deren

Betrieb nioht gesonderte Rechnung gefuhrt wird. Ausge-

nommen hiervon sind die Schwachstromleitungen der Bahnen,

soweit diese Leitungen am Tragwerk der staatliohen Schwach-

stromleitungen angebracht sind.
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2. Die Kreuzungen und parallelführungen der im ersten Satz

der Zifrer t hiervor genannten Schwaohstromleitungen mit
Starkstromleitungen irgendwelcher Art.

3. Die überftlhrungen yon Schwachstromleituugen irgeud_
welcher Art uber die unter Ziffer I hiervor genainten
Starkstromleitungen d.er Bahnunternehmungen.

4. Die Krouzungen und parallelführungen von Starkstrom-
leitungen mit Bahnen.

2 Ergeben sich bei der Kontrolle der Bahnanlagen den Bahn_
betriob gefährdende Möngel an schwachstromleitunlen, die uuter
der Kontrolle der Telegraphenabteilung stehen, so wird die
technische abteilung des Eisenbahndopartements jene um Beseiti-
gung der Mängel ersuchen.

B. Starkstrom&nlagen.

Art. 4.

1 Das Starkstrominspektorat überweist der Obertelegraphen_
direktion je ein Exemplar dor ihm gemäss Art. 10 bis-14-, 16
und 17 der vorschriften betrefend vorlagen tlurch itie sLrk-
stromunternehmungen eingereichten Vorlagen. Die überweisung
orfolgt ohne Unterschied, ob ueue Kreuzungen mit Sohwachstroml
leitungen entstehen oder nicht.

t Vorlagen, welche der Bauherr irrtümlicherweise den Amts_
stellen der Telegraphen- und Telephonverwaltung zustellt, werden
von ihr dem Starkstrominspektorat übermittolt.

Art. 5.

1 Auf Grund der erhaltenen yorlagen wird sieh die Ober-
telegraphendirektion, wo dies notwondig ist, mit dem Bauherrn
der starkstromanlage uber die zu treffenden sicherungsmassnahmen
direkt verständigen. Die Verständigung kann aul Wunsch der
Starkstlomunternehmung der Einreiohung der Vorlage an das
Starkstrominspektorat vorausgehon.

2 tr'alls die Obertelegraphendirektion boi Anzeigen ftr Lei-
tungen gemäss Art. 15 dor Vorschriften betreffend yorlagen die

I
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Einreichung von Plänen als notwendig erachtet, gibt sie hiervon

dem Starks;ominspektorat Kenntnis, welohes die verlangten Pläne

io der vorgeschriobenen Zahl von Exemplsren einfordort'

Art. 6.

I Nach Prüfung der erhaltenen Vorlagen und, wenn nötig,

nach Yerstöntligung mit clem Bauherrn der Anlage gibt dr-e Obel

telegraphendireltio" dom Starkstrominspektorat jeweilen fUr jede

eioÄtne vorlage von ihron allfaltigen Yorbehalten uncl Bemer-

kun$en uber die Ausfuhrung der Leitungskreuzungen und Parallel-

fähruugen schriftlich Kenntnis.
r "Ftir 

Yorlagen, die zu keinen besonderen Vorbehalten An-

lass geben, kann der Bericht der obertelegraphendirektion {iir
mehrere Vorlagen gesamthaft erfolgeu.

Art. ?.

1 Die Genehmigung einer Vorlage für eine Leitungsanlage

durch das süarkstrominspektorat darf erst nach Erhalt des Mit-

berichtes der obertelegraphendirektion erfolgen. Die obertele-

graphendirektion erhillt eine Kopie der vom Starkstrominspektorat

ausgefertigten Genehmigungsschreiben'
2 Bei Auzeigen nach Art. 15 der Yorsehriften betreffend

Yorlagen erfolgü ein Mitbericht tler Obertelegraphendirektion an

das Särkstrominspektorat nur dann, wenn wesentliche Anderungen

am Projekt nötig sind.
s Fur Anzeigen gemäss Art. 15 der Vorschriften betreffend

Yorlagen werden, sofern gegen die Erstelluog ilor betreffenden

Leituigen nicht innert der vorgesehenen Frist durch die Kontroll-

stellen Einspraehe erhoben wurde, Genehmigungsschreiben euf

besonclerm Formular erst nach Fertigstellung dor Anlagen aus-

gefertigt. Dies erfolgt ohne weiteresr wenn die Obertelegraphen-

äirektion innerhalb zehn Tagen, vom Empfang der Fertigstellungs-

anzeige an gerechnet, dem Etarkstrominspektorat keine Mitteilung

zukommen lässt.

Art. 8.

Werden die Ausfuhrungsarbeiten vor der Gonehmigung der

vorlage oder vor ablauf der in art. 15 der Yoreohriften betreffend

Yorlagen lestgesetzten Frist in Angriff genommonr so wird die
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obertelegraphendirektion, falrs der Botriob ihrer anlagen dabeiin irgend einer Weise bedroht oder ihr personal guÄhraut-"r_
scheint, das Starkstrominspehtorat hieryon benachriätig"o- Ouu
starkstrominspektorat wird alsd.ann auf Grund a"r uioärriagig"o
gesetzlichen Bestimmungen die nötigen Massnahmon treffen.

Art. 9.
Falls die Obertelographenclirektion auf Grund von Art. 26

der Yorschriften betreffend Vorlaqen gegon die Unter.purrooog_
setzung eiaer Anlage Einsprache erheben will, so teilt sie diä
dem betrefrenden Bauherrn direkt mit, unter gleir:hzeitiger Be_
nachriehtigung des Starkstrominspektorats.

Art. 10.
t,WTr gegen die_Unterspannungsetzung einer Anlage von

einer der Kontrollstelren Einsprache erh"oben worden isl sJfertigt
das Starhtrominspektorat nach Wegfall der Gritnde, die zur Eii_
spraohe Aqlass gaben, eine förmliche-Erlaubnis uo. Uot*rrpuoooog_
setzu.ng der Anlage aus.

^ . . 
2 Ist die Einsprache durch die Obertolegraphendirektion er_,folgt, so wird die Erlaubnis zur Unterspannungsetzung dem Bau_

herrn erst nach Erhal t eines Beri chtes der' obertelegraphlndirektion
erteilt.

3 Das starkstrominspektorat ste,t der obertelegraphendirektion
eine Kopie der Betriebsbewilligung zu.

. . 
j Fu". die Vorlagen gemäss ait. fO bis 14 und 16 der Vor_schriften betreffend Vorlagen gibt die Obertelegraphendirektion

dem Starkbtrominspektoral. ihre Zustimroog ro, 
"IoU"t.i"U.ut"o"g

auch dh,nn, wenn sie :". di" Unterspannunfretrung der Leitungeikeine besonderen yorbehalte zu knupfen"hat. Folche B";i&;können für mehrere Vorlagen gesarntüaft erfblgen.

A rt. 1I.
.. ^B-"i 

vorzeitiger Inbetriebsetzung einer Leitungsanlage wirddie- Obertelegraphendirektion, falls der Betrieb ii,*" ä^l"g;"
dadurch in irgend einer weise bedrorrt oder ihr personar g"rur*?.i
erscheint, das Starkstrominspektorat hiervon benaohrichfi!;;;;
starkstrominepektorat wird alsdann auf Grund au, uior"ir_-ä.gig"rl
gosetzlichbn Bestimmungen die nötigen Massnahmen t""ffuo] 

- '
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Art. 12.

Nach Kontrollinspektion an bestehentlen Anlageö kann die

Obertelegraphendirektion ihre Mängellisten dem Süorkströminspek-

torat ilberweisen. Dasselbe wird diese Listen, mit der Aufforderung
zur Beseitigung der Mängel, dor Starkstromunternehmung zustollen'

Art. 13.

Die Obertelegraphentlirektion gibt dem Starkstrominspektorat

Kenntnis von Konzessionserteilungen für Schwachstremleitungen

der Starkstromunternehmungen.

Art. 14.

Sind in einer Vorlage Kreuzungen oder Parallelftlhrungen

mit Schwachstromleitungen vorgesehen, die unter der Kontrolle
d,er technischen Abteilung des Eisenbahndepartements stehen, so

überweist das Starkstrominspektorat auch dieser Abteilung ein

Exemplar der Vorlage für den betreffenden Anlageteil. Für die

Behandlung und Erledigung solcher Vorlagen gelten die Bestim-

mung€n der Art. ö bis 12 in sinngemtisser Anwendungi.

C. Starkstromleitungen längs unal quor zu EiEonbshnon.

Art. 15. '. 
,

1 Die technische Abteilung des Eisenbahndepartemerits ilber-
weist durch ihre maschinenteohnische Sektion der Obert€legraphen-

direktion je eine Ausfertigung der ihr nach Art. 30 bis 34 der

Vorschriften betreffenil Yorlagen eingereichten Aktensütlcker so'
weit cleren Einreichung in mehr als einer Ausfertigung: vorge-

schrieben ist.
t Yorlagen, welaho der Bauherr irrtümlicherweise den Amts-

stellen der Telegraphen- und Telephonverwaltung einreicht, werden

zurückgewieson.

Art. 16. , ,

1 Nach Prüfung der orhaltenen Vorlagen und, wenn' nötig,

nach Verständigung mit dem Bauherrn der Anla6c' :teilt 
'die

Obertelegraphendirektion der maschinentechniechen Sektion rder
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teohnischen abteilung des Eisenbahndepartements ihre vorbeharte
und Beqqkungen über die Ausfuhrung der Leitungskreuzungen
oder Parallelluhrungen schriftlich mit.

*r Die obertelegraphendirektion gibt den Mitbericht innerhartr
14 Tagen nach llrhalt der vorlagen ab. \Menn ihr dies nicht
möglich ist, so benachrichtigt sio die maschinenteohnisahe sektion
ilber die Gründe der Verzögerung.

I Die Abgabe des Berichl,es der Obertelegraphendirektion zu
vorlagen für nicht den Bahnverwaltungen selbsi gehörende Lei-
tungen, die zu keinen Vorbehalten Anlass geben, kann für mehrere
Vorlagen' gesamthaft erfolgen.

Ä.rt.77.
Die obertelegraphendirektion erhalt eine absohrift des von der

teohnischen abteilung des Eisenbahndepartemenüs ausgefertigten
Geneh-igunpsehrei bens.

Art. 18.

, Allhllige Begehron der Obertelegraphendirektion betroffend
die ausführung und Instandhartung der ihrer Kontrolre unter-
stellten Kreuzungen und Parallelführungen sind au die teehnische
abteilung des Eisenbahndepartements zu richten,, welche die Bahn-
verwaltungen davon benachrichtigen wird.

D. Starkstromanlagen für elektrische Eisonbohnen.

Art. 19.
Die technische Abteilung des Eisenbahndepartements setzt

dle obertelegraphendirektion von der erfolgten vorlage allgemeiner
Bauprojekte für neue elektrisahe Bahnen, der nrö;ekte fitr Er-
weiterungen solcher und Iür die Einführung des elektrischen
Betriebes auf bestehenden Bahnen in Kenntuis.

Art. 20.
Vorlagen gemäss Art. 45 der Vorschriften betrefrend yorlagen

werden der Obertelegraphendirektion durch die techniscne ÄU-
teilung des Eisenbahndepartements zum Mitbericht überwiesen.
Die weitere Behandlung erlblgt in gleicher Weise wie bei den
der Obertelographendirektion vom Starkstrominspektorat über-
wiesenen Yorlagen fär Hoohspannungsleitungen.
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Aft.21.
Falls die Obertelegraphendirektion auf Grund von Art' 60

der Vorschriften betrefend Vorlagen gegen die Untercpannung-

setzung einer Anlage Einsprache erhetren will, so teilt eie dies

der betreffenden Bahnunternehmung direkt mit, unter gleichzei-

tiger Benachrichtigung der technischen Abteilung des Eisenbahn-

departements.

lrrt.22.
1 Wenn gegen die Unterspannungsetznng einer Anlage auf

Grund von Art. 60 der Vorschriften betreffend Vorlageu von einer

der Kontrollstellen Einsprache erhoben worden ist, so fertigt tlie

technische Abteilung des.Eisenbahndepartements,, nach Behebung

der Gründe, die zur Einsprache Anlass gabenr eine 'förmliche

Erlaubnis zur Unterspannuugsetzung aus. Dasselbe gebchieht in

allen Fällen, wo an die Erlaubnis gewisso Bedingungen zu

knupfen sind.
2 Ist die Einsprache durch die Obertelegraphendirektion er-

folgt, so wird ttie Erlaubnis zur Unterspannungseüzung erst aqf

ihren schriftlichen Antrag hin durch die technische Abtcilung
des Eisenbahndepartements erteilt.

3 Die technische Abteilung des Eisenbahndepartements stellt
der Obertelegraphendirektion jeweilen eine Abschrift jeder von

ihr ausgestellten Erlaubnis zur Unterspannungsetzun.g zt;t.,

Art. 23.
1 Die technische Abteilung des Eisenbahndepartements, be-

ziehungsweise ihre zuständigen Beamten setzen die Obertele-

graphendirektion auf telephonischem oder ausnahrirsweise auf

schiiftliche- 'Wege vom Zeitpunkt der Yoruutersuchung elek-

trisoher Bahnen oder von Besichtiguugen., bei welchen die An-
wesenheif eines Yertreters derselben angezeig!, enscheint,, in
Kenntnis.

2 Soweit bei solchen Yoruntersuchungen oder Besiohtigungen

Mängel an Anlagen der Telegraphen- und Telephonverwaltung

festgestellt und seitens ddr technischen Abteiluug des Eisenb$n-
departements als änderungsbedürftig bezeichuet werden, sendet

diese der Obertelegraphendirektion eine Absehrift ihrer :diedDezug-

lichen Mitteilung an die Bahngesellsohaft. ' :' i ; '
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4m.21.
1 Die technische Abteilung des Eisenbahndepa,rtements ladet

die Obertelegraphendirektion zur Kollaudation neuer elektrischer
Bahnen und zur Untersuchung neuer Leitungsanlagen bestehender
Bahnen schriftlich ein. Die Obertelegraphendirektion ordnet zu
diesen AnliLqsen eine Yertretung ab, die zur Erteilung der Zu-
stimmung zur Betriebseröffnung auf einen gewissen Zeitpunkt und
zur Geltendmachung allfalliger Forderungen technischer Natur
namens der Obertelegraphendirektion zuständig ist.

2 Die Obertelegraphendirektion erhält eine Abschrift der
Rückstandsliste, soweit sich diese auf eidgenössische Schwachstrom-
linien bezieht, sowie ein Doppel del erteilten Betriebsben'illigung.

3 Die technische Abteilung des Eisenbahndepartements gibt
f'erner der Obortelegraphendirektion von der Genehmigung all-
gemeiner Bauprojekte und vom Zeitpunkt der Kollaudation von
Dampfbahnen Kenntnis.

Art. 25.

Allfellige Begehren der Obertelegraphendirektion betreffond
die Ausführung und Instandhaltuug der ihrer Kontrolle unterstellten
Kreuzungen und Parallelfuhrungen sind an die technische Abteilung
des Eisenbahndepartements zu richten, wolche die Bahnverwal-
tungen davon benachrichtigen wird.

E. Kreuzungen yon Starkstromleitungen elektrischer
Bahnen mit Schwoehstromloitungen.

Art. 26.

Die technische Abteilung des Eisenbahndepartements gibt der
Obertelegraphendirektion Abschrift von dem in Art. 61, drittsr
Absatz, der Vorschriften betreffend Vorlagen erwähuten Verzeich-

. nisse der nötigen Anderungen und Ergänzungen, so\a'eit es sieh
um staatliche Leitungen handelt.

Aü.27.
I Die Obertelegraphentlirektion wird sich vor der Erstellung

neuer Schwachstromkreuzungen mit der betreffenden Bahnverwal-
tung über die zur Erfüllung dor Yorschriften nötigen Massnahmen
verständigen.
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2 Nach erfolgter Yerstä,ndigung kann mit dem Bau der

Leitung ohne weiteres begonnen werden.

Art. 28.
1 Für neue Kreuzungen staatlicher Schwachstromloitungen

mit Starkstromleitungen elektrischer Bahnen erfolgt die durch

Art. 62 der Vorschriften betreffend Vorlagen vorgeschriebene An-
zeige durch die Obertelegraphendirektion unmittelbar an die tech-

nische Abteilung des Eisenbahndeparüements, nachdem sich die

Obertelegraphendirektion mit der Bahnunternehmung verstÄndigt
hat. (Art. 17 des Buudesgosetzes vom 24. Juni 1902.)

2 Die Anzeige kanrr für mehrere neu erstellte Krouzungen
zusammengefasst werden, hat aber mindestens allmonatlich zu

erfolgen. Filr Aoderungen und Erweiterungen bestehender Kreu-
zungen erfolgt sie nur dann, wenn eine wesentliche Yeräuderung
der Yerhältnisse eingetreton ist.

3 Die teahnische Abteilung des Eisenbahndepartements gibt
der Obertelegraphendirektion von Aussetzungen, zu welchen solche

uouerstellten Kreuzungen Anlass geben sollteo, unmittelbar
Konntnis.

Art. 29.
r Die Obertelegraphendirektiou macht tler technisohen Ab-

teilung des Eisenbahndepartements Mitteiluug von Konzessions-

erteiluogen fur private Schwachstromleitungen, die Starkstrom-
leituugen elektrischer Bahnen kreuzen.

t Die technische Abteilung des Eisenbahndepartements stellt
der Obertelegraphendirektion ein Doppel der Genehmigurg soloher

Schwaohstromkreuzungen zu.

F. Sehlussbestimmung.

Art. 30.

Dieseg Reglement tritt auf den 1. Oktober 1914 in Kraft'
und ersetzt dasjenige vom 24. Februar 1904.

Bern, den 29. September 1914.

Das Post- unil' Eisenbahndepartemmt:

Forror.



Bezeichnung des Starkstrominspektorates.

(Yom 23. Januar 1903.)

Der schweizerische Bundesrat.
nach Einsicht eines Berichtes und Antrages seines Eisen-

bahndepartements ;
in Ausführung des Artikels 21, Zifrer B, dos Bundesgesetzes

betreffend die elektrischen Schwach- und Starkstromanlagen vom
24. Juni 1902 (8. A. S. XVm j 207),,

beschliesst:

Die Kontrolle itber die elektrischeu Starkstro-anl"geo iro
Sinne des Artikels 21, Zifier 3, des Bundesgesetzes vom 24. Juni
1902, also mit Ausschluss der elektrischen Eisenbahnen, der Bahn-
kreuzungen duroh Starketromleitungen und der Längsführung solcher
neben Eisenbahnen, wird vom 1. Februar 1g0B an bie auf weitereS
dem starkstromindpektorat des schwoizerischen Elektroteohnisohen
Yereins mit Sitz in Zurich ilbertragen.

137

Bundesratsbeschluss
' betreftbnd
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fiur [nnlcqomtl tlm üio ololtrilthon tthrmh'ud $lmlltmmnlagcn.

Yerzeichnis der Lokalbehörden'

welche gemäss Art. 44 des Bundesgesetzes betrefrend die elek-

trischen Schwach- und Starkstromanlagen vom24. Juni 1902 zur

Entscheidung uber die Entfernung von Baumästen zustäudig sind.

Kanton Behörde

Zü,rich: Friedensrichter.

Bern: Einwohnergemeinderat.

Lusqn: Friedensrichter.

tlri: Gemeinderat.

Bclurya: Bezirksammann.

thtenaplden ob fum Wald : Gemeinderatsausschuss.

untertoald,m nil ilem WaId : Gemeinderat.

Gl,arus:

zaq:
Freibwg:
&l'otlrurn:

Basel'stad,t:

Basel,I,and:

Schaffhausen:

Appenzell, A.-Rk.:

Appenzel'l I.-Rk-:
Bt. Gal,hn:

Landesschatzungskommission I. lnstanz.

Einwohnerrat (eventuell Polizeiamt).

Friedensrichter.

Für den L Baubezirk (Amteien Solo-

thurn-Lebern und Bucheggberg-
Kriegstetten) : der Kantonsingenieur ;

für den II., III. untl IY. Baubezirk:
der betreffende Bezirksbauadjunkt.

Zivilgeri chtsprä,sident.

Gemeinderat.

Flurkommission.

Spezialkommission des Gemeindege-

richtes.

Kommission des Bezirksrates,

Hypothekarschätzer.



Yerzeichnis iler Lokalbehörilen. 1gg

Kanton Behörde
Growbtitd'm; Kr.eiqgerichtsausschuss.

Aargan.' Flurkommission.
Ilwrgau: Flurkommission.
Iessin: Rogierung'skommissär (Commissario di

Governo).
Wdt: Strassenmeister (voyer).
Wallis: Gemeinderichüer (jqge de commune).
Nwcnbwrg.' Friedensrichter (juge de paix).
Genf : Baudepartement (Ddpartement des Tra-

vaux publics).

Bern, den 28. Januar 1903.

Eidg. Eisenbahndepartement.
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Kreisschreiben
des

Post- und Eisenbahndepartements an sämtliche

Kantonsregierungen betreffend Massnahmen zur Durch-

filhrung des Artikels 32 des Elektrizitätsgesetzes
vom 24. Juni 1902.

(Vom 31. Oktober' 1905.)

Tir.

Gemäss Artikel 32, Absatz 2, des Bundesgesetzes betreffend
die elektrischen Schwach- und Starkstromanlagen vom 24. Juni
1902 haben die zuständigen Lokalbehörden tlber die Ursache unal

die Folgen der ihnen bekannt gewordenen Unfalle, die sich bei
Stark- oder Schwachstromaulagen ereignet haben, ungesäumt und
in wiahtigeren Fällen unter Zuzug von Sachverständigen eine
amtlicho Untcrtuehung einzuleiten und der kantonalen Regierung
zu Handen des Post- und Eisenbahndepartements vom Vorfall
Kenntnis zu geben.

Wie wir in Erfabrung gebracht haben, wird dieeen Bestim-
mungen nicht uberall nachgelebt. Die Anordnung einer amtlichen
Untersuchung ist in einigen Fellen von den Lokalbehörden unter-
lassen n'orden. Ferner ist ilber die den kantonalen Regierungen
zur Kenntnis gebrachten Unfälle von diesen nieht immer an das

unterzeichnete Dopartement berichtet worden.
Um die Aufstellung einer möglichst genauen Statistik über

die Stark- und Schwachstromunfälle zu ermöglichen, ersuahen wir
Sie, fur genaue Durchftihrung der Bestimmungen des Artikels 32



Kreieschreiben clee post- unil Eisenbahnalepa,rüemetrtd. t 4t

des zitierten Bundesgesetaes besorgt zu seitr. Insbesondere laden
vrir Sie ein, tlie nötigen üassnahmen zu trefren, damit lhnen
sämtliohe erhebliohen unfblle bei stark- und schwaoirstromanlagen
von den Lokalbehörden zur Kenntnis gebracht und dase in jed-em
eiuelnen tr'alls itie Ähtan an das unterzeiohnete Departäment
weitergeleitet werden.

Bern, deu 31. Oktober 1g0ö.

El:tfu . Post- u,nil Eisenbakndepa,demenl,

Eieenbahnabüeilung:

%emp.
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Kreisschreiben
dee

Eisenbahndepartements an die Betriebsinhaber Yon

elektrischen Starkstromanlagen.

(Vom 20. März 1908.)

Tit.
Die Betriebsinhaber von solchen Starkstromanlagen,, auf

welche die Haftpflichtbestimmungen des Bundesgesetzes betreffend

die elektrischen Schwach- und Starkstrornanlagen vom 24. Juni
1902 Anweodung finden, werden hiermit angen'iesen, in den

Fällen, wo sie gemä,ss Art. 32 dieses Gesetzes an die Lokal-
behörde Anzeige zu machen haben, gleichzeitig auch dem Stark-
strominspektorat des Schweiz. elektrotechnischen Vereins in Zürich*)
von den vorgekommenen Unftillen Kenntnis zu geben. Das Stark-
strominspektorat u'ird, wo es ihm angezeigt erscheint, eine Unter-
suchung einleiten; die Starkstromunternehmungen sind gehalten'
hierbei den Beamten des Starkstrominspektorateg nach Möglichkeit
an die Hand zu gehen.

An den Anlageteilen, die mit einem Unfall im Zusammenhang

stehen, soll bis zum Eintreffen eiues Beamten oder einer ent-
sprechenden Weisung des Starkstlominspektorates keine Anderung
vorgenommen werden, soweit dies mit Rücksicht auf die Aufrecht-
erhaltung des Betriebes und die Verhüüung weiterer Unftille tunlichist.

Bern, den 20. März 1908.

Eü1,9. Post- und Eisenbahnilepartemenl,,

Eisenbahnabteilung :

Zemp.

*) Atlresse für Briefe r Tecbnieche Prüfanstalten iles S. E. Y., Stark-
shominrpektorat, Hardturmetra.sse 20, Zürich IIL

Atlresse fär Telegamme: Starkstrom ZäLrich.
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Bundesgesetz

betrefend

die Verbindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten.

(Vom 1. Mai 1850.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,

in Ausführung des Artikels 21 der Bundesverfassung,,

beschliesst:

f. Yorbinillichkeit zur Abtretung und zur Entschäiligung.

Art. 1.

Wenn kraft Art.27 der Bundesverfassrurg entweder öffent-
liahe Werke yon Bundes wegen errichtet werden oder dio An-
wendung dieses Bundesgesetzes auf andere öffentliche Werke
von der Bundesversammlung beschlossen wird, so ist jedermann,
soweit solche Werke es erforderlioh machen, verpflichtet, sein
Eigentum oder andore auf unbewegliche Sachen bezitgliche Rechte
gegen volle Entschedigung dauernd oder bloss zeitweise abzutreten.

Überall, wo in diesem Gesetze der Ausdruck ,Abtretung von
Rechtens gebraucht wird, ist darunter auch das Einräumen von
Rechten inbegriffen' 

art. 2.

Die Abtretungspflicht besteht sowohl behufs der Erstellung,
der Unterhaltung und des Betriebes, als anch behufs der Yorän-
derung oder Erweiterung solcher öffontlichen Werke, sowie zur
Herbeischaffung oder Ablagerung dos Baumaüerials.
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Sie erstreckt sich überdies auf diejenigen Rechte, deren der

Bauunternehmer zur Erfullung der in den Artikeln 6 und 7 eut-

haltenen Verpflichtungen bedarf.

In diesem Falle darf aber die Abtretung nur gefordert werden,

sofern der Bauunternehmer seiner Obliegenheit nicht ohne be-

deutenden Nachteil auf andorem Wege nachkommen kann.

Art. 3.

Die Abtrotung kann nurgegen vollen Ersatz, aller Vermögens-

nachteile, welche aus derselben für den Abtretenden ohne seine

Schuld erwachsen, verlangt werden.

Vorteile, welche sich fur ihn infolge des Unternehmens er-

geben, ditrfen trei der Ausmittlung der Entsehädigung nur insofern
in Abrechnuug gebracht werden, als der Abtretrrngspflichtige
duroh dasselbe von besondern Lasten, die ihm vorher oblagen,

befreit wird.

Art. 4.
Wenn

1. von einem Gebäude oder von einem Komplex von Liegen-
sohaften, der zur Betreibung eines Gewerbes dient, ein Teil
abgetreten werden muss, ohne welehen die Benutzung des

Gebtiudes oder die Betreibung des Gewerbes nur mit grossen

Sohwierigkeitcn oder gar nioht möglich ist,, und welcher
auch nicht dureh anclere angemesseno Yeranstaltungen en
setzt werden kann;

. 2. von einem Grundstück, desson Abtretung nur teilwoise er-

forderlich ist, nicht wenigstens ein zusammenhängender

. Fläohenraum von 5000 Quatlratfuss übrig bleibt;

- so sind diejenigen, welche Rechte mit Beziehung auf solche

abzutretende Teile haben, befugt, zu verlangen, dass ihnen das

gauze entspreehende Recht abgenommen und nach tlem volleu
Werte vergütet werdo.

Art. 5.

Miisste für Abtretung oines Rechts dem hierzu Yerpfliohteten
$'egen daheriger Verminderung des Wertes seiner übrigen mit
diesem Rechte zusammenhängonden Vermögensstücke mehr als
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ein Viertel des Wertes der letztern gegeben werden, so ist der
Bauunternehmer berechtigt, die gänzliche Abtretung solcher ver-
mögensstücke gegen volle Entschädigung zu verlangen.

Art. 6.

Zu der Ausführung aller Bauten, welche infolge der Errichtung
eines öffentlichen werkes behufs Erhaltung ungestörter Kommuni--
kationen notwendig werden, seie' es strassen- oder wasserbauten
oder selche immer, ist der Unternehmer desselben verpflichtet.

Dem letztern liegt überdies die Unterhaltung solcher Bauten
ob, sofern oder soweit sonst für andere neue oder grössere unter-
haltungspfliohterr als bisanhin entstehen würden.

Art. 7.'
Die Erstelluug von Vorrichtungon, die infofge der Errichtung

von öffentlichen werken im Interesse der öffentlichen sicherheii
oder derjenigen des Einzelnen notwendig rverden, liegt dem Unter_
nehmer eines öffentlichen Werkes ob.

Art. 8.

Dem Bundesrate steht das Recht zu, die Aufrrahme von
Plänen uud die Vornahme von Aussteckungen mit Beziehung auf
öffentliche Werke, die im Interesse der Eidgenossenschaft oder
eines grossen Teiles delselben liegen, anzuordnen oder zu gestatten,
auch bevor die Bundesversammlung die Errichtung eines öffent-
lichen Werkes oder die Ann'endung des gegenwärtigen Gesetzes
auf e"in solches beschlossen hat.

Macht der Bundesrat von dioser Befugnis Gebrauch, so ist
jedermann verpflichtet, auf seinem Eigentum solehe Verrnessungen,
Aussteckungen usw. geschehen zu lassen, daboi aber auch berechtigt,
vollen Ersatz für allen ihm hieraus erwaelrsenen schaden zu fordern.

Art. 9.

Wer Signale, Pfähle oder andere Zeichen, die bei einer
Vermessung oder Aussteckung angebracht werden, verändert, be-
schadigt oder beseitigt, verfällt in eine Busse von zwei bis funfzig
Franken, lvovon ein Dritteil der Bundeskasse, ein Dritteil der
betreffenden Kantonskasse und ein Dritteil dem Anzeiger zukommt.

10
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II. Yerfahren behufs ilor Abtretung Yon Privatrechten und

aler ausmittlung iler dafür zu leistenilen Entschäiligung-

A. 0rdentliches Verfahren'

Art. 10.

Der Bauunternehmer ist verpflichtet, dem Gemeinderat jeder

GemJnde, in deron Gebiet ein öffentliches werk ausgeführt werden

soll, nach vorgenommener Aussteckuug einen Plan einzureichen'

io *"t"n"* diä einzelnen in tlerselben belindlichen Grundstücke'

soweit sie durch das öffentliohe Werk betroffen werden' genau

zu bezeichnen sind.

'Art. 11.

I)er Gemeinderat hat sofort nach Empfang dieses Planes in

üblicher Weise öffentlich bekannt zu machen, dass derselbe während

iO fu,g"o, vom Tage der Bekanntmachung an gerechnet' zu jeder-

manns Einsicht beroit liege'

Art. 12.

Innerhalb dieser gleichen Frist haben

1. diejenigen, welche gegen tlie infolge der Ausführung des

WärkÄ fur sie', g"tÄt durn Plane, entstehende Verpfliehtung

zur Abtretung'Elospt"che erhoben zu können glauben' diese

Einsprache iu scUriftticner Eingabe bei dem Gemeinderate

zu Iianden des Bunclesrates geltend zu machen;

2. alle, welche mit Beziehung auf das bctreffende Werk' g:mäiss

d"* Pl"o"r Rechte abzutreten, oder Forderungen (Art' 6

untl ?) zu stollen im Falle sind, gleichviel, ob sie die Ab-

tretungspflicht bestreiton oder nicht, jene Rechüe und Forde-

rungongenauundvollst,iindigsohrift]iohbeidemGemeinde-
rate anzumelden.

Diese letztere Bestimmung findet jedoch auf die lnhaber von

Pfandrechten, Grundzinsen und Zehnten keine Anwendung'

Art. 13.

NacbAblaufderimArt.l2bezeichnetenFrististkeine
Einspraehe gegen die Abtretungspflicht mehr zulassig'
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Art. 14.

Wenn die im Art. 12, Ziffer 2, angegebenen Reclrte, welche
Gegenstand der Abrretung sind, von dÄ Beteilieten nict t inoert
der im Art. 12 erwähnten Frist angemeldet werden, so hat dies
zur Folge, dass dieselben zwar mit dem Ablauf dieser Frist an
den unternehmer übergehen, dass aber noeh binnen secrs rtooateo,
nach Ablauf dieser 3Ottgigen Frist. eine Entsohädigungsforderunj
geltend gemacht werden kann, wobei jedoch ae. enäailgu lrh;;;;
dieser Rechte in Beziehung auf das Mass der Entschädilrog a"*
Entscheide der schätzungskommission (Art. 26) sich onnä *,äit"r*
zu unterziehen hat.

wird auch innerhalb dieser zweiten Frist von sechs Monaten
keine Entschädigungsforderung geltend gemacht, so erlöschen alle
unrl jede daherigen Ansprüche an den Unternehmer, mit Aus_
nahme derjenigen Fälle, wo erweislich dem Abtretungspflichtigen
das Bestehen eines Rechtes oder einer Last erst spaier bekaint
geworden ist, und mit vorbehalt ailfalliger Entsohadigungsforde-
rungen infolge von Pfandrechten. Grundzinsen und Zehnien,"welche
auf dem Gegenstande der Expropriation haften

. Di: Bestimmungen dieses Artikels finden ihre eutsprechende
Anwendung auf Forde.rngen, welche aus den in den Artikeln
6 und 7 enthaltenen Vorsehriften hergeleitet werden.

. Art. 15.

Der Gemeinderat ist verpflichtet, mit der im Art. 11 vor._
gesclr.ebenen Bekanntmach'ng zugleich die aufforderung zu
verbinden, den Vorsehrif'ten des Art. 12 nachzukommeo, irrter
ausdrücklicher Drwähnung der in den Art. 18 und 14 iti, d.r,
Unterlassungsfall angedrohten Folgen.

Art. 16.

Dem Gemeinderate liegt ob, sofort nach Errass der in den
Art. 11 und 15 vorgoschriebenen öfrentlichen Bekanntmaehung
eine geuaue Abschrift derselben an den Bauunternehmer einzu--
senden und darauf zu bescheinigen, en welchem Tage und in
welcher Weise die Bekanntmachung stattgefunden habe.
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B. Ausserordentliches Verfahren'

Art. 17.

Ein ausserortlentliches Verfahren ffndet statt:

1. wenn die Abtretung eine bloss zeitrveise sein soll;

2.wenndieselbenlmZweckederHerbeischafrungoderAb-
lagerung von trflaterial verlangt wird;

3. wenn es sich um Abtretung "o* Zwecke der Unterhaltung

oder des Betriebes eines öffentlichen Werkes' oder

4. zum Behul'e unweseutlichor Veränderungen oder Erweite-

rungen desselben handelt;

5. *ein Reohte abgetreten rverden solleu' um 
-die 

in Art' 6

und ? enthaltenei Yerbindlichkeiten zu erfüllen'

Für dieses aussorordontliche Yerfahren gelten die in den

on*rÄg"oaun Artikeln 18 bis und mit 21 ent'haltenen Bestim-

mungen' 
Art' 18'

Der Bauunternehmer hat den Eigentiimern der Grundstücke'

mit Beziehung auf welche die Abtretung oder die Einräumung

von Rechten verlangt wird, hiervon schriftlich genaue Ke-nntnis

,o-guU.o, und auch- solchen, die in den durah Art' 6 und ? vor-

;;J;; Fellen Forderuugen - 
zu stellen haben könnten' die

leeigneten Mitteilungen zu machen'

Art. 19.

Binnen 30 Tagen, vom 'l'age dieser Mitteilung an gorechnet'

kurro g"g"o die Abire[ungspflicht- beim Gemeinderate zu Handen

des Binäesrates Einsprache erhoben werden'

Später isb dies nicht mehr zulössig'

*"oo durch die Abtretungsforderung noch andere ausser

ae- Oigeotämer berührt werden, so hat der letztere deoselben

,o" a"r" abtretungsfortlerung uuter seiner verantwortlichkeit so

rechtzeitig Mitteilung "o -*"heo, dass sie innerhaltr der hierzu

uob"rro-"t"o Frist, die der Eigentümer ihnen ebeufalls zur Kenntuis

," Uii"g"" hat, die Abtretungspflicht bestreiten können'

Diese letztere Bestimmung findet jedoch auf Inhaber von

Pfandrechten, Grundzinsen und Zehnten keine Anwendung'
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Art.20.
Innerhalb derselbon Friet von 30 Tqgen hat der Eigentümer

überdies, ob eine Bestreitung der Abtretungspflicht stattgefunden
habe oder nichü, alle Reohte, welche durch die mit Beziehung
auf sein Grundstück gestellte Abtretungsforderung berührt werden,
miü Auenahme von Pfandrechten, Grundzinsen und Zehntforde-
rungen, bei dem Genreinderate zu Handen des Bauunternehmers
anzumelden.

Für den Fall der Unterlassung treten die im Art. 14 fur das
ordentliche Vorfahren angegebenen Folgen ein. Berechtigte mit
Beziehung auf das Grundstitck, die durch daherige Unterlassungen
des Eigenttimers zu Schaden kommen, haben sich dafür lediglich
an den Eigentümer zu halten.

Diese Bestimmung findet auch auf diejenigen, die kraft Art. 6
und 7 Forderungen zu stellen haben, entsprechende Anrvendung.

Art. 21.

Der Bauunternehmer hat mit der im Art. 1tt vorgeschriebenen
Anzeige die Aufforderung zu verbinden, den iu den Artikeln 1g
und 20 enthaltenen Vorschriften nachzukommen, unter ausdrück-
licher Erwähnung der in diesen Artikeln für den Unterlassungsfall
angedrohten Folgen.

C. Gemeinsame Bestimmungen.

{ft.22.
Der Bundesrat hat jeweilen im voraus zu entscheiden, ob

das ordentliche oder das ausserordentliche Verfahren in Anwen-
dung zu bringen sei.

Art. 23.

Vom 'Iage der öffentlichen Bokanntmaohung des Bauplanes
an (Art.11) oder, bei dem ausserordentlichen Verfahren, vom
Tage der Mitteilung der Abtretungsforderungen (Art. 18) darf,
Notfälle vorbehelten, ohne Einwilligung des Bauunternehmers an
der äussern Beschaffenheit des Abtretungsgegenstandes keine wesent-
liche und mit Beziehung auf die rechtlichen Verhä,ltnisse desselben
gar keine Yeränderung vorgenommen rverden. Wird dieser Be-
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stimmung entgegengehandelt, so sind diese Veränderungen bei

Ausmittling a-er pot""nAdigungssumme nicht zu berücksichtigen.

DerBauunternehmerhatfürdenausdieserEinschränkung
des freien Verfügungsrechtes erweisliah hervorgegangenen Schaden

Ersatz zu leisten.
über diesfalls sich orgebende Streitigkeiten entscheidet das

Bundesgericht.
tuh.24.

Das in dem vorhergehenden Artikel erwähnte Verbott samt

der fitr den Fall d,er Nichtbeachtung desselben darin enthaltenen

Androhung, ist in die im Art. 11 vorgeschriebene Bekanntmachung,

sowie in die g"ttte.t Art. 18 den Grundeigentümern zu machend'e

Anzeige aufzunehmen. Die letztern haben hiervon den bei der

betreffenden abtretungsforderung Mitbeteiligten (Art. 19) recht-

zeitig Kenntnis zu geben.

Art. 25.

Streitigkeiten über die Frage, ob die Abtretungspflicht be-

gründet sei oder nioht, entscheidet der Bundesrat'

Art. 26.

Die Prüfung der im Art. L2, Ziffet 2, und Art' 20 erwähnten

Eingatren ,rrrd äie Ausmittlung der Leistungen, welche sowohl

io i-ezug auf die Entsqhadigung der Abtretungspflichtigen uach

Inhalt der Artikel 3 bis und mit 5, als mit Beziehung auf die

gemäss den Artikeln 6 und ? gestellten Forderungen dem Bau-

unternehmer aufzulegen sind, gesohieht durch eine schätzungs-

kommission, wenn nicht vorher eine gütliche verständigung statt-

findet' 
Arr.27.

Eine solche schatzungskomnrission besteht aus drei Mitgliedern,

s,ovon das erste durch das tsundesgoricht oder dessen Präsidenten,

wenn behufs dieser wahl das Buudesgericht ausserordentlicher-

weise versamnrelt werden müsstel das zweite durch den Bundesrat,

das dritte jeweilen durch die Regierung desjenigen Kantons ernannt

$,ird: in welchetn die Liegenschaften sieh betiuden, mit Beziehung

auf welche die abtretung statüfinden soll. Fär jedes Mitglied werden

von den zur Wahl Bereohtigten zwei Flrsatzmänner bezeichnet'
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Der Bundesrat u'ird das Gebiet, für welches eine Sehätzungs-
kommission bestimmt ist, und die Dauer, während welcher die-
selbe bestehen soll. jeweilen festsetzen.

Art. 28.

Die Schätzungskommission steht unter der Aufsicht des Bundes-
gerichtes.

Das Bundesgericht q'ird dio diesfelligen Yerrichtungen, je
nacb der Natur derselben, seinem Präsidenten oder einer besondern,
aus d.er Mitte des Bundesgerichtes hicrfür zu bestellenden Kom-
mission übertragen.

Alt. 29.
' Die Entschädiguug der Schatzungskommission wird durch
ein vom Bundeslato zu erlassendes Reglemenü bestimmü.

Art. 30.

ln Beziehuug auf den Ausstand von Mitgliedern der Scbätzungs-
kommission gelten die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen
betreffend die Mitglieder des Bundesgerichtes.

Haudelt es sich um den Ausstand eines Mitgliedes und sind
über denselben die beiden andern Mitglieder geteilter Ansicht
oder kommt der Ausstand mehr als eines Mitgliedes in Frage,
so treten für die diesftilligen Entscheidungen die Ersaüzmänner
an die Stelle dorjenigen Mitglieder, um deren Ausstand es sioh
handelt.

Art. 31.

Zur Gtlltigkeit der Verhandlungen der Sehtitzungskommission
ist, unter Vorbehalt del im vorhergehenden Artikel enthaltenen
Beschränkung, die Anwesenheit von drei Mitgliedern, beziehungs-
weise Ersatzmännern erforderlich.

Art. 32.

Zur Yornahme der Schätzung sind alle, welohe Rechte als
Gegenstaud der Abtretung oder Forderungon (Art. 6 und 7) an-
gemeldet haben, 7 Tage vor der Verhandlung einzuladen, wenn
nicht vorher eine gtitliohe Yerständigung erfolgt ist. Im Falle
des Ausbleibens der Beteiligten findet das Schfitz,ungsverfahren
gleiohwohl statt.
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Art. 33.

Die Schätzungskommission ist befugt' wenn sie es notwendig

erachtet, Abgeordnete des Gemeinderates oder besondere Sach-

verstendige ^ Rutu zu ziehen und von den Grundbüchern Ein-

sicht zu nehmen.

Art. 1i4.

Die Schätzungekommission hat auch in Beziehung auf die-

jenigen Rechte die Schätzung vorzunehmen, in betreff welcher

die Abtretungspflicht bestritten ist.

Art. 35.

Der Entscheid del Schätzungskomrnission ist den sämtlichen

Beteiltgten schriftlich mitzuteilen. Binnen dreissig Tagen, Yom

Tage der erhaltenen Illitteilung an gerechnet, ist jeder Beteiligte

befugt, ilber denselben bei dem Bundesgerichte Beschworde zu

fuhren, welchem über tlie streitigen Punkte das Entscheidungs-

recht zusteht.
Denjenigen gegenüber, welche binnen dieser Frist eine Be-

schwerde bei dem Bundesgericht nieht eingelegt haben, ist der

Entscheid der sohätzungskommission gleich einem rechtskräftigen

Urteil anzusehen.

Alt. 36.

Diejenigen, von rvelchen die Abtretungspflicht bestritten

Irorden ist,, haben, auch wenn der Bundesrat hierüber noch nieht

entschieden hat, gleichwohl, falls sie tiber den eventuellen Ent-

scheid der Sehätzungskommission (Art' 3{) Beschrverde erhoben

rvollen, diese binnen der im vorhergehenden Artikel anberaumten

Frist und bei Yermeidung der in demselben für den Fall der

Versäumung dieser Frist angedrohten Folgen eventuell dem

Bundesgerichte einzureichen.

Art. 37.{')

Nach Eingang einet Besch'rverde gegen den Entscheid der

schätzungskommission kann der Präsident des Bundeqgerichtes

entweder einen Instruktionsrichter zur weitern Leitung des Pro-

zesses bezeichnen, oder auch eine Instruktionskommission von

*) Abgeänderter Artikel gemäss Buuclesgesetz vom 18. Juli 1857.
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zwei ode' drei Mitgliedern a*s de' Mitte des Bundesgeriohtes
. ernennen,, letzteres in wiehtigern oder schwierigern Fällen oder"
auf Begohren einer Partei.

Art. 38.

Wenn die Entschädigung für verschiedene Rechte, die mit
Beziehung auf das gleiche Grundstück abzutreten sind, im Streite
liegt, oder wenn es sich um eine Eutschödigung mit Beziehuug
auf verschiedene Grundstücke unter gleichartigen verhaltnissen
handelt, so soll die Erledigung solcher Streitftille soviol als
immer möglich in einem Verfahren stattfinden.

Art. 39.

Sorvohl die Schätzungskommission als das Bundesgericht sind
zu möglichster Beschleunigung des Yerfahrens verpflichtet.

Art. 40.
Soweit niclit dais gegenr'ärtige Gesetz besondere Vorschriften

enthält, gelten in Beziehung auf das Verfahren vor dem Bundes-
gerichte die diesfalligen allgemeinon gesetzlichen Bestimmungen-

Art. -11.

Wenn durch Aufnahme von Plänen oder durch Äussteckungen
behufs Errichtung öffontlicher Werke (Art. 8) Schaden zugefitgt
worden ist und zwischen deu Beteiligten keine gütliche yer-
ständigung erreicbt n'ird, so entseheidet über die zu leistende
Entschädigung die kompetente Behörde des Kantons, in welchem
der Plan aufgenommen wurde oder die Aussteekung stattfaod-

Ebenso ist die Anwendung der für den Fall der verlinderung,
Beschedigung oder Beseitigung vou Signalon, Pftihlen usw. an-
gedrohten Strafbestimmungcn (Art. 8) Saehe der kompetenten
Kantonalbehörden.

fII. Bezahlung der Entschäiligung und ihre Wirkung.
Art. 42.

llit dem 'fage, an welchem der Entscheid einer Schetzungs-
kommission oder ein bundesgerichtliches Urteil in Rechtskraft
tritt, kann die Erfüllung der durch dieselben auferlegten ver.
pfliehtungen gefordert werden.
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Art' 43.

Die Bezahlung der Entschädigungssummen an die Bereoh''

tigten geschieht duich die Yermitülung der Regierung des K""lo:t'
iJ *etche* das Grundstück liegt, mit Beziehung auf welches

Rechte abgetreten worden sincl'

Diese letztere hat dafür zu sorgen, dass, wo es sich um

Entschädigung fur abgetretenes Eigeutum handelt, den Inhabern

auderer a-at"of hstender dinglicher Rechte, wie zum Beispiel von

Pfandrechten, Grundzinseo or*', fur ihre Ansprilche ihr Botrefr-

nis zukomme, und dass die daherige Ledigung des Abtretungs-

gegenstandes in die betreffenden Titel eingetragen werd'e'

Art. 44.

Itit der naeh Anweisung der betreffenden Kantonsregierung

erfolgteu Bezahlung der Entschädigung ftir diejenigen Rechte,

*etcie Gegenstand der Abtretung sind, gehen dieselben ohue

weiteres .to=d oho" d,ass dazu die Beobaehtung irgend einer sonst

otwa vorgeschriebenen Form erforderlich, oder der Bezug irgend-

welcher äaherigen Steuern otler Gebühren zulässig ist, an den

Bauunternehmer über' 
Art. 4b.

IstinfolgederAbtretungnachdenvorhergehondenArtikeln,
oder auch infotge der Bestimmungen des Aft' 14, Eigentum an

den Bauunternehmer übergegangon, so erlöschen damit auch alle

dinglichen Rechte,, welche Dritten an denselben zustehen, wie

zu- Beispiel Pfandrechte, Grundzinsforilerungen usw'

Art. 46.

Wo bedeutender Nachteil mit dem Yerzug vorbunden wäre'

ist der Bauunternehrner berechtigt, die Abtretung der Reahte

sofort nach geschehener schätzung zu vorlangen, sofern entweder

der Sch6tzunlberioht genügenden Aufechlu.es über ilen Gegenstand

der Abtretui! erbilt, oder auch naeh dem Übergang der Rechte

auf den Bauunternehmer die Grösso der Entschädiguug sich mit

sieherheit ermitteln lässt. Er ist jeitoch in diesem Falle ver-

pflichtet, eine durch die schätzungskommission zu bezeichnende

kaution zu leisten und den Zins der Entschadigungssumne von
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dem Tage an, mit welchem die Rechüe auf ihn übergegangen
sind, bis zur Bozahlung der Entschädigung zu entrichten.

Streitigkeiten über die Anwendung dieses Artikels werden
von dem Bundesrate entschieden.

Att.47.
Sollte ein abgetretenes Recht zu einem andern Zwecke als

zu demjenigen, für welchen es abgetreten worden ist, verwendet
werden wollen, oder wäre es binnen zwei Jahren nach erfolgter
Abtretung zu dem Abtretungszwecke nicht benutzt lvorden, ohne
dass sich hierfür hinreichendc Grände anführen lassen, oder wird
das öffentliche Werk,, für welches die Abtretung geschehen ist,
gar nicht ausgeführt, so kann der frühere Inhabor äes abgetretenen
Rechtes dasselbe gegen Rückerstattung der dafür erhaltenen Ent-
schädigungssumme wieder zurückfordern.

Sind vom Bauunternehmer am abgetretenen Eigentum in-
zwischen Yeränderungen vorgenommen wordon, welche den Wert
desselben erhöhen oder vermindern, so ist die Rückforderung im
ersteren Falle nur gegen Erstattung der hierauf verwendeten Aus-
lagen zulässig, und im letztern Falle ist der eingetretene Minder-
wert abzurechnon.

Wenn das abgetretene Recht um einen niedrigeren Betrag
als denjenigen der ftir die Abtretung bezahlten Entschädigungs-
summe von dem Bauuntornehmer veräussert werden will, so ist
derjenige, l'elchor es abtreten musste, befugt, die Rrickerstattung
des Rechtes gegen Bezahlung jenes Betrages, für welchen die
Yeräusserung beabsichtigt wird, zu verlangen.

Wenn sich infolge der in diosem Artikel enthaltenen Be-
stimmungen Streitigkeiten erheben, so steht das Entscheidungs-
recht dem Bundesgeriohte zu.

IY. Kosten.

Art. 48.
Die Kosten der irn Art. 11 vorgeschriebenen öffeutlichen

Bekanntmaohung, der laut Art. 18 erforderlichen Anzeigen,, des
gesamten Schätzungsverfahlens, der Ausz&hlung der Entschadi.
gungssummen (Art. 43), der Hinterlegung von Kautionen (Art. 46)
sind in allen Ftillen durch den Bauunternehmer zu tragen.
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Art. 49.

In Beziehung auf die Auferlegung der Koetenr- welahe il-nrth

b'nitesgerichtlicnä Verfanren entstehen, finden die dieefblligen

ailgemJinen gesetzliohen Bestimmungen ihre Anwenduug'

DieselbÄ gelten auch in betreff solcher Kosten, welche

durch Besheitung iler Abhetungspflicht veranlaset werden'

Art.50.

DerBundesratistmitderBekanntmachungundVollziehung
dieses Geset os beauftragt.
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Yerordnung*)
betreffend

die Organisation der eidg. Schätzungskommissionen.

(Yom 25. Oktober 1902.)

Der schwejzelischo Bundesrat,

gestützt auf Art.27 des Bundesgesetzes betreffend die ver-
trindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten, vom 1. Mai 18b0,
und Art. 54 des Bundesgesetzes betreffend die elektrischen
Schwach- und Starkstromanlagen, vom 24. Juni 1g02;

auf den Antrag seines Eisenbahndepaltements,

beschliesst:

Art. 1.

Zur Beurteilung der auf Grund des Bundesgesetzes betreffend
die Verbindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten, vom 1. Mai
1850, beziehungsweise auf Grund des Abschnittes Vl des Bundes-
gesetzes betreffend die elektrischen Schwach- und Starkstrom-
anlagen,, vom 24. Juni 1902, zu leistenden Entsahädigungen wird
für jeden der nachstehend genannten Kreise eine Sehätzungs-
kommiseion bestellt:

*) Der jährliche Staatekalender iler gchweizerischen Eidgenossenschaft
enthält die Namen der lt[itglieder der Sehätzungskommieeionin.
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Schätzungskreise.

llr, des
Xrclses

L

tame

Zürich (Nord)

Zürieh (Süd).

Bern (Jura)

4 Bern (Mittelland)

Gebiet

Bezirke Andelfingen, Bulachr Dielsdorf,

Winterthur.
Bezirke Affoltern, Ilinwil, Horgen,

Meilen, Pftifükon, Ustorr Zitrich.
Amtsbezirke Courtelary,, Delsberg, Frei-

bergen, Laufen.' Münster, Nouenstadt,

Pruntrut.
Amtsbezirke Aarberg, Aarwangen,, Bern,

Biel, Burgdorf, Bilren, Erlach, Frau-
brunnen,, Konolfingen, Laupen,, Nidau,

Schu'arzenburg, Seftigen,, Signau,

Trachselwald, Wangen.

5 Bern (Oberland) . Amtsbezirke Frutigen, Interlaken,

Niedersimmental, Oberhasli, Ober-

simmental, Saanen, Thun.

Kanton Luzern.

, Uri'
, SchwYz'

, Unterwalden ob dem Wald.

,, Unterwaltlen nid dem Wald-

, Glarus.
-, zog'
.,,, Freiburg.
., Solothurn.

o Baselstatlt.

- Baselland.

, Schaffhausen.

,,, Appenzell A.-Rh.

n Appenzell I.-Rh.

, St. Gallen.

o Graubünden.
Bezirke Baden, Brugg, Laufenburg,

Rheinfelden, Zturzach.

Bezirke Aarau, Bremgarten, Kulm, Lenz-

burg, Muri' Zoffngen.

6
7

8
I

10
17
72
13
14
15
16
17
18
19
20
2l
22

Luzern
Uri
Schwyz.
Obwalden .

Nidwalden.
Glarus
zog.
Freiburg
Solothurn
Baselstadt .

Baselland
Schafrhausen
Ausserrhoden .

Innerrhoden
St. Gallen .

Graubtinden
Aargau (Nord)

Aargau (Süd).23
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Gebiet

Kanton Thurgau.

,, Tessin.
Bezirke Aubonne, Cossonay, Grandson,

La Vallde, Morges, Nyon, Orbe,
Rolle, Yverdon.

Bezirke Aigle, Avenches, Echallens,
Lausanne, Lavaux, Moudon, Oron,
Payerne, Pays-d'Enhaut, Vevey.

Kanton Wallis.
.. Neuenbrrrg.

-. Genf.
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llr. des
Kreises Name

24 Thurgau
25 Tessin
26 Waadt (West)

27 Waadt (Ost) .

28 Wallis
29 Neuenburg.
30 Genf

Art. 2.

Jede Schatzungskomrnission besteht aus drei Mitgliedern,
lyovon das erste vom Bundesgericht, das zweite vom Bundesrat"
das dritte von der Kantonsregierung ernannt wird. Fär jedes
ltitglied werden von der Wahlbehör'de zwei Ematzmänner be-
zeiehnet (Art.27 des Bundesgesetzes vom 1. l[ai 1850).

Art. 3.

Die Amtsdauer der Schätzungskommissionen beträgt sechs
Jahre; die erste Amtsdauer endigt ausnahmsweise schon am
:11. März 1907.

Art.4.{,)
Das Eisenbahndepartement führt über den Bestand der

Schätzungskommissionen ein Verzoichnis, welehes alljährlich im
eidgenössischen Staatskalender puhliziert und in Sonderabzügen
den Wahlbehörden, den Mitgliedern und Ersatzmännern der
Sehätzungskommissionen, sowie den Eisenbahn- und andern mit
dem Expropriationsrecht ausgerüsteten Unternehmungen zugestellt
wird. W-ahrond des Jahres eintretende Anderungen im Bestand
der Schätzungskommissionen werden vom Eisenbahndepartement
den Interessenten ebenfalls mitgeteilt.

*) Abgeänderter Artikel gemäss Bundeeratsbeschluss vom 17. No-
vember 1905.
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Art. 5.

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1' Januar 1903

'in Kraft. bL no"a"tg"richt und die Kantonsregierungen -"-{^"i
die ihnen zustehenden Wahlen bis spätestens 15' November 1902

trefren, worauf der Bundesrat die Wahl iler zweiten Mitglieder

.und deren Ersatzmönner vornehmen wird'

Art.6'
Die Schötzungskommissionen, welche zur Zeit bestehen oder

noch vor dem 1. Januar 1903 für besondere unternehmungen

besüellt werden, bleiben auch nach dem 1' Januar 1903 fur die-

-jenigen Entschädigungsforderungen zustÄudig, welche -vor 
dem

"-geotnteo 
Zeitpunkt bei ihnen angemeldet worden gind'

Art. ?.

DasEisenbahndepartementwirdmitderweiterenVollziehung
,dieser Verordnung beauftragt'
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Reviiliertes. Reglement
lur

die gemäss dem Bundesgesetze vom r. ilai rgsO betrefrend
die verbindlichkeit zur Abtretung yon pnivatrechten auf-

gestellten eidgenössischen Schätzungskommissionen.

(Vom 5. Dezember 1902.)

Das schweizerisohe Bundesgericht,
Anwendung des Art. 28 des Bundesgesetzas vom 1. Mai

1850 und
in Bereiuigung des Reglementes vom 22. April 1g54,

beschliesst:

I. Abschnitt.

Or.c1anisatinn wnd Geschdfßlcreß iler &htitzungskommissio,cn.

Art. 1.

Die Sahatzungskommission bestoht aus drei Mitgliedern.
Jedes Mitglied hat zwei Ersatzmänner (Art. 2? tles Bundes_

gesetzes über Abtretung von privatreohten).

Art.2.
Den Vorsitz hat das von dem Bundesgerichte oder dessen

Präsidenten gewöhlte l[itglietl oder der fur dasselbe einberufene
Ergatzmann.

Art. 3.

. Zw Gültigkeit der Verhandlungen der Schötzungskommission
ist, unter Vorbehalt der in Art. 6 enthaltenen Beschränkung, die
anwesenheit von drei Mitgliedern, beziehungeweise Ersatzmoiuern,
erforderlich (Art. 31 des Gesetzes).

ll
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Art.4.

Die Schätzungskommissiou iet zur möglichsten Beschleunigung

des Verfahrens verpflichtet (Art. 39 des Gesetzes)'

Art. 5.

In Beziehung auf d,en Ausstsnd von Mitgliedern der schätzungs'

kommission gelten die einschlegigen gesetzlichen Bestimmungen

betreffend aie uitgueaer des Bundesgerichts (art.30 des Gesetzes).

Art. 6.

Handelt es sich um den Ausst'and eines Mitgliedes der

Schätzungekommission, und sind. über denselben die beiden andern

Mitgliede-r geteilter ansicht, oder kommt der ausstand mehr als

einä Mitgtiedes in Frage, so treten filr die diesftilligen Ent-

scheidungän die Ersatzmänner an die Stelle derjenigen Mitgliedert

um deren Ausstsnd es sich handelt (Art. 30 des Gesetzes)'

Ein Rekurs gegen die Entseheidung findet oicht abgesondert

statt, sondern eioe aUnillige Beschwerde ist bei Behandlung der

I{auptsaehe vor dem Bundesgerichte anzubringen'

Art. 7.

Die Schätzungskommission steht unter Aufsicht des Bundes-

gerichts (Art. 28 des Gesetaes).

Infolge dieses aufsichtsrechtes hat die schätzunggkommission

sich allen die Form des Yerfahlens botreffenden weisungen zu

unterziehen, welche ihr vom Bundesgericht im allgemeinen oder

bezüglich einzelner Falle erteilt werden.

Art. 8.

Das Aktuariat bei den Yerhandlungen der Schätzungskommis-

sion kenn durch ein Mitglied derselben besorgt werden' Jedoch

ist es ihr unbenommenr einen eigenen Aktuar beizuziehen' Die

Entschädigung fär <tie aktuariatsgeschäfte wird von der sehätzungs-

kommission festgeeetzt, unter Vorbehalt des Art.28 des Gesetzes'

Art. 9.

In den Geschäftskreis der Schätzungskommission fallen naah

denYorschriften des Bundesgesotaes übor dieAbtretung inbesondere :
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l. Die Prilfung der in Art. 12, Zifrer 2, und Art. 20 des
angeführüen Gesetzes erwähnten Dingaben.

2. Die Entscheidung über den vollen Ersatz der Vermögens_
nachteile, welche für den Abtretenden ohne seino Sotruta
erwachsen (Art. 3 des Gesetzes).

Die Schätzungskommission hat auch in bezug auf die_
jenigen Rechte die Schätzung vorzunehmen, in betrefr welcher
die Abtretungspflicht bestritten wird (Art. 34 des Gesetzes).

3. Die Entscheidung der Frage, ob der Bauunternehmer, statt
nur eines Teils, auf Verlargen. des Abtretenden das ganze
entsprechende Recht zu ubernehmen gehalten soi (Ärt.4
des Gesetzes).

4. Die Entscheidung, ob der Bauunternehmer bereohtigt sei,
statt eines Teils, die Abtretung eines ganzen, zus&mmen-
hängenden Yermögensstückes zu verlangen (Art. 5 des Ge-
setzos).

5. Die Entscheidung über die nach Art. G und ? des Bundes-
gesetzes über Abtretungen von den Berechtigten gestellten
Forderungen in bezug auf ungestörte Kommunikation und
sicherheitspolizeiliohe Massregeln.

ti. Die Bestimmung der Kaution, welche der Bauunternehmer
zu leisten hat, wenn er die Abtretung der Rechto sofort
nach geschehener Schäüzung verlangt (Art.4G des Gesetzes).

Art. 10.

Die Schätzungskommission hat augser dem Bundesgesetze
betreffend die Verbindliehkeit zur Abtretung von privatrechten
auch die einschltigigen Bestimmungen anderer Bundesgeseüze, ins-
besondere des Bundesgesetzes betreffend die elektrischen Schwaeh-
und Starkstromleitungen, vom 24. Juni 1902, zur Anwendung zu
bringen.

II. Abschnitt.

Ei,nleitwng dcs Scktitzungsaerfqhrens.

Art. 11.

Die Schätzungskommission versammelü sich, wenn nicbt be-
sondere,öuosere, das Verfahren hiudernde Umstände in den Weg
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treten, längsr,eos innert vierzehn Tagen, von dem Zeitpunkte an'

*o dä, Ba=uunternehmer das Gesuch um Einberufung derselben

bei dem Vorstande (ersten Mitglietle) der Schätzungskornmission

eingeleicht hat.

Art. 12.

Der Vorstand wird
1. die beiden andern Mitglieder der Schätzungskommission von

Ort und Zeit des Zusammentritts in Kenntnis soken;

2. durch Vermittlung tler Kantonal-, beziehungsq'eise Bezirks-

oderGemeindebe=hordenallebeiderSchätzungbeteiligten
Besitzer von Reohten, unter Angabe von Zeit und Ort, zu

denVerhandlungeneinladen,undzwarso)dassdieselben
u'enigstens sieben Tage vor der Yerhandlung hiervon Kennt-

nis erhalten (Art' 32 des Gesetzes);

3. an den Bauunternehmer eine schriftliche Einladung erlaseen.

Art. 13.

Ist ein Mitglied der schätzuugskomrnission aus erheblichen

Gründen., welche es dem vorstantle bescheinigt einzureiohen hat,

verhindert, an den Verhandlungon teilzunehment so hat es, unter

Mitteilung der erhaltenen Einladung, seinen ersten Ersatzmann

statt seiner zu bestellen. Ist auch dieser verhiudert, so hat er den

zweiten Ersatzmann zu bestellen. auf ähnliche weise soll der

vorstantl in sioh ergebendem Falle filr seine eigene Ersetzung sorgen.

Art. 14.

Jerles Mitglied der schätzungekommission ist verpflichtet, den

Verhandlungon' zu welchen dasselbe einberufen rvurde, bis zum

llnde beizuwohoen.

III. Abschnitt.

Verfakren' bei iler Behätzungslwmmissian'

Art. 15.

BeidemZusammentrittederSchetzungakommissionsetztder
vorstand die anwesenden Parteien im allgemeinon in Kenntnis,

auf welohe Weise bei den Schätzungen verfahren werde'



Reglement der Schätzungskommissionen. 165

Art. 16.
Im Falle des ausbleibens der Beteiligten findet das schätzungs-

verfahren gleichwohl süatt (Art. 82 des Gesetzes).

Art. 17.

- .?i" Schatzungskommission pruft die Eingaben, besichtigt die
der aöschatzung unterlegten objekte und hort in Beziehun! auf
dieselben die Gründe sowohr des Eigentümers als des unter-
nehmerg an.

Art. 18.

Dieselbe wird sich zur Aufgabe machen, durch Untersuchung
der Kaufsprotokolle und, wo solche nicht bestehen oder keinei
genltgenden Aufschluss geben, auf andere möglichst zuverlässige
weise die durchschnittlichen Güterpreise in äer Gegend ausä-
mitteln, welcho durch das Bauunternehmen berührt wird, und wo
die Schätdung vorzunehmen ist.

- Preise, welohe durch besondere, gewöhnlich nioht vor_
kommende Verumständungen sehr hoch stäigen oder sehr niedrig
gehalten u'urden, sind nicht zu beritoksichtigen.

Art. 19.

. 
Die Schätzungskonrmissiou ist befugt, lr,enn sie es notwendig

erachtet, abgeordnete des Gemeinderates oder besondere sach--
verständige zu Rate zu ziehen. Sie hat die Entschadigung der_
selben zu bestimmen (Art. BB des Gesetzes).

Art. 20.
Von den Parteianbringen ist in das protokoll nichts aufzu_

nehmen, ausser wenn eine partei gegenüber der andern bestimmte
Rechtsverpflichtungen übernimmt, welche sich auf den Gegenstand
der Expropriation beziehen. Auf ausdrückliches Begeh-ren der
Parteien sind auch diejeuigen Ford.orungen und Aneibietungen,
welche von den ursprünglichen abweiehen, zu protokollierenl

Art. 21.
\Menn die beideu andern Mitglieder der Schätzungskornmission
nicht für einen Entscheid einigen, so steht dem Vorsüande
Recht der Entscheidung zu. In Beziehung auf die Ent_

sieb

das
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schädigungssummen ist er an die Yoten der beiden Schätzungs-

.uoo# nicht gebuntlen. Es ist aber der Yoretan'l verpflichtet'

,"irr"o Entscheiä innerhalb der Grenzen der divergiereuden Anträge

der zrvei l\[itglietler iler Schätzungskommission abzugeben'

Lrt. 22.

Das Protokoll soll, nobst den Namen der Parteien' der Be'

zeichnung des zu expropriierenden Gegenstandes und dem Eot-

scheide, äie Aog"be a". Entttluidungsgründe enthalten'

Art. 23.

IndemEntscheidesollendiesumuren,welohedenGegen.
wert für das abzutretende Grundeigentum oder andere Rechte

bilden, von denen, welche sich auf die Wertvermintlerung übrig-

bleibender Parzellen oder auf anderweitige Vermögensnachteile

beziehen, auseinandergehalten werden, dergestalt' dass für jeden

Gegenstand ein besonclerer Ansatz gemacht wird'

Lrh. 24'

In den Entscheidungsgründen ist vorzuglich zu erwähnen:

1. welches die aorcteöhnittliohen verkaufspreise soien, wo

eine Ausmittluug derselben möglich war' Wenn die Ab-

sohätzung bedeJtend von diesen Preisen abrveicht' so ist

der Grund anzugebenl
2. welche Veru*stindongen dahin wirken' dass noch s'eit-e-re

Entschädigun gel) n. g. für Zerstückelung, erschwerte -Zt'
fahrt, scf,wiärigere Bebauuug der. den Abtretern übrig

bleibenden Parzellen usw'r zugesproohen werden mtlssen'

Art. 25.

Bei BestimnuDg von Kautionen, wolehe der Bauunternehmer

zu leisten hat, wenn er die Abtretung der Rechte sofort nach

geschehener Schetzung verlangt ({t' 9-,. Ziffer 6), soll dem Bau-

internehmer freigeste-llt s'er.den, dieselben entweder in bar' in

Wertsehriften oder durch Burgschaft zu leisten, unter Vorbehalt'

dass die Wertschriften und Bürgschaften im Falle des Wider-

spruohs von der betreffenden Kantonsregierung als genügend

erklert werden.
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Art. 26.
Das Protokoll ist von sämtlichen Mitgliedern der Schätzungs_

kommission oder vom Vsrstande und dem Aktnar zu unterzeichnän.

Art. 27.
Von dem Protokolle ist dem Bauunternehmer eine voll_

ständige Abschrift mitzuteilen.
Den einzelnen Expropriierten sollen insoweit Auszäge des

Protokolls zugestellt werden, als dasselbe sie berührt.
. Im Original des Protokolls ist der T4g der Zustellung an

die Betreffenden zu bemerken.

Art. 28.
Das Original des Protokolls, nebst den Eingaben der Xlx-

propriierten und der Korrespondenz, soll die Schätzungskommission
jeweilen, nachdem sie ihre Verrichtungen in dem betreffenden
Gebiete beendigt haben wird, dem Bundesgerichte zur Nieder-
legung in sein Archiv zustellen.

. aft. 29.
Das Verzeichnis der Kosten der Schätzungskommission ist,

durch don Yorstand unterzeichnet, dem Bauunternehmer zuzustellen,
der fiir die Auszahlung zu sorgen hat (Art. 4g des Gesetzes).

Art. 30.

Gegenwärtiges Reglement ist dem Bundesrato behufs Auf-
nahme in die amtliche Gesetzessammlung der Eidgenossenschaft.,
sowie den Mitgliedern des Bundesgeriohts und. den Schätzungs-
kommissionen in besondern Abdrücken mitzuteilen. Dasselbe tritt
mit dem 1. Januar 1903 in Kraft.
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Auszug aus dem Schweiz. Zivilgesetzbuch.

Art. 6?5.

Bauwerke und andere Vorrichtungen, die auf fremdem Bodeu

eingegraben, aufgemauert oder sonstwie dauernd auf oder untor

der Bodenfläche mit dem Grundstilcke verbunden sind, können

einen besonderen Eigentümer haben, wenn ihr Bestand als Dieust-

barkeit in das Grundbuch eiugetragen ist.

Die Bestellung eines Baurechtes an einzelnen Stookwerken

eines Gebäudes ist ausgeschlossen.

Art. 676.

Leitungen für Wassor, Gas, elektrische Kraft u. dgl., die

sich ausserhalb des Grundstückes beffnden, dem sie tlienen, u'erden,

wo es nicht anders geordnet ist, als Zugehör des Werkes,
vou dem sio ausgehen, und als Eigentum des Werkeigentümers
betrachteü.

Soweit nicht das Nachbarrecht Anwendung findeü, erfolgt

die dingliche Belastung der ftemden Grundstüake mit solchen

Leitungen durch die Erriohtung einer Dienstbarkeit'
Die Dienstbarkeit entsteht, wenn die Leitung nicht äusserlioh

wahrnehmbar ist, mit der Eintragung in das Grundbuch und in
den andern Fölleu mit der Erstollung der Leitung.

Art. 691.

Jeder Grundeigentümer ist gehalten, die Durchleitung von

Brunnen,, Drainierröhren, Gasröhren u. dgl., sowie von elektrischen

obor- oder unterirdischen Leitungen gegen Yorgängigen vollen

Ersatz des dadurch verursachten Sahadens zu gestatten, insoferu

sich die Leitung ohne Inanspruchnahme seines Grundsttlckes gar

nioht oder nur mit unverhältnismässigen Kosten durchfilhren lässt.

Das Rechü auf Durchleitung aus Nachbarrecht kann in den

Fällen nicht beansprucht werden, in denen das kantonale Recht

oder das Bundesrecht auf den Weg der Enteignung verweist.
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Solche Durchleitungen werden, wenn es der Berechtigte
verlangt, auf seine Kosten in das Gmndbuch eingetragen.

Art. 692.
Der belastete Grundeigentümer hat Anspruch daraui dass auf

seine Interessen in billiger Weise Rticksicht genommen werde.
Wo ausserordentliche Umstände es rechtfertigen, kann er bei

oberirdischen Leitungen verlangen, dass ihm das Stuck Land, über
das diese Leitungen gefuhrt werden solleu, in angemeesenem
Umfange gegen volle Entschädigung abgeuommen werde.

Art. 693.
Andern sich die Verhältnisse, so kann der Belastete eine

seinen Interessen entsprechende Verlegung der Leitung verlangen.
Die Kosten der Yerlegung hat in der Regdl der Berechtigte

zu tragen.
Wo besondere Umstände es reehtfertigen, kann jedoch ein

angemessener Teil der Kosten dem Belasteten auferlegt werden.

Art. 779.
Ein Grundstück kann mit der Dienstbarkeiü belastet werden,

dass jemand das Recht erhält, auf oder unter der Bodenfläche ein
Bauu'erk zu erriohten oder beizubehalten.

Dieses Recht ist, ryenn es nicht anders vereinbart wird,
iibertragbar und vererblich.

Ist das -Baureoht selbständig und dauernd, so kann es als
Grundstück in das Grundbuch aufgenommen werd.en.

Alt. 943.
Als Gruudstilcke werden in das Grundbuch aufgenommen:
1. die Liegenschaften,
2. die selbstilndigen und dauerndon Rechte an Grundstücken,
3. die Bergn'erke.

Über die Art der Aufnahme der selbständigen und dauernden
Rechte und der Bergwerke setzt eine Verordnung des Bundesrates
das Ntlhere fest.
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Auszug aus dem Bundesgesetz
. itber den

Bau und Betrieb der Eisenbahnen auf dem Gebiete der

schweizerischen Eidgenossenschaft.

(Vom 23. Dezember 1872.)

Ltt.22.
Die Eisenbahnen sind verpflichtet, unentgeltlich

a) die Herstellung von Telegraphenlinien längs der Eisenbahn

und auf dem dazu gehörenden Land zu gestatten;

ö) bei Herstellung von Telegraphemlinien und bei grässeren

Reparaturen an densolben die diesfelligen Arbeiten durch

ihro Ingenieure beaufsichtigen und leiten zu lassen I

c) kleinere Reparaturenr unter welchen das Nachsetzen und

Ersetzen einzelner Stangen inbegriffen ist, und die Über-

wachung der Telegraphenlinien durch das Bahnporsonal

besorgen zu lassen, wobei das hierzu nötige Material von

der Telegraphenverwaltung zu liefern ist;
d) die Dienstdepeschen der eidgenössisehen Eisenbahn-, Post-

und.'felegraphenverwaltung durch die Bahntelegraphen zu

übermitteln.
Art. 23.

.Iede Eisenbahnverwaltung ist berechtigt, ausschliesslich für
ihren Dienst länge der Bahn auf ihre Kosten einen und wo das

Bedurfnis es erheischt, zwei Telegraphendrähte und für diese in

den Bahnhöfen und Stationen Telegraphonapparate anzubringen.

Wenn längs der Bahn von der Telegraphenverwaltung eine

Lioie erstellt wird, so kann sie deu Draht an der Hauptleitung,

derselben anbringen.
Die Telegraphenvorwaltung ist ihrerseiüs bereohtigt, ftlr den

Fall, als sie in einem Stationsgebäude einen Apparat für den

öffentlichen Dienst aufstellen will, die nötige Räumlishkeit.hierfür
unentgeltliah zu beanspruchen.
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Bundesgesetz
betrefend

da,s Telephonrvesen.*)
(Vom 27. Juni 1889.)

Die Bundesversam mlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,

in Anwenduug von Art. 36 der Bundesverfassung;
nach Einsicht einer Botschaft des Buudesrates vom 18. No-

vember 1888,
beschliesst:

Art. 1.

Die Errichtung und der Betrieb von Telephonanlagen bildet
einen Teil des Telegraphenrvesens (Art. 36 der Bundesverfassung) und
wird dem Geschaftskreis der Telegraptrenverwaltung zugewiesen.

Die auf das Telegraphenrvesen bezilgliohen Bestimmungen
dos Bundesstrafrechtes finden auch auf das Tolephonu'eson An-
wendung.

Art.2.
Ftir die Vermittlung des telephonischen Verkehrs sind

bestimmt:
a. die Telephonnetzo der einzolnon Oltschaften;
ö. die Gomeindestationen ;
c. die Netzverbindungen.

Art. 3.

Jedermann hat das Reeht, den Beitritt zu einem bestehenden
Telephonnetz zu verlangen, insofeln die Errichtung und Verbiu-
dung der verlangüen Station auf dem dazu bezeichneten Grund-
stiick ungehindert und unentgeltlich erfolgen kann.

a) Die seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingetretenen Änilerungen
der Art. 12 und 14 eind im Texte berücksichtigt.
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Neue Netze werden erstellt5 sobald die übernahme der

Stationen durch schriftliche Yerpflichtung der Teilnehmer ge-

sichert ist.
öfrentliche Sprechstationen werden in einem Netze errichtet',

rvenn naeh dem Ermesson des Bundesrstes das Bedürfnis hierfUr

vorhanden isü. Die Stationsinhaber werden durch einen vom

Bundesral, zu bestimmenden Anteil an den Taxon firr die Über-

lassung des Lokals und die Dienstbesorgung entsohädigt'

Art. 4.

Gemeindesüationen werden in Gemeinden ohne Telephonrretz

im Anschluss an das Telephonnctz oder an das Telegraphenbureau

einer andern Gemeinde unter folgonden Bedingungen erriehtet:

a. Dio betreffende Gemeinde bezahlt eine fixe jährliche Ge-

bähr von 120 Franken nebst allfblligem Distanzzuschlag

(Art. 12 .d., d, und 13).
ö. Sie stellt ein geeignetes Lokal zur Yorfügung und lässt

durch einen auf ihren Vorschlag von dem Post'und Eisen-

bahudepartement zu ernennenden Angestellten den Dienst

auf ihre Kosten besorgen.
c. Die gesetzlich vorgeschriebenen Taxen werden zu Handen

dec Bundes bezogen und verrechnet.
d. Die Gemeinde erhält als Entgelt ihrer Ausgaben einen vom

Bundesrat festzusetzenden Anteil an den bezogenen Taxen

und ist im weitern berechtigt, von jedem abgehenden Tele-

gramm neben der gesetzlicheu Telegraphentaxo und der in
l,rt. 72, lit. B, e, und Art. 13. lit. c, bezeichneten Gebuhr

oinen Zuschlag von 15 Centimes zu €igenen Handen zu er-

heben. Ankommende Telegramme sind vorbohältlich all-

fülliger Expressengebühren unentgeltlich zu bestellen.

Art. 5.

Der Bundesrat entscheidet über die Frage, welehe Netze unter
sish verbunden werden sollen. Er ist berechtigt, von Gemeinden,

welche eine solche Verbindung wünschen, die Ga,rantie eines

bestimmten Minimalertrages der Yerbindungslinie zu verlangen.

Netzverbindungen dürfen nicht erstellt werden, wenn tladurch

der Yerkehr auf den bestehendon Linien oder der Bau noch aus-

stehender wichtiger Verbindungen beeinträchtigt wird.
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Art. ti.
Die aue der Aufnahme in ein 'felephonnetz hervorgehenden

Rechte und Pflichten beginneu mit dem Tage, welcher auf die
Übergabe des in betriebsftihigem Zustande boffndlichen Stations-
apparates fblgt.

Unter der Bedingung einer monatlichen Voranzeige kann
jeder Teilnehmer seiuen Rücktritt erklären; erfolgt derselbe im
Laufe des ersten Jahres, so ist eiue Entschädigung von Fr.40,
im zweiten eine solche von Fr. 20 zu bezahlen.

Beträgt die Entfernung zwisohen einer Station und der
Zentralstation mehr als 2 Kilometer, so ist nebstdem eine Ent-
schildigung für die Linienanlage zu bezahlen, und zwar im ersten
Jahre Fr. 30, im zweiten Fr. 20 fur je 100 Meter Mehrlänge.

Art. 7.

Jeder Teilnehmer hat das Reoht:
a. zrrm Verkehr mit den Stationen des eigenen Netzes;
b. zum Yerkehr mit denjenigen der angeschlossenen Netae;
c. zur Bestellung von Mitteilungen, welche der'Ielephonzentral-

station telephonisch aufgetragen und durch Boten schriftlich
an den Adressaten bestellt rverden (Phonogramme);

d,. zur Abgabe und zum Empfang von Telegranmen durch
Vermittlung der Zentralstation, insofern diese mit dem
Telegraphenbureau verbunden ist.

Die Verwaltung verpflichtet sich dem Iuhaber einer Station
gegonilber weder für den l-ortbestand der übrigen Stationen,
noch für denjenigen der Netzverbindungen (lit. a und ö).

Art. 8.

Der Teilnehmer ist verpflichtot, die ihm anvertrauten Stations-
apparate, sowie die im Innern der Wohnung beffndliche Leitung
gegen jede Beschtidigung zu schützen, und haü für den Schaden
zu haften, weleher der Verwaltung durch sein eigenes'oder eines
Dritten Versohuldeu erwächst.

Ärt. 9.

Die mit einem Telephonnetz verbundenen Gemeindesüationen,
sowie die öfrentlichen Sprechstationen stehon jedermann für den
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gleiahen Verkehr zur Verfügung, welehe-r den Inhabern der

tib"ig"o Staüionen des Netzes gemäss Art. 7 zusteht'

Die ubrigen Gemeindestationen haben, wie die öfrentlichen

Telegraphenbureao*r die Abgabe und den Empfang der Tele-

gramme zu besorgen

Art. 10.

Die Netzverbindungen dienen zum Verkehr mit den einzelnen

Stationen der unter sich verbundenen Netze (Art' 7, lit' b)' Fur

Anstände und Störungen, die daraus entstehen, dass eine Netz-

verbintlung verlangt wird, welche durch Zwischenstationen geht,

übernimmi die Yerwaltung keine Verautwortlichkeit (Art. 16)'

Art. 11.

Die Gesuche um Benützung der öffentlichen Stationen, sorvie.

der Gemoindestationen urd der Netzverbindungen (Art. ?r lit' ä)'

werden nach der Reihenfolge der Anmoldungen erledigt.

\[enn weitere Anmeldungen dritter Personen vorliegen', so

darf die Dauer eines Gespräches nicht mehr als drei Miuuten

botragen und die gleiche Person bei nicht mehr als zwei Ge-

sprächen nacheinander beteiligt sein'

Amtlichen Mitteilungen politischer und polizeilicher Behörden

mugs auf Verlangen der Vorrang vor allen übrigen, sowie un-

beschränkte Zeitdauer eingeräumt werden.

Art. 12.

Die Iuhaber von Telephonstationen haben folgende Gebühren

zu entrichten:
/. Eine jährliche Abonnementsgebuhr ful jeden Anschluss

an die Zentralstation; dieselbe beträgt:

a. in Netzen bis zu 300 Abonnenten Fr. 60,

0. in Netzen mit mehr als 300 Abonnenten Fr. 70.

Für die Berechnung dieser Gebuhren ist die Zahl der Abon-

nenten eines Telephonnetzes bei Beginn des Kalenderjahres masg-

gebend. Die Versetzung in eine andere Gebuhrenklasse tritt erst

mit dem nächstfolgenden 1. Juli in Kraft. Die Abonnenton werden

wenigstens dlei Monate vor diesem letztern Zeitpunkt von der

ointretenden Anderung iu Kerntnis gesetzt. r '
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c. Wenn die Abonnentenstation mehr als 2 Kilometer von der
Zentralstation entfernt ist, wird von je 100 Metern Mehrlange
oder einem Bruchteil von 100 Metern ein jährlicher Zu-
schlag von Fr. 3 für einfachen Draht, Fr. 4.50 für Doppel_
draht erhobon.

Der Bundesrat wird in joder Ortschaft, unter BerUcksichti_
gung der Interesseu der Mehrzahl der Einwohner, den Ausgangs_
punkt ftlr die Berechnung der Entfernungen festsetzen.

Die jährlichen Gebühren und Entschädigungen fär besondere
Einrichtungen (Umschaltvorriohtungen, kombinierte Verbindungen,
Ztsatzapparate u. dgl.), sowie diejenigen fur konzessionierte
Telephonverbindungen und Stationsverlegungen, werden vom
Bundesrat festgesetzt.

Der Abschluss eines neuen Abonnementsvertrages innerhalb
Monatsfrist nach ablauf eines früheren vertrages wird als stations-
verlegung behandelt.

Die unter lit. a bis c errvähnten Gobühren sind halbjährlich
auf 1. Januar und -1 . Juli 'r'orauszubezahlen.

B. Filr den Verkehr zwischen den Stationen eines Telephon-
netzes (Arü. 7, a) werden folgende Gebühren erhoben:

a. Für jede Verbindung im Lokalver.kehr 5 Rp.,
0. Für Abnahme und Zustellung einer jeden Mitteilung an

Dritte (Phonogiamme, Art. 7, c) 1 Rp. firr jedes Wort,
nebst einer fixen Grundtaxe von 20 Rp., mit allfälliger
Aufrundung des Gesamtbetra,ges.

Bei Entfernungeu von mehr als einem Kilometer werden
überdies die für den Telegraphenverkehr festgesetzten ZuschlAge
erhoben.

c. Für die telephonische Yermittlung eines Telegrammee
(Art. 7, d) 10 Rp.

Die von den 'felephonbeamten gefuhrten Verzeiahnisse tiber
die Verbindungen (8, lit. a), die phonogramme (8' lit. ö) und
die Telegramme (.B, lit. c) sind unter Vorbehalt des Gegen-
bewoises für die Berechnung der Gebuhren massgebend..

C. Fur Bergverbindungen werden je nach den Verhtiltnissen
besondere Bedingungeu festgestellt.
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Art. 13.

Auf den Gemeindestationen und öffentlichen Sprechstationen

werden folgende Gebühren erhoben:
a. die Gebuhren filr den Verkohr mit den Stationen des eigenen

Netaes (Art. I und Art. 7, a) werden naeh der Dauer der

Yorbindungen berochnotr in der Weise, dass fär oine Dauer

von je drei Minuten oder einen Bruchteil dieser Zeit 10 Cts.

erhobeu werden I

ö. fur lflitteiluugen an Dritte gilt die Bestimmung des Art. 72, B, b ;

c. fär die Abgabe von Tolegrammen diejenige des Art. 72, Brc-

Art. 14.

Die Gebühr fur die Benlltzung der Netzverbindungen zum

Zt'ecke des Verkehrs mit den Stationen angeschlossener Netze

(Art. ?, lit. ö, und Art. 9) betrögt fur je drei l\flinuten oder einen

Bruchteil dieser Zeit:
20 Rp. bis auf eine Entfernung von

40 ,, ;. T. 'i)

6ot))r)rtt
Soni', ,',,.,')1

100 ,, fllr grössere Entfernungen

Die Entfernungen werden nach der Luftlioie gemessen.

Art. 15.

\Menn der Ertrag tles Telephonbetriebes es erlaubt, soll der

Bundesrat eine Ermässigung der Taxen eintreten lassen.

Er ist ferner ermächtigt, im Interesse der Verbindung ent-

legener Landesteilo mit grössern Verkehrszentren eine Taxermäs-

sigung eintrcten zu lassen.

Art. 16.

Die Verwaltung sorgt in eigenen Kosten für die Erstellung
md den Unterhalt der Telephonsnlagenr sowie für die sofortige

Hebung von Störungon des Betriebes. Dauert die ohne Verschulden

des Inhabers eingotretene Störung des Betriebes einer Station
(Art. 8) länger als fünf Tage, so wird die bezahlte Gebuhr

{Art. 12) im Yerhöltnis der weitern Unterbrechungstlauer zurüok-

trezahlt.

20
50

100
200

km ( I. Zone)

", 
(tr. .,r )

,,(['r)
nGV.r,)(v. , )
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Art. 17.
Die Beamten und Angestellüen der Verwaltung siud ver_pflichtet,_den telephonischeJVerkehr gJeimzuhalten. Die über_tretung diesor vorschrift wird in leicf,brn Fällen disziplinarisch

geahndet, in schwereren strafrechtlich verfblgt.
Der Bundesrat ist berechtigt, die Fehlbaren zu entlassen.

Art. 18.

Der W'ortlaut der zur_ Restellung an Dritte eingehenden

Y:rT*'*:l !tl,:.t, c), wie derjenige där relegram*u 1Ä"t. z-, f,lsr. yom 'r'erephonisten sofort niederzuschreiben und 
",, auo .loflgeber mit der Aufforderung zu allftilliger Berichtigung t"l"ph";;lzurückzumelden. Die Zustelluog uo" den Adressatn darf erstnaeh erfolgter Auerkennuog deiRichtigkeit stettfinden.

Art. 19.
Wenn die Bedurfnisse des verkehrs die Umgestaltung eines

Netzes oder einzelner- Verbindungen notwendig iachen, "ist 
dieYerwaltung jederzeit berechtigt, f,estehende Värtuage aof monat_

liche Voranzeige hiu zu küudän.
Die Verwaltung ist befugt, eine Station ohne Entschädigungjederzeit aufzuheben, wenn der Inhaber einer Auffordu.oog ro-"

Bezahlung- sohuldiger Gebühren nicht innert Monatsfrist Folgelcistet, und- ebenso, wenn derselbe, ungeaehtet erfolgter Ve.**ouo-g,
das Telephon zu Beleidigungen vÄ Telephona-ngestellten misli
braucht oder missbrauchenlass-t. Die aufhebung erforgt in letzteremFall nach stattgehabter amtlicher Untersuchung du"rch das post_
und Eisenbahndeparüement.

Art. 20.

Der Bundesrat ist befugt, für die Erstellung telephonischer
Verbindungen, welche von der öffentlichen fetepironaostalt un_
abhängig sind und deren Benutzung auf bestimmte personen be-
sohränkt wird, Konzessionen ,o 

".äiluo.Wird für die Anlage einer solchen verbindung kein EigentumDritter iu Anspruch genommen, so ist eine Konzession nicht er_
forderlich.

T2
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Art' 21.

Die Erteilung einer Konzession schliesst keinerlei Bechte in

bezug auf die Benut'zung fremden pige3lumst sei es des Staates'

der Gemeinden oder too"P'inateo, in sich' und es hat somit der

Konzessionär die bezttgliehe Bewilligung von den Eigentitmern

,"tUst 
"io"ot 

olen unil "sich in betrefr einer allftilligen Entschä-

digung direkt mit ihnen abzufinden'

Art.22.

Eine Konzession wiril nur dann erteilt' wenn durch die Aus-

fuhrung derselben die öffentliche Telegraphen- und Telephonanstalt

weder in ihrem Bestsnde und Betriebe, noch in der weitern

Entwicklung beeinürächtigt wird'
Solche Konzessionen"sind jederzeit ohne Entschä'digung v'ider-

ruflich' 
art. 28'

Der Bündesrat wird über die Ausfuhrung diesos Gesetzes

die nötigen Verordnungen erlasson'

Art.24.

Der Bundesrat ist beauftragt, auf Grundlage der Bestim-

mungen des Bundesgesetzes "o-- 
i?' Juni 18?4' betreffend die

Votür"Urd-mung üb-er Buntlesgesetze und 
- 

Bundosbeschlüsse' das

gegenwärtige Geseta bekanntzrimacheu und den Zeitpunkt seines

Inkrafttrotens zu bestimmen'
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Bundesbeschluss
über

die Abgabe inländischer Wasserkräfte tns Ausland.

(Vom 31. März 190ti.)

Die Bundesyersammlung
der schrveizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates vom 4. De-
zember 1905,

beschliesst:

1. Die Abgabe von elektrischer Energie, welche aus in-
lendischor Wasserkraft gewonnen wird, ins Äusland bedarf der
bundesrätlichen Bewilligung. Staatsverträge sind vorbehalten.

2. Das Gesuch ist der Kantonsregierung einzureichen, die
es mit ihrem Gutachten versehen an den Bundesrat weiterleitet.

3. Der Bundesrat wird die Bewilligung erteilen, insoweit die
Wasserkraft nicht im Inland Vern'endung findet.

4. Die Bewilligung wird auf eine bestimmte Dauer erteilt,
welche nicht mehr als zwanzig Jahre beträgt, und kann auf
Gesueh des Inhabers abgeändert oder erneuert werden. Für die
Anderungs- oder Erneuerungsgesuche finden die Bestimmungen
von Art. 2 und 3 ebenfalls Anwendung.

5. Jede Bewilligung kann vom Buudesrat aus Gründen des
öffentlichen Wohles während ihrer Dauer jederzeit gegen Ent-
schadigung widerrufen werden. t'ür die Feststellung der Ent-
schädigung ist im Streitfall das Bundesgericht zuständig.



1qO Krsftsusfuhr'

6. Die Beschlüsse des Bundesraües gemäss Art' 3t 4 und 5

sind endgültig.

?. Die Steuerhoheit und die Wasserrechtsgeaetzgebung dcr

Kantone bleiben, iunert der Sahranken der Bundesverfassung und

ilies€s Bundesbcchlus€s, gewohrt'

8. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung beauftragt'

9. Die Gtltigkoit diescs Bundesbesohlussc wird euf drei

Jahre bcoh$nkL
10. Er wird uach Massgabe von Art' 89, Absatz 2r d9r

BunilegverfaßsungaletlringlicherkliirtundtrittsofortinKraft.
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Bundesbeschluss

betretrend

Verlängerung der Gllltigkeitsdauor des Bundesbeschtusses
vom 31. tärz 1906 ttber die Abgabe inländischer Wasser-

krätte ins Ausland

(Vom 24. Mtrz 1909.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenoss€nschaft,

nach Einsicht eines Sohreibens des Bundosrates yom
19. März 1909,

beschliesst:
Der Buudesbesahluse vom 31. März 1g0G über die Abgabe

inlendisoher \{:asserkräfte ins Ausland, dessen Gültigkeit auf
drei Jahre limitiert worden war, wird so lange in Wirksamkeit
belasseu, bis die Materie bundesgesetzlich geregelt sein wird.
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Anlagen:  

An die  technische Abteilung  des  Eisenbahn•departeinents: 

Neuanlagen 
Es  sind einzureichen für: 

Änderungen und Erweiterungen  von  Anlagen Temporäre Anlagen I  
Anzahl 
Exempl.  Artikel  Anzahl 

Exempl.  Artikel Anzahl 
Exempl.  Artikel  

Maschinen- und Apparatenanlagen  1)  Pläne 3 43, 54, 56 Anzeigen, eventuell Pläne 3 44, 54 Anzeigen, eventuell Pläne 3 52 
Starkstromleitungen ausserhalb Bahngebiete) Pläne  	 3 45-47, 49, 

54-56 Pläne 	  3 48 Anzeigen 	  3 52 
Kontakt- und Speiseleitungsanlagen auf Bahngebiet  Pläne und Berechnungen . 	. 3 50, 54-56 Pläne und Berechnungen . 3 51, 54-56 Pläne, eventuell Berechnungen 3 52, 54-56 

An die  Obertelegraphendirektion: 
Kontakt- und Speiseleitungen auf Bahngebiet 	. Pläne 1  50, 54-56 Pläne 	  1 51, 54-56  Pläne 	  1 52, 54-56  

') Inkl. Anlagen nicht elektrisch betriebener Bahnen, deren Errichtungskosten  den  Bauausgaben  der  Bahn zugezählt sind, und über deren Betrieb nicht gesonderte Rechnung geführt wird (vgl.  Art. 6).  
') Inkl. Leitungen nicht elektrisch betriebener Bahnen ausserhalb Bahngebiet, deren Errichtungskosten  den  Bauausgaben  der  Bahn zugezählt sind, und über deren Betrieb nicht gesonderte Rechnung geführt wird (vgl.  Art. 61).  

Anhang  2.  

Tabellarische Zusammenstellung  der  für elektrische Anlagen erforderlichen Eingaben. 
Starkstromanlagen ausserhalb  des  Bereiches  von  Eisenbahnen (Abschnitt  B).  

(Vorlagen  an  das Starkstrominspektorat.) 

_I 
el  

Anlagen. 

Maschinen- und Apparatenanlagenl) 	. 
Hochspannungsleitungen  3)  
Werkschwachstromleitungen  am  Gestänge  von  Hochsp.-Leitungen  3)  
Besondere Tragkonstruktionen  3)  

Niederspannungsleitungen, welche Parallelführungen oder Kreuzungen 
mit andern Leitungen zur Folge haben  a)  

Niederspannungsleitungen ohne irgendwelche Parallelführungen 
oder Kreuzungen mit andern Leitungen 

Hausinstallationen . 

Anzahl 
Exempl. Artikel Anzahl 

Exempl.  
Artil 

2 8, 20, 22  Anzeigen, eventuell Pläne  2 9  
. 	,  3  10-12 16,  

20  und  21 Pläne  3 13 
3 14  Anzeigen  3 14 
2 10  Anzeigen, eventuell Pläne  

und Berechnungen  
2  iG 

3 10  Anzeigen 	  2 3) 15  
i  2 3) 10, 15  eventuell Pläne  (3)  

—  3  — — — 

eigen  

	i  

Anzahl 
Exempl.  Artikel  Anzahl 

Exempl.  Artikel  

Anzeigen 2 17 Anzeigen 2 2:1 
Anzeigen 3 17 Anzeigen 3 29 
Anzeigen 3 17 Anzeigen 3 29 
Anzeigen 2 17 Anzeigen 2 29 

Anzeigen  2  3)  17 Anzeigen 2  29  

Neuanlagen 	 Änderungen und  Erweiterungen  von  Anlagen Temporäre Anlagen 
	I Handänderung und Beseitigung  von  Anlagen 

Es  sind einzureichen für: 

Pläne 
Pläne 	  
Anzeigen 	 
Pläne und Berechaunge 

Pläne . 	  
eventuell nur Anzeigen 

Weder Pläne 
noch Anzeigen 

Weder Pläne  noch Anz  

I 

1)  Inkl. Anlagen auf Bahngebiet, deren Errichtungskosten  den  Bauausgaben  der  Bahn nicht  zugezählt sind, und über deren Betrieb gesonderte Rechnung geführt wird (vgl.  Art. 6').  
') Inkl. Leitungen für Bahnunternehmungen ausserhalb Bahngebiet, deren Errichtungskosten  den  Bauausgaben  der  Bahn nicht zugezählt sind, und über deren Betrieb gesonderte Rechnung geführt wird (vgl.  Art. 6 2). 
3)  Wovon ein Exemplar  an  das Starkstrominspektorat und ein Exemplar  an  das zuständige Telephonburean (vgl.  Art. 15).  

Starkstromleitungen längs und quer zu Eisenbahnen (Abschnitt  C).  
(Vorlagen  an die  technische Abteilung  des  Eisenbahndepartements durch Vermittlung  der  betreffenden Bahnverwaltzanq.) 

Anlagen : 

Hochspannungsleitungen 

Niederspannungsleitungen 

Neuanlagen 
Es  sind einzureichen für: 

Änderungen und Erweiterungen  von  Anlagen Temporäre Anlagen Handänderung und Beseitigung  von  Anlagen - 

Pläne  
und Berechnungen 	. 	. 	 

Pläne 	  
und Berechnungen 	. 	. 	 

Anzahl 
Exempl. Artikel 

Pläne 	  
und Berechnungen 	. 	. 	 

Anzeigen 	  
eventuell Pläne 	. 	. 	. 	 
und Berechnungen 	. 	. 	 

Anzahl 
Exempl. Artikel 

Anzeigen 	. 	.  

Anzeigen 	. 	.  

Anzahl 
Exempl. Artikel 

Anzeigen 	. 	.  

Anzeigen 	. 	.  

Anzahl 
Exempl. Artikel 

4  
1  
4  
1  

{  36-32  
{  35-37 

32  

4 
1  
4 
4  
1  

33  

33  

4 

4 

34  

34  

1 

1 

41  

41  

Starkstromleitungen für elektrische Eisenbahnen (Abschnitt  D).  
(Vorlagen  an  das  Post-  und Eisenbahndepartement.) 

Kreuzungen  von  Starkstromleitungen elektrischer Bahnen mit Schwachstromleitungen (Abschnitt  E).  
(Vorlagen  an die  technische Abteilung  des  Eisenbahndepailenzents.) 

Anlagen : 

Es  sind einzureichen 

Anzahl 
Exempl. Artikel  

Kreuzungen infolge Neuerstellung oder Erweiterung elektrischer Bahnen Angaben  in  Tabellenform') . 1 61 
Kreuzungen infolge Neuerstellung  von  Schwachstromleitungen Anzeigen, 	  1 

wenn nötig Zeichnungen 2 62  
')  Die  Tabellen sind nach erfolgter Verständigung mit  der  Obertelegraphendirektion und  den  Besitzern allfällig anderer,  die  Bahn kreuzenden Schwachstromleitungen auf besonderem Formular einzureichen. 

Planvorlagen für  Expropriation  (Abschnitt  B I  e  und  D  I  e).  
(Vorlagen  an  das Starkstrominspektorat, bezw.  an  das Sekretariat  des  Eisenbahndepartements.) 

Es  sind gleichzeitig mit  der  Planauflage  
in den  Gemeinden einzureichen:  

Anlagen: Anzahl Artikel  
Starkstromanlagen, ohne solche für elektrische Bahnen (Vorlage  an  das Starkstrominspektorat) Ein Expropriationsgesuch mit Plänen 1 18 und 19 
Starkstromanlagen für elektrische Bahnen (Vorlagen  an  das Sekretariat  des  Eisenbahndepartements)  Ein Exproprintionsgesuch mit Plänen 1 53 
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